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Faire Chancen für junge Menschen

Mit dem Start des SIBs im Landkreis Osnabrück kamen 

Fragen zu möglichen Grenzen der rechtlichen Zuläs-

sigkeit eines SIBs in der Kinder- und Jugendhilfe auf. 

Die Bertelsmann Stiftung hat daher Dr. Thomas Mey-

sen (SOCLES International Centre for Socio-Legal Stu-

dies gGmbH) beauftragt, dazu eine Rechtsexpertise zu 

erstellen. Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass 

die Einbeziehung privater Mittel bei der Leistungser-

bringung durch die Träger der freien Jugendpflege im 

Grundsatz rechtlich zulässig ist. Durch die Vereinba-

rungen in einem SIB dürfen den Sozialleistungsberech-

tigten jedoch keine Nachteile, sondern nur Vorteile 

entstehen, und die sozialrechtlichen Vorgaben dürfen 

nicht umgangen werden.

Um der Fachöffentlichkeit die Möglichkeit zu 

geben, die rechtliche Einschätzung kennenzulernen, 

veröffentlichen wir hier die Expertise. Sie gilt zunächst 

nur für SIBs in der Kinder- und Jugendhilfe, lässt aber 

auch Ableitungen für die Durchführung von SIBs allge-

mein zu. 

2	� Das Projekt „Stärkung von 
Prävention in den Hilfen zur 
Erziehung“

Viele Eltern in Deutschland benötigen Unterstützung 

bei der Erziehung. Die Zahl der Hilfen zur Erziehung 

hat in den letzten Jahren stetig zugenommen: 2016 

haben über eine Million junge Menschen und ihre  

Familien eine solche Hilfe in Anspruch genommen.1 

Gleichzeitig gibt es präventiv angelegte Unterstüt-

zungsmaßnahmen, die Eltern frühzeitig darin stär-

ken können, eigenverantwortlich mit den unterschied-

lichen Anforderungen in der Erziehung umzugehen.2 

Leider wird das Potenzial dieser Maßnahmen noch zu 

wenig ausgeschöpft. Deshalb führt der Landkreis  

Osnabrück von September 2017 bis September 20213 

1	 Vgl. Sandra Fendrich, Jens Pothmann und Agathe Tabel (2018): Monitor 
Hilfen zur Erziehung 2018. Hrsg. von der Arbeitsstelle Kinder- und Ju-
gendhilfestatistik (AKJStat), Dortmund.

2	 Vgl. Grüne Liste Prävention: CTC-Datenbank empfohlener Präventions-
programme, https://www.gruene-liste-praevention.de

3	 Inklusive Mobilisierung und Evaluierung; die operative Laufzeit ist von  
Januar 2018 bis Januar 2021.

1	 Hintergrund 

Die Leitidee der Bertelsmann Stiftung ist eine Chan-

cen-eröffnende Gesellschaft, die jeden Menschen 

zu umfassender Teilhabe befähigt und so Verwirkli-

chungschancen für alle sichert. Soziale Ungleichheit 

gefährdet das Recht junger Menschen auf gutes Auf-

wachsen und auf aktive Mitwirkung: Sie schmälert 

damit ihre Zukunftsperspektiven. 

Im Kampf für faire Chancen junger Menschen 

geht es u. a. um die Frage, wie weitere finanzielle Res-

sourcen zu mobilisieren sind, die komplementär zu 

staatlichen Mitteln eingesetzt werden können. Denn 

selbst im gut ausgebauten deutschen Sozialstaat fehlt 

oftmals das Geld für Prävention, Innovation und für die 

Skalierung wirkungsvoller Maßnahmen.

Seit einigen Jahren wächst unter dem Stich-

wort „Impact Investing“ das Interesse von Investoren,  

sowohl finanzielle Renditen als auch soziale Wirkungen  

zu erzielen. Das Projekt „Impact Investing“ der Bertels- 

mann Stiftung hat seit 2012 die mögliche Kombination  

von finanzieller Rendite und sozialer Wirkung erforscht, 

nationalen und internationalen Wissensaustausch ge-

fördert und erste Praxistests in Deutschland gestartet. 

Ein solcher Praxistest ist das gemeinsam mit 

dem Landkreis Osnabrück durchgeführte Pilotprojekt 

„Stärkung von Prävention in den Hilfen zur Erziehung“. 

Vorfinanziert über einen sogenannten „Social Impact 

Bond“ (SIB, dt.: Soziale Wirkungspartnerschaft), wer-

den seit Februar 2018 Familien mit Unterstützungs-

bedarf durch das präventive Elterntraining Triple P in 

ihren Erziehungsfertigkeiten geschult.

Impact Investing muss die Besonderheiten des 

deutschen Sozialstaats mit seinem vergleichsweise gut 

ausgebauten Sozialsystem berücksichtigen und dient 

keineswegs dazu, staatliche Mittel zu ersetzen. Viel-

mehr geht es um die Frage, wie finanzielle Ressourcen 

sozialer Förderer komplementär, gut abgestimmt mit 

staatlicher Hilfe, eingesetzt werden können. 

A  FAIRE CHANCEN FÜR JUNGE MENSCHEN

https://www.gruene-liste-praevention.de
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ren fortlaufend erforscht und weiterentwickelt8, wird 

aktuell in 25 Ländern genutzt und hat sich in verschie-

denen Kulturen sowie bei unterschiedlichen sozioöko-

nomischen Gruppen und Familienstrukturen nach-

weislich als wirksam und hilfreich erwiesen.

Pilotprojekt

Im Landkreis Osnabrück sollen im Rahmen des vierjäh-

rigen Projekts bis zu 48 Familien mit Kindern im Alter 

zwischen zwei und zwölf Jahren Zugang zu Triple P er-

halten. Die Identifizierung der Familien erfolgt im Rah-

men des gesetzlichen Hilfeplanverfahrens durch den 

Allgemeinen Sozialen Dienst des Jugendamts. Fami-

lien, die einen Rechtsanspruch auf individuelle Einzel-

fallhilfe haben, wird alternativ Zugang zum Elterntrai-

ning Triple P angeboten. Bei Interesse nehmen sie auf 

freiwilliger Basis an dem Projekt teil und durchlaufen 

je nach Bedarf verschiedene Bausteine des Triple-P-

Programms in der intensivsten Form (Ebenen vier und 

fünf). Dabei ist Triple P nur für eine kleine Gruppe der 

bisherigen Leistungsempfänger einer Sozialpädagogi-

schen Familienhilfe geeignet; Ausschlusskriterien für 

eine Teilnahme sind z. B. Kinderschutzfälle, Multipro-

blemfamilien (Überschuldung, Arbeitslosigkeit etc.) 

oder Eltern mit psychischen Erkrankungen. 

Anspruchsberechtigten Familien, die sich im 

Rahmen der Hilfeplanung gegen das Triple-P-Eltern-

training und gegen eine Teilnahme am Pilotprojekt ent-

scheiden, wird – wie üblich – eine Sozialpädagogische 

Familienhilfe gewährt. Auch können die Familien je-

derzeit aus dem Programm aussteigen und zur Sozi-

alpädagogischen Familienhilfe wechseln. Der indivi-

duelle Rechtsanspruch auf erzieherische Hilfen der 

Familien wird also nicht angetastet.9

8	 Vgl. Thomas Dirscherl, Kurt Hahlweg, Ronja Born, Alexandra Kulessa, 
Matthew R. Sanders und Yvonne von Wulfen (2011): Triple P – ein „Pub-
lic Health“-Ansatz zur Förderung der seelischen Gesundheit von Kindern 
und Jugendlichen durch Stärkung der elterlichen Erziehungskompetenz. 
Grundlagen, Struktur, Inhalte und Evaluation, https://www.triplep.de/
files/4114/3442/9276/GER_4-5_Langform_bersichtsartikel_v1_1.pdf

9	 Vgl. Landkreis Osnabrück: Durchführung eines Projekts „Einführung  
von Triple P als neue Hilfeform der Hilfen zur Erziehung“. Finanzierung 
des Projekts durch Inanspruchnahme eines Social Impact Bond (SIB),  
Beschlussvorlage VO/2017/048.

gemeinsam mit weiteren Partnern ein Pilotprojekt zur 

Stärkung von Prävention in den Hilfen zur Erziehung 

durch. Das Projekt richtet sich an Eltern, die aufgrund 

von familiären Herausforderungen einen individuel-

len Unterstützungsbedarf haben. Für das gelingende 

Aufwachsen der betroffenen Kinder und Jugendli-

chen ist eine passgenaue Begleitung dieser Familien 

erforderlich. Durch die Vermittlung alltagsnaher Er-

ziehungsfertigkeiten soll Eltern geholfen werden, die 

Beziehung zu ihren Kindern zu stärken, diese in ihrer 

individuellen Entwicklung zu fördern und konstruktiv 

mit herausfordernden Situationen im Erziehungsalltag 

umzugehen. 

Mit dem Pilotprojekt soll untersucht werden, ob 

unterstützungsbedürftigen Familien mit einem präventiv 

ausgerichteten Elternprogramm besser und schneller als 

mit der „klassischen“ Sozialpädagogischen Familienhilfe4 

nach § 31 SGB VIII5 geholfen werden kann. 

Triple P

Ein solches Elternprogramm ist Triple P („Positive Pa-

renting Program“, dt.: Positives Erziehungsprogramm)6, 

das das Selbstmanagement, die Problemlösungsfähig- 

keiten und die Unabhängigkeit der Familien stärkt. 

Wesentliches Merkmal des Triple-P-Programms ist 

ein verhaltensbasierter Ansatz, der sich durch prakti-

sche Übungen auszeichnet. Das Programm stellt An-

gebote unterschiedlicher Intensität bereit, um genau 

so viel Unterstützung zu geben, wie die Eltern benöti-

gen. Dabei umfasst es fünf Ebenen mit steigender In-

tensität der Unterstützung.7 Triple P, seit über 30 Jah-

4	 Vgl. Elisabeth Helming, Herbert Blüml und Heinz Schattner (1999): 
Handbuch Sozialpädagogische Familienhilfe. Hrsg. vom Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Schriftenreihe Band 182, 
Stuttgart.

5	 „Sozialpädagogische Familienhilfe soll durch intensive Betreuung und Be-
gleitung Familien in ihren Erziehungsaufgaben, bei der Bewältigung von 
Alltagsproblemen, der Lösung von Konflikten und Krisen sowie im Kon-
takt mit Ämtern und Institutionen unterstützen und Hilfe zur Selbsthilfe 
geben. Sie ist in der Regel auf längere Dauer angelegt und erfordert die 
Mitarbeit der Familie.“

6	 Vgl. https://www.triplep.de/de-de/startseite/

7	 Ebene 1: universelles Triple P; Ebene 2: kurze Informations- und Bera-
tungsangebote; Ebene 3: themenspezifische Beratungs- und Trainingsan-
gebote; Ebene 4: umfassende Trainingsangebote; Ebene 5: vertiefende 
Familieninterventionen.

https://www.triplep.de/files/4114/3442/9276/GER_4-5_Langform_bersichtsartikel_v1_1.pdf
https://www.triplep.de/files/4114/3442/9276/GER_4-5_Langform_bersichtsartikel_v1_1.pdf
https://www.triplep.de/de-de/startseite/
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SOCIAL IMPACT BOND

Wissenschaftliche Auswertung
Initiator

Bertelsmann Stiftung

Konzipierung

Beauftragung

Sozialer Förderer
Kreissparkasse Bersenbrück

Koordinatorin
PHINEO

Maßnahmeträger
Lega S Jugendhilfe

Öffentliche Hand
Landkreis Osnabrück

Rückzahlung 6

1Wirkungskapital

Schaubild 1  �Schematische Darstellung des Social Impact Bonds im Landkreis Osnabrück
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von standardisierten Fragebögen11 befragt. Eine wei-

tere Erfolgsbedingung ist, dass die Familie nach Been-

digung des Triple-P-Trainings für mindestens ein Jahr 

keinen erneuten Unterstützungsbedarf im Sinne einer 

Gewährung einer Hilfe zur Erziehung benötigt. Die 

Wirkungsfeststellung wird von einem unabhängigen 

Gutachter verifiziert. 

Landkreis Osnabrück

Der Landkreis Osnabrück hat sich für den SIB als Fi-

nanzierungsinstrument entschieden, da dieser eine 

wirkungsabhängige Rückzahlung beinhaltet und somit 

Anreize zum Erreichen konkreter Wirkungsziele 

schafft. Außerdem geht der Kreis davon aus, dass die 

neue Hilfeform für die Familien in ihrer Laufzeit kür-

zer, weniger in die Privatsphäre eingreifend, fach-

lich passgenauer und dadurch letztendlich auch wirt-

schaftlicher ist. Wenn es den teilnehmenden Familien 

nachweislich bessergeht, erhält der soziale Förderer, 

die Kreissparkasse Bersenbrück, seine eingesetzten 

Mittel vom Landkreis Osnabrück zurück. Ziel des Pro-

jekts ist es, einen Beitrag zum gelingenden Aufwach-

sen von Kindern zu leisten und gleichzeitig zusätzliche 

finanzielle Mittel für präventive Maßnahmen zu er-

schließen. Die im Erfolgsfall durch den SIB eingespar-

ten Mittel bleiben dem Jugendhilfebudget des Land-

kreises Osnabrück erhalten; sie sollen für zukünftige 

Präventionsaufgaben eingesetzt werden. Außerdem 

wird Triple P dann zum Portfolio der Hilfen zur Erzie-

hung hinzugefügt und regelfinanziert.

Lega S Jugendhilfe

Durchgeführt werden die Triple-P-Elterntrainings von 

dem Maßnahmeträger Lega S Jugendhilfe gemeinnüt-

11	 Zum Strengths and Difficulties Questionnaire (SDQ) vgl. https://www.
sdqinfo.org/; zum Erziehungsfragebogen (EFB) vgl. Sebastian Naumann, 
Heike Bertram, Annett Kuschel, Nina Heinrichs, Kurt Hahlweg und Man-
fred Doepfner (2010): „Der Erziehungsfragebogen (EFB). Ein Fragebo-
gen zur Erfassung elterlicher Verhaltenstendenzen in schwierigen Er-
ziehungssituationen“, in: Diagnostica 56 (3), 144–157; zum Fragebogen 
zur Zufriedenheit mit dem Triple-P-Programm (CSQ) vgl. Bastian Schrott 
(2017): Wirksamkeit des Stepping Stones Triple P Elterntrainings als zu-
sätzliche Intervention in der Behandlung von Autismus-Spektrum-Stö-
rungen. Effekte auf das Erziehungsverhalten. Dissertation Philipps-Uni-
versität Marburg, S. 169 f.

Social Impact Bond

Finanziert wird das Projekt mit Hilfe eines Social Im-

pact Bonds (SIB)10. Ein SIB ist eine Partnerschaft zwi-

schen der öffentlichen Verwaltung, einem sozialen 

Förderer und einem Maßnahmeträger, um eine prä-

ventive soziale Maßnahme zu erproben. Der soziale 

Förderer investiert zunächst Kapital, um die soziale 

Dienstleistung über mehrere Jahre vorzufinanzie-

ren. Die Maßnahme wird von einem Maßnahmeträ-

ger der Jugendhilfe erbracht. Nach Abschluss des Pro-

jekts wird geprüft, ob und inwiefern vorab festgelegte 

Wirkungsziele erreicht wurden. In dem Maße, in dem 

das gelungen ist, erhält der soziale Förderer das ein-

gesetzte Kapital inklusive eines Risikoausgleichs von 

der öffentlichen Hand zurück. Der soziale Förderer 

trägt also das finanzielle Risiko für nicht erreichte Wir-

kungsziele, während die öffentliche Hand ausschließ-

lich für eine messbare positive Wirkung bezahlt. Durch 

einen SIB werden neue soziale Förderer als Partner 

eingebunden und neue Finanzierungsquellen für die 

präventive soziale Arbeit erschlossen. Für die öffent-

liche Hand ist dies risikofrei und zudem vorteilhaft 

durch die begleitende Wirkungsanalyse.

Zur Prävention in den Hilfen zur Erziehung im 

Landkreis Osnabrück wurde eine Partnerschaft gebil-

det zwischen dem Landkreis (öffentliche Verwaltung), 

der Kreissparkasse Bersenbrück (sozialer Förderer) 

und der Lega S Jugendhilfe (Maßnahmeträger). Wei-

tere Akteure sind die PHINEO gAG (Koordinatorin) 

und die Bertelsmann Stiftung (Initiatorin).

Wirkungsmessung

Die Projektpartner analysieren auf Basis der vom 

Landkreis Osnabrück sowie von Lega S übermittelten 

Daten gemeinsam die Wirkung des Programms. Ein 

Fall gilt dann als erfolgreich, wenn es der Familie nach 

der Teilnahme an den vorgesehenen Triple-P-Angebo-

ten nachweislich bessergeht; dazu wird sie mit Hilfe 

10	 Vgl. Melinda Weber mit Stephanie Petrick (2013): Was sind Social Impact 
Bonds? Definition, Strukturen, Marktentwicklung. Wirkungsorientierte 
Finanzierung für gesellschaftliche Herausforderungen, Gütersloh.

https://www.sdqinfo.org/
https://www.sdqinfo.org/
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gemeinsam mit weiteren Partnern gegründet wurde. 

PHINEO setzt sich für mehr Wirkung und Transpa-

renz im gemeinnützigen Sektor ein und begleitet aktiv 

den Aufbau eines Marktes für wirkungsorientiertes In-

vestieren in Deutschland. PHINEO hat das Pilotpro-

jekt gemeinsam mit den Projektpartnern nach den Vor-

stellungen des Landkreises Osnabrück entwickelt und 

übernimmt während der Laufzeit des SIBs die zentrale 

Koordination und Projektsteuerung.

Bertelsmann Stiftung

Die Bertelsmann Stiftung engagiert sich für eine chan-

cengerechte Gesellschaft und setzt sich für die Teil-

habe junger und benachteiligter Menschen ein. Daher 

befasst sie sich mit der Frage, wie die in Deutschland 

starke und wachsende Bereitschaft zum gesellschaft-

lichen Engagement noch besser für Innovation, Prä-

vention und die Skalierung von wirkungsvollen Maß-

nahmen eingesetzt werden kann. Dabei geht es auch 

darum, neue Finanzressourcen zu mobilisieren und 

neue Finanzierungswege zu erforschen, damit mehr 

positive soziale Veränderungen möglich werden. Ein 

weiteres Ziel des Pilotprojekts ist es, das Potenzial 

von SIBs als neuem Instrument der wirkungsorientier-

ten Steuerung von Prävention im sozialen Bereich zu 

erforschen. Deshalb trägt die Bertelsmann Stiftung 

sämtliche Transaktionskosten (Entwicklung, Verwal-

tung, Wirkungsmessung, Vertragsmanagement, Evalu-

ation etc.) dieses innovativen Projekts.

Wissenschaftliche Auswertung

Nach Beendigung des Projekts wird anhand der erho-

benen Daten die Wirkung der Triple-P-Angebote auf 

die unterstützten Familien ausgewertet. Auch die Er-

fahrungen des Landkreises Osnabrück, der Kreisspar-

kasse Bersenbrück und der Lega S Jugendhilfe mit 

dem SIB-Modell werden evaluiert. Die wissenschaft-

liche Auswertung erfolgt im Auftrag der Bertelsmann 

Stiftung durch Prof. Dr. Jan Hense von der Justus-Lie-

big-Universität Gießen und wird nach Ablauf des Pro-

jekts veröffentlicht.

zige GmbH12. Lega S wurde 1983 gegründet, ist als 

Träger der freien Jugendhilfe anerkannt und dem Pa-

ritätischen Wohlfahrtsverband Niedersachsen e. V., 

Kreisgruppe Osnabrück, angeschlossen. Lega S wurde 

im Rahmen eines Interessenbekundungsverfahrens 

ausgewählt, auf das sich alle anerkannten freien Träger 

der Jugendhilfe im Landkreis bewerben konnten. Für 

das Projekt wurden vier Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter als Triple-P-Trainer ausgebildet. 

Kreissparkasse Bersenbrück

Die Kreissparkasse Bersenbrück hat als sozialer För-

derer die Vorfinanzierung des Projekts übernommen. 

Sie möchte als lokal verwurzelter, verantwortungsbe-

wusster Finanzakteur nicht nur einen innovativen Bei-

trag zum Gemeinwohl erbringen, sondern auch anhand 

der Investition in einen SIB eine neue Form der sozia-

len Geldanlage erproben – das sogenannte „wirkungs-

orientierte Investieren“ (engl.: Impact Investing).13 

Hier wird bei der Investitionsentscheidung neben  

den üblichen Faktoren „Risiko“ und „Rendite“ auch  

der Faktor „soziale Wirkung“ beachtet.

Die Kreissparkasse Bersenbrück sorgt dafür, 

dass durch den SIB 160.000 Euro zusätzliche Finanz-

mittel bereitgestellt werden, ohne öffentliche Mittel 

zu ersetzen. Zwar erhält die Kreissparkasse bei einem 

Erfolg der Maßnahmen einen Risikoausgleich. Sie wird 

diesen aber nicht behalten, sondern an eine soziale 

Einrichtung bzw. Bildungsinstitution spenden. So wird 

gewährleistet, dass sämtliche Finanzmittel sowohl 

im Landkreis Osnabrück als auch im gemeinnützigen 

Kreislauf verbleiben.

PHINEO gAG

PHINEO ist ein gemeinnütziges Analyse- und Bera-

tungshaus für wirkungsvolles gesellschaftliches En-

gagement, das 2009 durch die Bertelsmann Stiftung 

12	 Vgl. https://lega-s.de/

13	 Vgl. Florian Wettstein, Pascal Dey, Kevin Schaefers und Julia Bahlmann 
(2019): Impact Investing: Konzept, Spannungsfelder und Zukunftspers-
pektiven. Eine Orientierung für private und institutionelle Investoren,  
St. Gallen/Bad Homburg.

https://lega-s.de/
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Eine wichtige Voraussetzung lässt sich aber schon 

heute erkennen: Das deutsche Sozialleistungsrecht 

der Kinder- und Jugendhilfe definiert gesetzliche 

Pflichtaufgaben, so dass sich SIBs nur unter besonde-

ren Bedingungen zur Finanzierung sozialer Prävention 

eignen. Das Gutachten nennt acht Bedingungen, die 

beim Einsatz von SIBs in jedem Fall einzuhalten sind: 

Keine Begrenzung der Rechte: Grundsätzlich gilt, 

dass die Rechte der Sozialleistungsberechtigten nicht 

beschnitten werden dürfen; ihre Ansprüche und die 

Leistungspflichten des Jugendamts als Träger der öf-

fentlichen Jugendhilfe müssen erfüllt werden. Ein SIB 

darf nicht zum Ziel haben, individuelle Rechte von Hil-

feempfängern zu begrenzen oder den Umfang ihrer 

Unterstützung zu beschneiden. Das Jugendamt hat – 

nicht zuletzt im Rahmen der Hilfeplanung – Gewähr 

dafür zu übernehmen.

Nachteilsverbot: Den Leistungsempfängern dürfen 

durch die Inanspruchnahme von Sozialleistungen, die 

über einen SIB organisiert und finanziert sind, keine 

Nachteile, sondern nur Vorteile entstehen. Bei der Beur-

teilung, ob ein Nachteil vorliegt, ist die Gesamtsituation 

des Sozialleistungsberechtigten in den Blick zu nehmen. 

Wunsch- und Wahlrecht: Zugleich muss das Wunsch- 

und Wahlrecht gewahrt bleiben, das den Leistungs-

berechtigten die Auswahl zwischen möglichst viel-

fältigen, weltanschaulich diversifizierten Angeboten 

ermöglicht. Leistungsberechtigte haben das Recht, 

zwischen Einrichtungen und Diensten verschiedener 

Träger zu wählen und Wünsche hinsichtlich der Ge-

staltung der Hilfe zu äußern. Das Jugendamt ist ver-

pflichtet, sie auf dieses Recht hinzuweisen. 

Bedarfsgerechte Angebote: Der Zugang zu den An-

geboten muss sich an den Bedarfen der Adressaten 

orientieren. Je dringender ein Bedarf ist und je weit-

reichender die Folgen der Intervention für die Ent-

wicklung junger Menschen oder deren familiäre Bezie-

hungen ist, desto stärker muss die Kontrolle durch das 

Jugendamt ausfallen. 

Rechtsexpertise

Mit dem Start des SIBs im Landkreis Osnabrück sind 

Fragen zu möglichen Grenzen der rechtlichen Zuläs-

sigkeit eines SIBs in der Kinder- und Jugendhilfe auf-

gekommen.14 Deshalb hat die Bertelsmann Stiftung 

die nachfolgend abgedruckte Rechtsexpertise von Dr. 

Thomas Meysen (SOCLES International Centre for 

Socio-Legal Studies gGmbH) in Auftrag gegeben. Sie 

weist nach, dass der SIB im Landkreis Osnabrück alle 

rechtlichen Anforderungen der Kinder- und Jugend-

hilfe erfüllt.

3	� Rechtliche Einordnung von Social 
Impact Bonds im deutschen 
Kinder- und Jugendhilferecht 

Social Impact Bonds (SIB) sind ein neues Instrument 

im politischen, wirtschaftlichen, rechtlichen und gesell-

schaftlichen System der Bundesrepublik Deutschland. 

Während es international zahlreiche SIB-Projekte 

gibt,15 wurde in Deutschland erst ein SIB komplett 

durchgeführt.16 Neben dem in dieser Publikation dar-

gestellten SIB im Landkreis Osnabrück findet derzeit 

ein weiteres, ebenfalls von der Bertelsmann Stiftung 

initiiertes Pilotprojekt in Mannheim statt.17 Die grund-

sätzliche Funktionsfähigkeit von SIBs in Deutschland 

ist damit belegt; gesicherte Aussagen zu praxisrelevan-

ten Chancen und Grenzen für die Finanzierung sozia-

ler Präventionsmaßnahmen sind angesichts der gerin-

gen Fallzahl und der kurzen Laufzeit jedoch noch nicht 

möglich.

14	 Vgl. Deutsches Jugendinstitut (2017): Anmerkungen zu Social Impact 
Bonds in der Kinder- und Jugendhilfe. Antworten auf die Anfrage vom 
13.07.2017 des niedersächsischen Landesamtes für Soziales, Jugend  
und Familie – Landesjugendamt, München.

15	 Vgl. die Zusammenstellung in der „Impact Bond Global Database“: https://
sibdatabase.socialfinance.org.uk/

16	 Projekt „JuMP – Jugendliche mit Perspektive“ in Augsburg; vgl. https://
www.benckiser-stiftung.org/de/blog/begleitevaluation-sib-augsburg-ve-
roeffentlicht

17	 Projekt „Integrativer Schulcampus“; vgl. https://www.bertelsmann-stif-
tung.de/de/unsere-projekte/impact-investing/projektnachrichten/sib-in-
mannheim/

https://sibdatabase.socialfinance.org.uk/
https://sibdatabase.socialfinance.org.uk/
https://www.benckiser-stiftung.org/de/blog/begleitevaluation-sib-augsburg-veroeffentlicht
https://www.benckiser-stiftung.org/de/blog/begleitevaluation-sib-augsburg-veroeffentlicht
https://www.benckiser-stiftung.org/de/blog/begleitevaluation-sib-augsburg-veroeffentlicht
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/impact-investing/projektnachrichten/sib-in-mannheim/
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/impact-investing/projektnachrichten/sib-in-mannheim/
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/impact-investing/projektnachrichten/sib-in-mannheim/
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sichtigen. Die Evaluation muss so angelegt sein, dass 

eine beteiligungsorientierte Qualitätsentwicklung18 

entsprechend den Vorgaben des Sozialgesetzbuches 

möglich ist. Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat 

darauf zu achten, dass die Evaluation von einer Stelle 

oder Person durchgeführt wird, die ausreichend un-

abhängig ist von den Eigeninteressen der privaten Ak-

teure im SIB und ggf. auch vom Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe.

4	 Fazit

Die Vereinbarkeit von Angeboten im Rahmen eines  

Social Impact Bonds (SIB) mit dem Recht der Kin-

der- und Jugendhilfe ist stets im Einzelnen sorgfäl-

tig zu prüfen. Angesichts der großen Bereitschaft so-

zialer Förderer, junge Menschen zu unterstützen,19 

ist es aber durchaus wünschenswert, dass die Mach-

barkeit von SIBs in diesem Feld weiter erforscht und 

durch Praxisbeispiele belegt wird. Ein SIB, der als frei-

williges Angebot im Rahmen der kommunalen Daseins-

vorsorge außerhalb der Vorgaben des Sozialgesetzbu-

ches angesiedelt ist, stößt möglicherweise an weniger 

enge Grenzen.20 

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass durch SIBs 

die komplementäre Finanzierung eines Gesamtport-

folios von Maßnahmen für faire Chancen junger Men-

schen und zur Unterstützung von Familien ermöglicht 

wird.  So unterstützen SIBs das gemeinsame Wirken 

staatlicher Stellen und sozialer Förderer.

18	 Vgl. Niedersächsisches Landesamt für Soziales, Jugend und Familie (2018):  
Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe. Anregungen und 
Empfehlungen für die Niedersächsischen Jugendämter, Hannover.

19	 Die Kinder- und Jugendhilfe zählt mit 28,3 % zu den dritthäufigsten steu-
erbegünstigten Stiftungszwecken, und in sie fließen 21 % des gesamten 
Spendenvolumens, vgl. Holger Krimmer (Hrsg.) (2019): Datenreport  
Zivilgesellschaft, Wiesbaden, S. 41 und S. 129.

20	 SIBs unterliegen allerdings dem allgemeinen Vertragsrecht sowie dem 
(kommunalen) Haushaltsrecht.

Deshalb darf ein SIB keine Anreize auslösen, eher 

die vereinbarten Ziele zu erreichen und weniger die 

von den Leistungsempfängern erwünschten Hilfeer-

folge. Bei Angeboten mit finanziellen Anreizsystemen 

besteht die Gefahr sogenannter „Creaming-Effekte“ 

(Bestenauslese), indem nur solche Zielgruppen für 

einen SIB ausgewählt werden, bei denen die Erfolgs

erwartung besonders hoch ist. 

Transparentes Auswahlverfahren: Ob für die Aus-

wahl der Träger der freien Jugendhilfe, die die Unter-

stützungsleistung für die Hilfebedürftigen durchfüh-

ren, eine Ausschreibung nötig ist, ist individuell anhand 

der Ausgestaltung des konkreten Angebots vor Ort zu 

klären. In jedem Fall muss es ein transparentes Aus-

wahlverfahren mit Interessenbekundung geben. 

Geeignete Leistungserbringer: Die Leistungserbrin-

ger müssen entsprechend den Bedarfen der Hilfepla-

nung für die erforderlichen Dienste geeignet sein –  

auch unter Berücksichtigung der Grundsätze der Leis-

tungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit.

Sorgfältige Mittelverwendung: Da bei einem SIB po-

tenziell öffentliche Mittel eingesetzt werden, hat das 

Jugendamt die Pflicht, die zweckentsprechende Ver-

wendung dieser Mittel zu überprüfen. Das Controlling  

kann dabei an einen Intermediär delegiert werden, 

wenn dieser die notwendige Zuverlässigkeit aufweist 

und sich zur Unterrichtung des Leistungsträgers bei 

Zweifeln an der ordnungsgemäßen Aufgabenerfüllung 

verpflichtet. 

Umfassende Qualitätssicherung: Das Jugendamt hat 

nicht nur gegenüber dem Träger der freien Jugendhilfe 

auf die Einhaltung der Qualitätsanforderungen zu ach-

ten, sondern auch im Verhältnis zum Intermediär (bzw. 

unmittelbar zum sozialen Förderer) zu gewährleisten, 

dass dieser die zuvor vom Jugendamt geprüften Leis-

tungsinhalte angemessen finanziert.

Die Qualitätsentwicklung ist, bei entsprechender Aus-

gestaltung der Erfolgsbeurteilung, über die Evaluation 

bereits Bestandteil des SIBs, hat aber die spezifischen 

Dimensionen der Kinder- und Jugendhilfe zu berück-
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Zusammenfassung

gendhilfe hat notwendig durch den Träger der öf-

fentlichen Jugendhilfe zu erfolgen. Die zweckent-

sprechende Verwendung öffentlicher Mittel ist zu 

überprüfen (§ 17 Abs. 3 S. 3 SGB I). 

7.	� Das SGB VIII geht von einer erheblichen Mitsteu-

erung sozialer Dienstleistungen durch Private aus. 

Beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe verbleibt 

allerdings die Gesamt-, Planungs- und Qualitätsent-

wicklungsverantwortung (§§ 79 ff. SGB VIII). Damit 

soll das Risiko minimiert werden, dass die Aufgaben  

und Ziele des SGB VIII nur unzureichende oder 

keine Umsetzung finden. Dies gilt auch bei der Kon-

zipierung und Umsetzung eines konkreten SIB.

8.	� Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben  

die Träger der freien Jugendhilfe – auch bei der 

Gestaltung von SIB – über Vereinbarungen und  

im Rahmen der Förderung zur Qualitätsentwick-

lung anzuhalten.

9.	� Für die Pflicht des Jugendamts zur Einflussnahme 

auf und Kontrolle über die Leistungserbringung 

durch den Träger der freien Jugendhilfe gilt: je  

virulenter ein Bedarf und je weitreichender die 

Folgen der Intervention für die Entwicklung junger  

Menschen oder deren familiären Beziehungen, 

desto höher das geforderte Maß an hilfesteuern-

der Kontrolle. Dies findet seinen Ausdruck insbe-

sondere in den Vorgaben zur Hilfeplanung (§ 36 

SGB VIII). Erfordert die Bedarfsgerechtigkeit eine 

direkte Inanspruchnahme ohne vorherige Ent-

scheidung des Jugendamts, erfolgt die Steuerung 

des Jugendamts über die Beschreibung von Anfor-

derungen in Leistungs- und Finanzierungsverein-

barungen bzw. im Förderungsbescheid, angemes-

senes Controlling und Qualitätsentwicklung.

10.	�SIB basieren auf einer geschlossenen Konstruk-

tion. Die Vorfinanzierungs- und Evaluationsme-

chanismen beziehen sich auf ein bestimmtes, not-

wendig konkret umgrenztes Angebot. Für die 

Leistungserbringung ist insoweit in der Regel eine 

Trägerauswahl konstitutiv. Sollen Angebote, bei 

denen im Rahmen der Finanzierung Bedarfsge-

1.	� Stellen Träger der öffentlichen Jugendhilfe in 

einem SIB für den Erfolgsfall eine Finanzierung  

von Angeboten in Aussicht, unterliegen diese als 

Sozialleistungen einem strengen, umfassenden 

Gesetzesvorbehalt (§ 31 SGB I). Die Angebote 

in einem SIB müssen somit einer gesetzlich um-

schriebenen Leistung im SGB VIII zugeordnet  

werden können.

2.	� Das Sozialleistungsrecht im SGB VIII geht von 

einer organisatorischen und institutionellen Auto-

nomie der Träger der freien Jugendhilfe aus (§§ 3, 

4 SGB VIII). Ihre freie Betätigung ist somit im  

Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe gefordert 

und gestattet, es sei denn das Gesetz erlaubt aus-

drücklich ihre Beschränkung. Die Entscheidung 

zur Einbeziehung eines Intermediärs in die Organi-

sation der Leistungserbringung ist nicht verboten 

und somit möglich.

3.	� Einer Einbeziehung privater Mittel bei der Leis-

tungserbringung durch die Träger der freien  

Jugendhilfe steht rechtlich grundsätzlich nichts  

entgegen.

4.	� Einer Vorfinanzierung durch Private und einer erst 

nachträglichen Kostenübernahme durch den Trä-

ger der öffentlichen Jugendhilfe steht dann nichts 

entgegen, wenn letzterer der vorläufigen Finan-

zierung durch private Dritte vorab zugestimmt hat 

und die nachträglich zu finanzierende Aufgabe den 

Vorgaben des SGB VIII entspricht.

5.	� Durch die Vereinbarungen im SIB dürfen den Sozi-

alleistungsberechtigten keine Nachteile, sondern 

nur Vorteile entstehen (§ 32 SGB I).

6.	� Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben sich von 

der Eignung der Leistungserbringer und des Inter-

mediärs zu überzeugen, insbesondere dass diese 

ausreichende Kenntnisse, Erfahrung und Zuver-

lässigkeit aufweisen, die eine ordnungsgemäße 

Durchführung der übertragenen Aufgaben erwar-

ten lassen (§ 97 Abs. 1 S. 1 SGB X). Die Auswahl 

des leistungserbringenden Trägers der freien Ju-

ZUSAMMENFASSUNG
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•	� Anreize gesetzt werden, nur solche Sozialleis-

tungsberechtigte in die Angebote aufzunehmen, 

die eine höhere Erfolgschance und ggf. Rendite- 

erwartung aufweisen („Creaming-Effekt“).

13.	�Zur Beurteilung der Vereinbarkeit eines SIB mit 

den Zielsetzungen und Leistungsinhalten im 

SGB VIII ist neben der Prüfung von Einzelaspekten 

zusätzlich eine Gesamtwürdigung vorzunehmen. 

Zweifel an den Intentionen des SIB oder an der 

Auswahl der Zielgruppe können ggf. kompensiert 

werden durch Kontrollmechanismen und Verant-

wortungsübernahme für eine gesetzeskonforme 

Umsetzung durch den Träger der öffentlichen  

Jugendhilfe. Mehrere als kritisch einzustufende 

Faktoren können in ihrer Gesamtschau zur Unzu-

lässigkeit eines SIB führen.

14.	�In der Gesamtwürdigung spielt mit Blick auf den 

sozialen Förderer und den Intermediär insbeson-

dere eine Rolle, ob 

•	� sich in ihrer Verfasstheit oder bisherigen Tätig-

keit eine Nähe zu den sozialpolitischen Zielen des 

SGB VIII und den betreffenden Leistungen doku-

mentiert;

•	� ein Gleichlauf oder Widerspruch zwischen den  

gemeinnützigen Zielen bzw. Eigeninteressen und 

der mit den Sozialleistungen intendierten Bedarfs-

befriedigung besteht;

•	� �der Intermediär ausreichend Gewähr für eine ord-

nungsgemäße Abwicklung der ihm im SIB übertra-

genen Aufgaben bietet.

15.	�Die Erfolgsparameter als Finanzierungsvorausset-

zungen sind in der Gesamtwürdigung insbeson-

dere daraufhin zu prüfen, ob

•	� sich die Ziele an denjenigen des SGB VIII und den 

gesetzlichen sowie fachlichen Anforderungen an 

die Bedarfsdeckung durch die spezifischen Sozial-

leistungen ausrichten;

sichtspunkte Berücksichtigung finden können, 

über einen SIB nachträglich Kostenübernahme 

durch den Träger der öffentlichen Jugendhilfe  

erfahren, sind sie vorab in der Jugendhilfeplanung 

auszuweisen. Die Wahrung der Trägervielfalt (§ 3 

Abs. 1 SGB VIII) und des Wunsch- und Wahlrechts 

(§ 5 Abs. 1 SGB VIII) sind hierbei zu berücksichti-

gen. Bei Leistungen, über deren Gewährung das 

Jugendamt entscheidet oder die es vermittelt, be-

steht eine Aufklärungspflicht auch über weitere 

zur Bedarfsdeckung in Betracht kommende An- 

gebote und Anbieter (§ 5 Abs. 1 S. 2 SGB VIII).

11.	�Sozialleistungsberechtigte haben Anspruch auf  

die Hilfen, die tatsächlich zur Befriedigung ihres 

Bedarfs geeignet sind, also dass die Zusammen- 

arbeit mit den Fachkräften potenziell hilfreiche 

Wirkungen entfalten kann. Dies wirft in einem SIB 

die Frage auf, inwieweit der Erfolg von Angeboten  

der Kinder- und Jugendhilfe sinnvoll gemessen 

werden kann. Allgemein anerkannt ist, dass eine  

lineare Messbarkeit von Effektivität und Effizienz 

in der sozialen Arbeit und Sozialpädagogik nicht 

möglich ist. Die sich hieraus ergebenden Debatten 

zum Thema „Wirkungsorientierung“ sind in erster 

Linie sozialwissenschaftlich zu führen.

12.	�Die Festlegung von Erfolgsindikatoren im Rahmen 

eines SIB kann Auswirkungen auf die Rechtmäßig-

keit der Leistung haben, nicht zuletzt da Erfolg und 

Finanzierung miteinander verkoppelt sind („pay for 

success“). Erfolgsmessung verfolgt unweigerlich 

selbst operative und strategische Ziele und jeder 

Zieldefinition kommt erhebliche Wirkmacht zu. 

Eine Unvereinbarkeit mit dem SGB VIII kann sich 

insbesondere ergeben, wenn

•	� die Ziele anderweitige handlungsleitende Orien-

tierungen als die gesetzlich beschriebene Bedarfs-

deckung vorgeben,

•	� der „Erfolg“ der Leistung auf vermeintlich extra-

hierfähige Aspekte des Bedarfs fokussiert und an-

dere Bedarfe, die mit der Leistung zu decken sind, 

in den Hintergrund drängt,



Zusammenfassung

14

von zwischen den Akteuren notwendig auszuhan-

delnden Modalitäten eines SIB wenig praxistaug-

lich.

19.	�Die je nach Ausgestaltung subjekt- oder objekt-

bezogene zweiseitige Vereinbarungsfinanzierung 

nach § 77 SGB VIII ist regelmäßig Mittel der Wahl, 

wenn direkte Inanspruchnahme des SIB-Angebots 

ohne Jugendamtsentscheidung intendiert ist. Das 

Angebot ist in der Jugendhilfeplanung auszuwei-

sen. Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe steht 

in der Gewährleistungsverantwortung, wenn die 

private Finanzierung aus dem SIB wider Erwarten 

ausfällt (§ 79 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII).

20.	�Bei Gestaltung eines SIB-Angebots als freiwilliges 

Angebot im Rahmen der kommunalen Daseinsvor-

sorge – also jenseits der Kinder- und Jugendhilfe 

und des SGB VIII – unterliegen sowohl das Ange-

bot als auch die Verträge über die Finanzierung 

nicht den sozialgesetzlichen Vorgaben, sondern 

dem allgemeinen Vertragsrecht sowie dem (kom-

munalen) Haushaltsrecht.

21.	�In die Vereinbarungen erfolgt sowohl bei der zwei-

seitigen als auch der dreiseitigen Finanzierung 

nach dem SGB VIII sinnvollerweise eine Einbezie-

hung des Intermediärs und, wenn kein Intermediär 

vorgesehen ist, unmittelbar des privaten Förde-

rers. Dies sichert die Zahlungsmodalitäten wäh-

rend der Laufzeit des SIB. Der Träger der öffent-

lichen Jugendhilfe hat sowohl gegenüber dem 

Träger der freien Jugendhilfe als auch dem Inter-

mediär (bzw. sozialen Förderer) auf die Einhaltung 

der Qualitätsanforderungen zu achten und zu  

gewährleisten, dass die zuvor vom Jugendamt  

geprüften Leistungsinhalte vereinbarungsgemäß 

finanziert werden. Denkbar sind auch je eigene, 

aufeinander bezogene Verträge zwischen erstens 

dem Träger der öffentlichen und dem Träger der 

freien Jugendhilfe, zweitens zwischen dem Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe und dem Intermediär 

(bzw. sozialem Förderer) und drittens zwischen 

dem Träger der freien Jugendhilfe und dem Inter-

mediär (bzw. sozialem Förderer).

•	� keine unangemessene Verkürzung auf einzelne  

Aspekte der Hilfe unter Ausblendung anderer  

Hilfeaspekte der betreffenden SGB VIII-Leistung 

stattfindet;

•	� die Evaluation ausreichend reflexiv-diskursiv an-

gelegt ist, um eine beteiligungsorientierte Quali-

tätsentwicklung entsprechend den Vorgaben des 

§ 79a SGB VIII zu ermöglichen.

16.	�Die Finanzierungslogik ist in der Gesamtschau  

insbesondere daraufhin zu prüfen, ob angesichts 

der Wirkmächtigkeit von Erfolgsdefinition und ggf. 

finanzieller Anreize ausreichend gewährleistet ist, 

dass

•	� �die Ansprüche der Leistungsberechtigten erfüllt 

werden und ihre Bedarfe im Blick bleiben;

•	� �sich der Zugang zu den Angeboten an den individu-

ellen Bedarfen der Adressat*innen orientiert und 

nicht an einem definierten mit diesen mehr oder 

weniger gleichlaufenden Erfolg;

•	� �die Evaluation ausreichend Gewähr für Unabhän-

gigkeit von Eigeninteressen der Akteure, insbeson-

dere der privaten, gewährleisten kann.

17.	�Die subjektbezogene Finanzierung im jugendhil-

ferechtlichen Dreiecksverhältnis nach § 77 bzw. 

§ 78b Abs. 2 SGB VIII kann als Vereinbarungsfi-

nanzierung in die vertraglichen Vereinbarungen 

zwischen den Akteuren zur Gestaltung eines SIB 

integriert werden. Der Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe hat gegenüber den Leistungsberechtig-

ten zwar Gewähr dafür zu übernehmen, dass die 

Leistung im Einzelfall ausfinanziert wird, kann sich 

im Innenverhältnis zum Intermediär (bzw. privaten 

Förderer) aber von der Kostentragung freistellen 

lassen.

18.	�Die objektbezogene Förderungsfinanzierung nach 

§ 74 SGB VIII ist bei SIB rechtlich nicht ausge-

schlossen, erscheint jedoch aufgrund ihrer einsei-

tigen Festlegung durch Verwaltungsakt im Kontext 
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gendhilferechtlichen Dreiecksverhältnis sind Aus-

schreibungen unzulässig. Ob bei zweiseitiger Ver-

einbarungsfinanzierung ein öffentlicher Auftrag im 

Sinne des § 103 Abs. 1 GWB zustande kommt und 

daher eine Ausschreibungspflicht besteht, ist in 

der juristischen Literatur hoch umstritten. Die Pra-

xis ist entsprechend uneinheitlich. Geht der Trä-

ger der freien Jugendhilfe in der Finanzierungsver-

einbarung gegenüber dem Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe keine eigenen Pflichten ein, ist nach 

keiner der Rechtsauffassungen das erforderlich 

synallagmatische Auftragsverhältnis anzunehmen. 

Im Übrigen wird die Frage aufgrund des juristi-

schen Meinungsstreits vor Ort kommunalpolitisch 

zu klären sein. In jedem Fall ist zumindest ein trans-

parentes Auswahlverfahren mit sog. „Interessen-

bekundung“ durchzuführen. 

25.	�Auch im Rahmen eines SIB sind Träger der freien 

Jugendhilfe und ggf. Intermediär zur Gewährleis-

tung eines entsprechenden Niveaus beim Schutz 

personenbezogener Daten (§ 61 Abs. 3 SGB VIII), 

zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindes-

wohlgefährdung (§ 8a Abs. 4 SGB VIII) und zur Si-

cherstellung des Tätigkeitsausschlusses einschlä-

gig vorbestrafter Personen (§ 72a Abs. 2 und 4 

SGB VIII) zu verpflichten.  

22.	�Die Rechtsbeziehungen im jugendhilferechtlichen 

Dreiecksverhältnis sind so ausgestaltet, dass das 

wirtschaftliche Risiko für die Inanspruchnahme von 

Leistungen auch nach Abschluss von Leistungs-, 

Entgelt- und Qualitätsentwicklungsvereinbarun-

gen voll-umfänglich beim Träger der freien Ju-

gendhilfe verbleibt. Im Gegenzug hat dieser einen 

Anspruch auf Abschluss entsprechender Verein-

barungen bzw. einen Anspruch auf ermessensfeh-

lerfreie Entscheidung über deren Abschluss. Die 

Träger der freien Jugendhilfe stehen miteinander 

im Wettbewerb. Die Auswahl einzelner Träger der 

freien Jugendhilfe für die Teilnahme an einem SIB 

ist damit als Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit 

(Art. 12 Abs. 1 GG) unzulässig, wenn dadurch ein 

nicht unerheblicher Rückgang der Marktchancen 

der anderen zu erwarten ist. Die Gestaltung eines 

SIB im Bereich des jugendhilferechtlichen Drei-

ecksverhältnisses unter Auswahl einzelner Träger 

für die Leistungserbringung ist daher nur dann zu-

lässig, wenn sich die Vereinbarung nur auf einen 

kleinen Ausschnitt der Leistungspalette – etwa in 

einem begrenzten Sozialraum oder Angebotsseg-

ment – bezieht und das Wunsch- und Wahlrecht 

gewahrt bleibt, die Leistungsberechtigten also 

auch andere Angebote in Anspruch nehmen kön-

nen.

23.	�Bei zweiseitiger Finanzierung hat die Trägeraus-

wahl zwar objektiv berufsregelnde Tendenz. Der 

Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit (Art. 12 

Abs. 1 GG) ist aber gerechtfertigt, wenn sich der 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei der Finan-

zierung auf die Angebote beschränkt, für die in der 

Jugendhilfeplanung ein Bedarf festgestellt wurde, 

und wenn er hierbei das Wunsch- und Wahlrecht 

der Leistungsberechtigten beachtet.

24.	�Bei der Frage nach einer Ausschreibungspflicht 

ist die wirtschaftliche Einheit und somit der ein-

heitliche Charakter einer vertraglichen Gesamt-

konstruktion maßgeblich. Deren Vorliegen ist bei 

SIB zwar ohne weiteres anzunehmen, eine Aus-

schreibungspflicht ergibt sich aber nur, wenn die 

Voraussetzungen im Übrigen vorliegen. Im ju-
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traggeber, meist die öffentliche Hand, die vollständige 

oder teilweise Finanzierung (Gutzmann 2018, 188). 

Das finanzielle Risiko für die Zielerreichung tragen 

hingegen die sozialen Förderer (Weber & Petrick, 

2014). Diese stellen üblicherweise einem Intermediär 

Mittel zur Verfügung, damit dieser einen ausführenden 

Dienstleister finanzieren kann, meist eine Nonprofit-

Organisation. Im deutschen Diskurs hat der Interme-

diär vor allem eine dienende Funktion inne, koordiniert 

und verwaltet, während der öffentliche Träger in der 

inhaltlichen Steuerung bleibt. Im Ausland verzichten 

einige SIB gänzlich auf einen Intermediär. Zur Bewer-

tung der Zielerreichung und damit der Eintrittsbedin-

gung für die Kostenübernahme durch den Auftrag- 

geber wird in der Regel ein unabhängiger Gutachter 

und damit ein fünfter Akteur eingesetzt (von Schnur-

bein et al., 2015), teilweise wird die Verwirklichung  

der Ziele aber auch vom Auftraggeber selbst bewertet.  

Bei Zielerreichung erfolgt ein Kapitalrückfluss von der 

öffentlichen Hand an die vorfinanzierenden Förderer. 

Der SIB stellt damit eine neue Form des gemeinsamen 

Wirkens dar und wird deshalb auch als soziale Wir-

kungspartnerschaft bezeichnet (Fliegauf, 2015: „sozi-

ale Wirkungskredite“). 

SIB verfolgen das Ziel, externe Förderer stär-

ker in die Finanzierung sozialer Dienstleistungen ein-

zubeziehen und umgekehrt, die öffentlichen Haushalte 

zu entlasten (Diakonie Deutschland, 2016; Fliegauf, 

2015; Europäische Kommission, 2011). Dem liegt die 

Hypothese zugrunde, dass die öffentlichen Haushalte 

mehr Ausgaben sparen, als wenn sie Entwicklungs- 

und Einführungskosten selbst tragen müssten und 

zudem das Erfolgsrisiko auf soziale Förderer als Risi-

kokapitalgeber auslagern können. Damit soll der Ein-

satz öffentlicher Mittel wirkungsorientierter gesteuert 

werden. Insgesamt tritt durch die externen Investiti-

onen neben den staatlichen Einfluss eine Ergänzung 

mit finanziellen Anreizen. Idee der SIB dabei ist auch, 

durch die Vorfinanzierung den geschaffenen Inves-

titionsspielraum für Innovation und/oder die Gestal-

tung von Veränderungen zu nutzen. Im Zentrum der 

Debatte um wirkungsorientiertes Investieren stehen 

neue bzw. innovative Angebote, die (zumindest noch) 

nicht etabliert sind (Burmester & Wohlfahrt 2018, 40). 

1.1	 Anlass

Mit der Einführung eines Social Impact Bonds (SIB) 

im Landkreis Osnabrück in 2017, unterstützt durch 

die Bertelsmann Stiftung, ist in der deutschen Kinder- 

und Jugendhilfe eine bundesweite Diskussion über 

die rechtlichen Rahmenbedingungen, Gestaltungsop-

tionen, Potenziale und Risiken von SIB aufgekommen. 

Hierbei sind auch Fragen zu möglichen Grenzen der 

rechtlichen Zulässigkeit aufgekommen. Die Bertels-

mann Stiftung hat dies zum Anlass genommen, beim 

SOCLES eine Rechtsexpertise zu den sozialrechtlichen 

Fragen beim Einsatz von SIB in der Kinder- und Ju-

gendhilfe in Auftrag zu geben. 

1.2	 Gegenstand

Social Impact Bonds sind ein junges Instrument zur 

privaten Co-Finanzierung von sozialen Dienstleistun-

gen. 2010 im britischen Peterborough eingeführt,  

finden SIB seitdem vor allem Verbreitung im anglo-

amerikanischen Sprachraum (Großbritannien, USA). 

Bis Mitte 2016 waren weltweit ca. 40 SIB im Einsatz 

(Scheck, 2016; Schäfer & Höchstötter, 2015; Costa, 

2014), Ende 2017 hat die Zahl die Marke von 100 SIB 

überschritten (zu Erfassungen, Zählung und Kartie-

rung s. http://sibdatabase.socialfinance.org.uk/; www.

instiglio.org/en/sibs-worldwide/, Aufruf 16.6.2018).  

In der Europäischen Union sind sie Bestandteil eines 

Aktionsplans zu einer Initiative für soziales Unterneh-

mertum (Europäische Kommission, 2011), mit dem die 

Finanzierung von Sozialunternehmen durch privates 

Kapital auf ein breiteres Fundament gestellt werden 

soll. Im Zentrum steht eine Wirkungsorientierung, ver-

bunden mit einer Erfolgsmessung (Diakonie Deutsch-

land, 2016).

SIB binden soziale Förderer (z. B. Stiftungen) 

in die Vorfinanzierung sozialer Dienstleistungen ein. 

Sie basieren auf einem Kontrakt nach dem Prinzip „pay 

for success“, vergleichbar einem Optionsgeschäft mit 

„Ankaufpflicht“ im Falle des Eintritts bestimmter Er-

eignisse (Schäfer & Höchstötter, 2015). Bei der Ver-

wirklichung vordefinierter Ziele übernimmt der Auf-

http://sibdatabase.socialfinance.org.uk/
http://www.instiglio.org/en/sibs-worldwide/
http://www.instiglio.org/en/sibs-worldwide/
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Schaubild 2  �Mögliche Strukturen eines SIB (Weber & Petrick 2014, 5)

Schaubild 3  �Struktur des ersten SIB in Deutschland: „Eleven Augsburg“ (Social Impact Investment 
Taskforce & National Advisory Board 2014, 39)

Darlehen Darlehen plus geringe Verzinsung

Projektbudget Zielprämie im Erfolgsfall

Erfüllte Zielvorgaben Erfolgsmeldung

Ermöglicher
Juvat gGmbH

Vorfinanzierer
BHF-BANK-Stiftung; Eberhard von Kuenheim Stiftung;  

BMW Stiftung Herbert Quandt; BonVenture gGmbH

Projektpartner
apeiros e.V.; Ausbildungsmanagement Augsburg;  

Kinder-, Jugend und Familienhilfe Hochzoll;  
Joblinge gAG München

Öffentliche Hand
Bayrisches Staatsministerium für Arbeit und  

Soziales, Familie und Integration

Evaluierer
Begleitevaluation: Universität Hamburg  

Erfolgsevaluation: Sozietät Dr. Mohren & Partner

Begünstigte

Ein oder mehrere Dienstleister (z. B. Wohlfahrtsverband)

Zweckgesellschaft (ZG)
Investitionsvehikel mit Inves-
toren als Gesellschafter, meist 

einfache Kapitalgesellschaft

Erhalten Finanzierung schrittweiseZG schließt Dienstleistungsvertrag

Begünstigte profitieren von präventiven Maßnahmen

Investoren

SIB Intermediär
Organisation, 
Koordination, 

Betreuung

Staat
Ministerium, 

Kommune

Finanzierer ZG
ZG zahlt Kapital und 

Rendite zurück

ZG schießt einen klassischen 
Beteiligungsvertrag mit den 
Investoren (z. B. offene Be-

teiligung oder Darlehen)

Strukturiert  
die ZG, macht  
Fundraising,  

verhandelt die 
Verträge, betreut 
die Durchführung

ZG schießt einen 
Vertrag über eine 
erfolgsabhängige 

Vergütung mit 
dem Ministerium

Ein Teil der Ein-
sparungen wird an 
ZG ausgeschüttet

Behörde spart  
mittelfristig Kosten 

durch bessere  
Maßnahme



Anlass, Gegenstand und Konzept der Expertise

18

Im Lichte der Austeritätspolitik generiert eine externe 

Vorfinanzierung somit willkommene Entwicklungsres-

sourcen und zunächst ergänzende Mittel. In Deutsch-

land steht hingegen weniger das Ob, denn das Wie, 

also die Innovation bzw. der Anstoß von Veränderun-

gen bei der Erfüllung ohnehin öffentlich zu finanzie-

render Aufgaben im Vordergrund. Während im Be-

reich „harter“ Rechtsanspruchsleistungen bzw. bei 

Bestandteilen von Rechtsanspruchsleistungen die 

kommunalen Gestaltungsoptionen ohnehin begrenzt 

sind und sich die Innovationskraft von SIB vor allem in 

einem Anstoß zur Veränderung der Angebotspalette 

entfalten kann, sind die Spielräume weiter bei „wei-

chen“ Leistungen, also solchen Leistungen, bei denen 

die Träger der öffentlichen Jugendhilfe einen weiteren 

Gestaltungsspielraum bei der Erfüllung der Aufgaben 

haben (z. B. im präventiven Bereich, bei objektiv-recht-

lichen Leistungen). Hier führt private Vorfinanzierung 

dann zu einem Mehrwert, wenn sich dadurch eine Aus-

weitung der Angebote bzw. Angebotsinhalte und/oder 

eine höhere Qualität bzw. Tiefe des Angebots ansto-

ßen und realisieren lässt.

1.3	 Konzept

Kernanliegen der Expertise ist, einen Beitrag zu leisten  

zur Herstellung von Rechtsklarheit hinsichtlich des 

Einsatzes von SIB in der deutschen Kinder- und Ju-

gendhilfe. Sie soll einer Versachlichung der Debatte 

dienen. Außerdem soll sie zur weiteren Verbreitung 

der Kenntnisse über SIB dienen. Hierzu und zur weite-

ren Annäherung an die rechtlichen Implikationen von 

SIB wurde der rechtlichen Bearbeitung eine Erhebung 

zu Erfahrungen in der Praxis und zu rechtlichen Kritik-

punkten im aktuellen Fachdiskurs vorgeschaltet. 

Neben der Sichtung von Veröffentlichungen 

und Materialen wurden drei semi-strukturierte Inter-

views durchgeführt, um die aufgetretenen bzw. bislang 

diskutierten rechtlichen Fragestellungen zu identifi-

zieren, zusammenzutragen und später einer Beant-

wortung zuführen zu können. In den Interviews wur-

den jeweils die gleichen sechs Fragen gestellt (siehe 

Tabelle 1). Insgesamt wurden drei Interviews ge-

Ein besonderer Vorteil von SIB wird in der Möglich-

keit gesehen, Renditen zahlen zu können, ohne in Kon-

flikt mit dem Gemeinnützigkeitsrecht zu kommen, da 

die Renditen vom Staat getragen werden (Gutzmann 

2018, 187). Der SIB dient darüber hinaus der Anre-

gung von Investitionen (Burmester & Wohlfahrt 2018, 

41).

Die Kritik gegenüber dieser Investitions- und 

Innovationsidee bezieht sich unter anderem auf eben-

diese konditionierte Privatisierung der Vorfinanzie-

rung staatlicher Aufgaben mit verstärkter Einfluss-

nahme sozialer Förderer auf die Umsetzung von 

Sozialgesetzgebung, auf die begrenzte Geeignetheit 

simpler Outcome-Orientierung im Kontext komplexer 

psychosozialer Bedarfslagen und auf die Erwirtschaf-

tung von Renditen auf Kosten von zivilgesellschaft- 

lichen Spendern bzw. „Investoren“ (Niedersächsischer 

Landesjugendhilfeausschuss, 2017; Deutsches Ju-

gendinstitut, 2017; von Schnurbein et al, 2015). 

Speziell in Deutschland stellen sich beim Ein-

satz von SIB verschiedene Fragen an den Gestaltungs-

spielraum und dessen Grenzen im Rahmen des Kinder- 

und Jugendhilferechts und der allgemeinen Vorgaben 

des Sozialrechts. Das Sozialleistungsrecht der Kinder-  

und Jugendhilfe nach dem SGB VIII definiert gesetz-

liche Pflichtaufgaben, teils hinterlegt mit Rechtsan-

sprüchen der Bürger*innen (§§ 27 ff. SGB VIII), teils  

als objektiv-rechtliche Pflichten der Träger der öffent-

lichen Jugendhilfe (z. B. §§ 13, 16 SGB VIII). Dieser ge-

setzliche Rahmen schafft eine abweichende Situation 

im Vergleich beispielsweise zu Großbritannien oder 

den USA, wo sozialen Dienstleistungen oft keine justi-

ziablen Rechtsansprüche bzw. verbindliche rechtliche  

Gewährleistungspflichten gegenüberstehen, was für 

den Einfluss Privater auf die Ausgestaltung der An-

gebote mehr Spielraum lässt. Auch werden beispiels-

weise Fragen gestellt an eine mögliche Beschränkung 

des Wunsch- und Wahlrechts sowie an potenzielle 

„Creaming-Effekte“, wenn nur solche Zielgruppen und 

Angebote attraktiv sind, in denen die Erfolgserwar-

tung hoch ist (Diakonie Deutschland 2016, 26 f.).



Sozialrechtliche Fragen beim Einsatz von Social Impact Bonds in der Kinder- und Jugendhilfe

19

Tabelle 1  Fragenkatalog für Interviews

1.  �War vor meiner Anfrage die Diskussion um SIB 

schon bei Ihnen oder in Ihrer [Organisation] an-

gekommen? / Wie ist das Thema SIB bei Ihnen 

angekommen?

2.  �Gibt es eine sozialpolitische Haltung oder  

Tendenz oder Diskussion zu SIB bei Ihnen in  

der [Organisation/Kommune]?

3.  �Allgemein gefragt, wo sehen Sie rechtliche  

Zweifel an der Konstruktion? / Welche recht- 

lichen Zweifel an der Konstruktion sind Ihnen 

begegnet?

4.  �Haben Sie [sich] grundsätzliche[n] rechtliche[n] 

Bedenken gegen eine private Vorfinanzierung 

öffentlicher Aufgaben [gegenüber gesehen]? – 

Wenn ja, welche[n] und auf welchen Ebenen?

5.  �Bei SIB findet eine Auswahl der Einrichtung 

bzw. des Dienstes statt, der die Aufgaben 

durchführt. Welche rechtlichen Schwierigkei-

ten sehen Sie hierbei / sind Ihnen hierbei be-

gegnet?

6.  �Haben Sie noch etwas, das Sie mir für die Gut-

achtenerstellung mit auf den Weg geben wol-

len?

führt, zwei mit Vertreter*innen von Wohlfahrtsver-

bänden auf Bundesebene, die sich bereits kritisch 

mit SIB auseinandergesetzt hatten, und ein Interview 

mit Vertreter*innen eines Jugendamts, das Erfahrun-

gen bei der Einführung eines SIB und den dort auf-

tretenden Rechtsfragen gesammelt hat. Zu den Inter-

views wurden zusammenfassende Notizen verfasst 

und mit den Interviewten rückgekoppelt, um sicherzu-

stellen, dass die Aussagen korrekt aufgenommen und 

nichts vergessen wurde. Grundlage der Auswertung 

war eine anonymisierte Verwendung. Die aufgeworfe-

nen Rechtsfragen und Argumente sind in der Expertise 

vollständig verarbeitet, indes ohne an den betreffen-

den Stellen im Einzelnen darauf zu verweisen, dass die-

ser oder jener Gesichtspunkt in einem oder mehreren 

Interviews aufkam.

Für eine bessere Handhabbarkeit der recht- 

lichen Ergebnisse in der Praxis werden in der Expertise 

allgemeine Kriterien herausgearbeitet, anhand derer 

die spezifischen rechtlichen Fragen im bundesdeut-

schen Rechtsraum differenziert beurteilt werden kön-

nen. Es werden Vignetten für Beispielsfälle skizziert, 

um die rechtlichen Einzelaspekte zum besseren Ver-

ständnis anhand der konkreten Beispielskonstruktio-

nen illustrieren zu können.

Die Expertise wurde im Zeitraum zwischen  

Februar und Juli 2018 erarbeitet. 
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Beispielsvignetten für Social Impact Bonds

Fallbeispiel 1  „Ausbildung für  
geflüchtete Jugendliche“: 

Anfang 2016 hat das Jugendamt in einer Grenz-

kommune mit der Aufnahme geflüchteter Kinder 

und Jugendlicher alle Hände voll zu tun, kümmert 

sich um die Unterbringung, sozialpädagogische 

Begleitung durch Fachkräfte und die rechtli-

che Unterstützung im asylrechtlichen Verfahren 

durch Vormünder. Die lokale Wirtschaft will dabei 

unterstützen, den jungen Menschen eine Pers-

pektive zu geben. Örtliche Unternehmen bieten 

der Kommune an, sie zu entlasten. Sie sind bereit, 

die Mittel den vom Jugendamt ausgewählten Trä-

gern der freien Jugendhilfe zur Verfügung zu stel-

len, um mit diesem ein Ausbildungs- und Ausbil-

dungsvorbereitungsprogramm aufzulegen. Die 

Jugendlichen sollen vom Jugendamt in die Maß-

nahme vermittelt werden. Die Kommunalpoli-

tik und die Jugendamtsverwaltung nehmen die 

Initiative dankbar auf. Die örtlichen Unterneh-

men spenden Mittel an den örtlichen gemein-

nützigen Verein zur Wirtschaftsförderung e. V. 

Mit der Hochschule vor Ort wird eine Evaluation 

vereinbart. Gemessen werden unter anderem 

die durch das Programm geförderten begonne-

nen Ausbildungsverhältnisse, erfolgreichen Ab-

schlüsse und die Aufnahme von Arbeit durch die 

Jugendlichen. Das Jugendamt stimmt zu, die Kos-

ten nachträglich zu übernehmen, wenn sich die 

Maßnahmen entsprechend den mit dem Jugend-

amt abgestimmten Parametern als erfolgreich er-

wiesen haben (Zahl an Teilnehmenden, Dauer des 

Verbleibs in der Maßnahme, erfolgreiche Aus-

bildungsabschlüsse, mehr als drei und mehr als 

sechs Monate andauernde Arbeitsaufnahme). Die 

Unternehmen sind bereit, die Kosten für die Ent-

wicklung und die Kosten des Vereins für Wirt-

schaftsförderung e. V. als Intermediär auch im Er-

folgsfall zu übernehmen.

Der Begriff Social Impact Bonds und seine Kurzform 

SIB ist nicht selbsterklärend und damit zugänglich für 

ein breites Spektrum an Vorstellungen, was sich dahin-

ter verbirgt. Aber nicht nur die Unvertrautheit des In-

struments, auch die große Bandbreite, wie und zu was 

ein SIB eingerichtet werden kann, lassen viel Spiel-

raum für das, was mit SIB assoziiert wird. Im deutschen 

Diskurs hat besondere Aufmerksamkeit erlangt ein 

SIB, der 2017 im Landkreis Osnabrück im Bereich Fa-

milienhilfe und dort im bzw. an der Schnittstelle zum 

sozialrechtlichen Kontext von Hilfen zur Erziehung 

nach §§ 27 ff. SGB VIII initiiert wurde (DJI, 2017; Nie-

dersächsischer Landesjugendhilfeausschuss, 2017). 

Ein weiterer, 2016 abgeschlossener SIB in Augsburg 

im Kontext Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII 

(Scheck, 2016) hat im Zuge dessen weitere Beachtung 

gefunden.

Die Rechtsexpertise will sich bewusst nicht mit 

den beiden bisherigen deutschen SIB auseinander-

setzen, sondern allgemeine Antworten suchen auf die 

Frage nach einer rechtmäßigen Gestaltung von SIB im 

Kontext von Leistungen nach dem Kinder- und Jugend-

hilferecht des SGB VIII. Im Folgenden werden daher 

beispielhaft Fallvignetten skizziert, die in ihrer teilwei-

sen Überzeichnung erleichtern sollen, die Möglichkei-

ten und Grenzen zu veranschaulichen. Auf die sowohl 

fiktiven als auch teilweise nicht notwendig realitäts-

nah konstruierten Fallbeispiele nimmt die Expertise 

bei den jeweiligen Rechtsfragen Bezug und stellt die 

rechtlichen Implikationen anhand der konkreten Kons-

tellationen dar.

2	 BEISPIELSVIGNETTEN FÜR SOCIAL IMPACT BONDS
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Fallbeispiel 3  „neue Autismustherapie“:

Die erfahrenen Leitungspersonen eines Au-

tismus-Zentrums haben auf Grundlage neue-

rer wissenschaftlicher Erkenntnisse ein Kon-

zept für eine neue Autismustherapie entwickelt. 

Sie wollen diese als mögliche Leistung nach § 35a 

SGB VIII und §§ 53, 54 SGB XII anbieten. Örtli-

ches Jugend- und Sozialamt zögern, eine Leis-

tungsvereinbarung abzuschließen, da die Thera-

pie noch nicht auf ihre Wirksamkeit hin evaluiert 

ist. Das Autismus-Zentrum sucht daher nach Fi-

nanzierungsmöglichkeiten, um die Praxistaug-

lichkeit seines Therapiekonzepts unter Be-

weis stellen zu können. Als zwei ausgewiesene 

Wissenschaftler*innen die Konsistenz und wis-

senschaftliche Fundierung bestätigen, findet sich 

eine Stiftung mit Satzungszielen im Kontext von 

Inklusion und Behinderung bereit, eine modell-

hafte Einführung der Therapie und eine Evalu-

ation zu finanzieren. Die zuständigen örtlichen 

Leistungsträger werden eingebunden, indem sie 

die Leistungen mit anbieten und sie bei entspre-

chender Wahl durch die Leistungsberechtigten 

gewähren. Sie verpflichten sich, die Hälfte der an-

gefallenen Kosten nachträglich zu übernehmen, 

wenn sich die erwünschte Wirksamkeit heraus-

stellt. Die Kosten für die Evaluation durch eine 

Universitätsklinik übernimmt die Stiftung. In der 

Evaluation sollen die Adressat*innen im Hinblick 

auf die Veränderung ihrer Lebenssituation und 

ihrer Teilhabe befragt und die Ergebnisse mit an-

deren Studien zu Autismustherapien in Beziehung 

gesetzt werden. Die Ergebnisse sollen im Sinne 

partizipativer Forschung mit den Adressat*innen 

und Fachkräften besprochen werden, um zu einer 

Gesamteinschätzung über die Fortsetzung und 

ggf. Weiterentwicklung des Angebots zu kommen. 

Auf einen Intermediär wird verzichtet.

Fallbeispiel 2  „Senkung der Steuerlast 
durch Verkürzung der Hilfedauer“: 

Dem arbeitgebernahen Verein für Abgabenre-

duzierung e. V. sind die hohen Ausgaben der Kin-

der- und Jugendhilfe im Bereich Hilfen zur Erzie-

hung ein Dorn im Auge. Sie sind überzeugt, dass 

Leistungen nach SGB VIII zu großzügig gewährt 

werden. Um zu zeigen, dass hier „erhebliches Ein-

sparpotenzial“ liegt, sammeln sie in der Indust-

rie Gelder, um einen SIB aufzulegen. Zusammen 

mit einem freien Träger, der verspricht, mit di-

rektiver Pädagogik kürzere und effektivere Hil-

fen zu erreichen, gehen sie auf ein Jugendamt 

zu, das ebenfalls an einer Reduzierung der Kos-

ten durch effektivere Hilfen interessiert ist. Die 

Hilfen sind im Bereich ambulanter Hilfen zur Er-

ziehung zwischen sozialpädagogischer Familien-

hilfe (§ 31 SGB VIII), Erziehungsbeistandschaft 

(§ 30 SGB VIII) und sozialer Gruppenarbeit (§ 29 

SGB VIII) anzusiedeln und werden als „unbe-

nannte HzE nach § 27 Abs. 2 SGB VIII“ ausgewie-

sen. Der Verein zur Ausgabenreduzierung e. V. als 

Intermediär, der freie Träger als Leistungserbrin-

ger und das Jugendamt legen gemeinsam einen 

SIB auf, bei dem als Ziele eine konkret definierte 

Reduzierung der Verweildauer in den Hilfen im 

Vergleich zum Status quo und die Vermeidung von 

Anschlusshilfen beschrieben werden. Im Erfolgs-

fall soll der freie Träger zusätzlich zu den vom 

Verein für Abgabenreduzierung e. V. vorfinan-

zierten Kosten einen Bonus erhalten, gestaffelt je 

nach Ausmaß der Zielerreichung. Die Evaluation 

mittels statistischer Erfassung und Dokumenta-

tion erfolgt durch das Jugendamt selbst.
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Fallbeispiel 4  „mobile Kita“: 

Im Stadtteil X der westdeutschen Großstadt Y 

sind eine Vielzahl von Menschen aus Osteuropa 

zugereist. Die Kinder werden trotz unterschiedli-

cher Bemühungen von den Regelangeboten einer 

Förderung in Tageseinrichtungen für Kinder nicht 

erreicht. Der Stadtteilverein hat daher die Idee 

„mobiler Kitas“. Ein mehrsprachiges Team von 

Fachkräften soll mit einem Kita-Bus abwechselnd 

drei verschiedene Standorte im Stadtteil anfah-

ren und dort für mehrere Stunden am Tag Spiel-, 

Bastel- und Lesemöglichkeiten für Kinder im Alter 

von 0 bis 12 anbieten. Begleitende Eltern wer-

den eingebunden. Die Kinder-Stiftung des Lan-

des findet die Idee innovativ und kann sich vor-

stellen, wenn sich das Konzept als erfolgreich 

erweist, dessen Einführung auch in anderen Städ-

ten zu bewerben. Sie geht auf Jugendamtsverwal-

tung und Jugendhilfeausschuss der Stadt Y zu und 

stellt eine Vorfinanzierung in Aussicht. Die „mo-

bile Kita“ soll von der ortsansässigen Hochschule 

mit Blick auf ihre Teilnahmezahlen evaluiert wer-

den. Der Jugendhilfeausschuss definiert als Ziel 

die Inanspruchnahme durch eine bestimmte An-

zahl an Kindern sowie Eltern und stimmt einer 

Übernahme der Finanzierung zu (einschließ-

lich der Evaluation), wenn diese erreicht wird. 

Der Stadtteilverein des Bezirks, in dem die mo-

bile Kita ihren Einsatz finden soll, erklärt sich be-

reit, als Intermediär zu fungieren. Er verspricht, 

die finanzielle und organisatorische Abwick-

lung des SIB zu übernehmen. Die Kinder-Stiftung 

schreibt die Leistungserbringung aus und ein ört-

lich ansässiger Träger der freien Jugendhilfe er-

hält den Zuschlag. Das Jugendamt freut sich über 

das Engagement der Stiftung und die vollständige 

Übernahme der Organisation des SIB durch die 

Kinder-Stiftung.
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3	� GRUNDSÄTZLICHE ZULÄSSIGKEIT PRIVATER (VOR-)
FINANZIERUNG GESETZLICHER PFLICHTAUFGABEN 
NACH SGB VIII

Bei der „Ausbildung für geflüchtete Jugendliche“ in 

Fallbeispiel 1 handelt es sich um sozialpädagogisch 

begleitete Ausbildungsmaßnahmen für junge Men-

schen mit sozialer Benachteiligung oder individueller 

Beeinträchtigung und somit klassische Angebote der 

Jugendsozialarbeit (§ 13 Abs. 2 SGB VIII).

Die ambulanten Hilfen mit direktiver Pädagogik in  

Fallbeispiel 2 zählen zu den Hilfen zur Erziehung nach 

§§ 27 ff. SGB VIII und werden gewährt, wenn eine 

dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen entspre-

chende Erziehung nicht gewährleistet ist (§ 27 Abs. 

1 SGB VIII). Je nach konkreter Ausgestaltung kann 

es sich um Leistungen der sozialpädagogischen Fa-

milienhilfe (§ 31 SGB VIII), der Erziehungsbeistand-

schaft (§ 30 SGB VIII), sozialen Gruppenarbeit (§ 29 

SGB VIII) oder einer sonstigen, unbenannten Hilfe zur 

Erziehung (§ 27 Abs. 2 SGB VIII) handeln.

Die Autismustherapie in Fallbeispiel 3 ist eine  

Leistung für Kinder und Jugendliche mit seelischer 

Behinderung in ambulanter Form (§ 35a Abs. 2 Nr. 1 

SGB VIII).

Bei der mobilen Kita in Fallbeispiel 4 dürfte es sich 

nicht um eine Tageseinrichtung im Sinne von § 22 Abs. 

1 S. 1, § 45 Abs. 1 SGB VIII, sondern um einen sons-

tigen ambulanten Dienst handeln. Da die Angebote 

bei der Förderung der Kinder begleitende Eltern mit 

einbeziehen, könnten sie als Leistung der allgemei-

nen Förderung der Erziehung in der Familie nach § 16 

SGB VIII ausgewiesen und geplant werden. Denkbar 

ist aber auch, dass die mobile Kita nicht als Sozialleis-

tung, sondern als freiwillige Aufgabe der kommunalen 

Daseinsvorsorge gestaltet wird. In diesem Fall würde 

sie wegen des Vorbehalts des Gesetzes gänzlich aus 

dem Anwendungsbereich des Sozialgesetzbuchs fal-

len. Der SIB würde außerhalb der Kinder- und Ju-

gendhilfe aufgelegt. Die Regeln des SGB VIII fänden 

keine Anwendung.

3.1	� Exklusivität der Leistungen 
nach SGB VIII

Wollen Kommunen als Träger der Kinder- und Ju-

gendhilfe für Angebote in einem SIB im Erfolgs-

fall eine Finanzierung in Aussicht stellen, handeln 

sie nicht im sozialrechtsfreien Raum. Sozialleistun-

gen unterliegen einem strengen, umfassenden Ge-

setzesvorbehalt (Eichenhofer et al./Eichenhofer 

2018, § 31 Rn. 1; Ruland et al./Waltermann 2018, 

Rn. 29; Kokemoor 2018, Rn. 62; Lilge 2016, § 31 

Rn. 6; Waltermann 2016, Rn. 637; Wertenbruch/

Schnapp 1979, § 31 Rn. 1). Nach dem sozialrechtli-

chen Vorbehalt des Gesetzes in § 31 SGB I dürfen 

„Rechte und Pflichten in den Sozialleistungsberei-

chen dieses Gesetzbuchs […] nur begründet, fest-

gestellt, geändert oder aufgehoben werden, so-

weit ein Gesetz es vorschreibt oder zulässt.“ Die 

Gewährung öffentlicher Leistungen der Kinder- 

und Jugendhilfe nach SGB VIII sind somit nur auf-

grund eindeutiger gesetzlicher Grundlage mög-

lich (Eichenhofer et al./Eichenhofer 2018, § 31 Rn. 

4). Gleiches gilt für Angebote, die mit Finanzierung 

der Träger der öffentlichen Jugendhilfe ohne vor-

herige Entscheidung über die Leistungsgewährung 

niedrigschwellig zugänglich sind. Die Regelung si-

chert die Gleichbehandlung der Sozialleistungsbe-

rechtigten und dient dem rechtsstaatlichen Gebot 

der Rechtssicherheit (Ruland et al./Waltermann 

2018, Rn. 27; jurisPK-SGB I/Weselski 2018, § 31 

Rn. 10). Sollen somit Leistungen der Kinder- und 

Jugendhilfe Gegenstand eines SIB sein, müssten 

die Angebote einer im SGB VIII konkret ausgewie-

senen Leistung zugeordnet werden können.
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2017; Münder & Kreft, 1990). Durch die marktähn-

lichen Mechanismen im Leistungserbringungsrecht 

können privat-gewerbliche Träger heute allerdings nur 

noch für den Bereich der Anerkennung als freier Trä-

ger (§§ 74, 75 SGB VIII) aus dem Kreis der „freien Trä-

ger“ ausgeschlossen werden (Münder & Trenczek 

2018, Rn. 82 ff.; Münder et al./Münder 2018, § 3 Rn. 

8; Wiesner/Wiesner 2015, § 3 Rn. 10a; Fieseler et al./

Heinrich 2006, § 3 Rn. 16 ff.; a.A. Kunkel et al./Schind-

ler/Elmauer 2018, § 3 Rn. 18). Dieses gesetzlich im 

SGB VIII geregelte besondere Verhältnis zwischen öf-

fentlichem und privatem bzw. freiem Träger betrifft 

dasjenige der Leistungsträger zu den Leistungserbrin-

gern. Beim SIB wird in der Regel zusätzlich ein Inter-

mediär aktiv. Ob der freie Träger seine Aufgabenerfül-

lung eigenständig abwickelt oder hierzu eine weitere 

private Organisation mit einbezieht, ist grundsätzlich 

ihm überlassen. Der Träger der öffentlichen Jugend-

hilfe ist allerdings berechtigt und verpflichtet, zu prü-

fen, ob hierbei die Vorgaben des SGB VIII sowie die 

Anforderungen an die Geeignetheit und Qualität der 

Leistung gewährleistet sind (§ 97 Abs. 1 S. 1 SGB X; 

hierzu siehe unten 4).

3.3	� Zulässigkeit der (Vor-)Finan-
zierung aus privaten Mitteln

Was die (Vor-)Finanzierung angeht, so ist bei der Beur-

teilung der grundsätzlichen Zulässigkeit solcher Kons-

truktionen zu unterscheiden zwischen 

•	� der Einbeziehung privater Finanzierungsquellen 

und

•	� der untypischen Konstruktion der Vorfinanzierung.

Gegen die Einbeziehung privater Finanzierungsquel-

len, also den Einsatz von Eigenmitteln, spricht im Rah-

men der Aufgabenerfüllung des SGB VIII zunächst 

nichts. Im Bereich Förderungsfinanzierung ist sogar 

Voraussetzung für die Zuwendung öffentlicher Mit-

tel, dass der Träger der freien Jugendhilfe eine „ange-

messene Eigenleistung“ erbringt (§ 74 Abs. 1 S. 1 Nr. 4, 

Abs. 3 S. 3 SGB VIII). Freien Trägern ist gleichzeitig un-

3.2	 Autonomie privater Organisation

In der Literatur ist umstritten, ob der Vorbehalt des 

Gesetzes in § 31 SGB I nur die Leistungen an sich oder 

auch das Verhältnis der Sozialleistungsträger zu Drit-

ten betrifft (bejahend Lilge 2016, § 31 Rn. 30; Mrozyn-

ski 2010, § 31 Rn. 16; Krahmer/Trenk-Hinterberger/

Timme 2014, § 31 Rn. 5; Dörr & Francke 2012, Kap. 

3 Rn. 14; a.A. jursiPK-SGB I/Weselski 2018, § 31 Rn. 

21; Wannagat/Rüfner 2000, § 31 Rn. 4; Wertenbruch/

Schnapp 1979, § 31 Rn. 20 f.). Die Frage stellt sich 

beim SIB in Bezug auf den privaten Förderer als Vor-

finanzierer, den Intermediär und den privaten Träger 

der freien Jugendhilfe als Leistungserbringer. Für SIB 

im Bereich des SGB VIII ist jedenfalls der Einbezug von 

Privaten im Rahmen der Leistungserbringung nicht 

nur zulässig, sondern sogar ausdrücklich gefordert 

(§ 3 Abs. 2 S. 1, § 4 Abs. 1 u. 2 SGB VIII). Deren Selbst-

ständigkeit in Zielsetzung und Durchführung der Auf-

gaben ist zu achten (§ 17 Abs. 3 S. 2 SGB I). Das Sozi-

alleistungsrecht geht in der Kinder- und Jugendhilfe 

somit von einer organisatorischen und institutionellen 

Autonomie bzw. Subsidiarität aus (Münder et al./Mün-

der 2018, § 4 Rn. 4; Knickrehm et al./Winkler 2017, 80 

Rn. 10; Schellhorn et al./Kern 2017, § 4 Rn. 11; Mro-

zynski 2009, § 4 Rn. 7, 11; zur vergleichbaren Situation 

im Sozialhilferecht s. § 5 Abs. 4 SGB XII, Grube/Wah-

rendorf/Wahrendorf 2018, § 5 Rn. 17). Auch eine öf-

fentliche Finanzierung darf somit nicht mit Auflagen 

oder Bedingungen versehen sein, die das gesellschaft-

liche Engagement in seiner gewährten Autonomie ein-

schränkt, ohne dass hierfür eine gesetzliche Grundlage 

vorliegt (Wiesner/Wiesner 2015, § 4 Rn. 12). Beim in 

§ 4 SGB VIII geschützten Kernbereich der Autonomie 

der freien Jugendhilfe handelt es sich somit um eine 

Funktionssperre (Wiesner/Wiesner 2015, § 4 Rn. 15). 

Das Subsidiaritätsprinzip kehrt den Vorbehalt des § 31 

SGB I insoweit um: Die freie Betätigung ist erlaubt, es 

sei denn ihre Beschränkung ist gesetzlich legitimiert.

Das Subsidiaritätsprinzip hat seinen Ursprung 

in der katholischen Soziallehre und prägt die Tradition 

privat-gemeinnütziger Träger der freien Wohlfahrts-

pflege (AWO, Caritas, Deutsches Rotes Kreuz, Dia-

konie, Paritätischer, Zentralstelle der Juden; Sachße, 
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weit die Entscheidungs- und Finanzhoheit zu erhalten, 

greift nicht. Beim SIB sind die zur Kostentragung ver-

pflichteten Leistungsträger bereits im Vorhinein ein-

bezogen und stimmen der vorläufigen Finanzierung 

durch private Dritte ausdrücklich zu. Das Sozialleis-

tungsrecht steht einer Vorfinanzierungsvereinbarung 

nicht entgegen, wonach sich der Träger der öffent-

lichen Jugendhilfe im Erfolgsfall zur nachträglichen 

Kostentragung verpflichtet, wenn er damit die Ausga-

benverantwortung übernimmt, die er qua Aufgaben-

verantwortung nach SGB VIII von Beginn an inne hatte 

(Art. 104a Abs. 1 GG).

benommen, die Finanzierung der Träger der öffentli-

chen Jugendhilfe ganz oder teilweise nicht in Anspruch 

zu nehmen. Auch dies ist Ausdruck ihrer Autonomie. 

Sie sind insbesondere frei darin, Spendengelder oder 

andere privat zur Verfügung stehende Mittel für die 

Erfüllung der Aufgaben einzusetzen. Zudem ist nicht 

nur den freien Trägern, sondern auch Sozialleistungs-

trägern nicht verwehrt, sich Mittel zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben privatrechtlich und ohne besondere ge-

setzliche Grundlage zu beschaffen (Wannagat/Rüfner 

2000, § 31 Rn. 4).

Privater Vorfinanzierung öffentlicher Auf-

gaben mit anschließender Kostenübernahmepflicht 

durch den öffentlichen Träger sind grundsätzlich auch 

im Sozialleistungsrecht enge Grenzen gesetzt (Mey-

sen 2000). Dies betrifft jedoch das Verhältnis der 

leistungsberechtigten Bürger*innen zum Sozialleis-

tungsträger. Berechtigte Selbsthilfe (§ 30 SGB II), 

Selbstbeschaffung (§ 36a Abs. 3 SGB VIII, § 18 SGB IX) 

oder Erstattung von Aufwendungen Anderer (§ 25 

SGB XII) lösen regelmäßig nur in echten Not- und Eil-

fällen sowie bei Systemversagen, etwa wegen Nicht-

einhaltung gesetzlicher Fristen bis zur Entscheidung 

über die Leistungsgewährung, Kostenübernahme-

pflichten aus (zu § 30 SGB II: Münder/Lenze 2017, 

§ 30 Rn. 1; Eicher/Luik/Luik 2017, § 30 Rn. 3; zu § 36a 

SGB VIII: Münder et al./Meysen 2018, § 36a Rn. 45; 

BVerwG 28.9.2000 – 5 C 29.99; zu § 18 SGB IX [bzw. 

§ 15 SGB IX a.F.]: von Boetticher 2018, Rn. 114; Knit-

tel 2017, § 15 Rn. 1; Deinert/Welti/Ulrich 2014, Kap. 

131; Dau et al./Joussen 2014, § 15 Rn. 2; Neumann 

et al./Majerski-Pahlen 2010, § 15 Rn. 5 f.; Deinert/

Neumann/Castendiek 2009, Kap. 9 Rn. 62 ff.; zu § 25 

SGB XII: Grube/Wahrendorf/Bieback 2018, § 25 Rn. 9; 

Bieritz-Harder et al./Schoch 2018, § 25 Rn. 7; Schell-

horn et al./Hohm 2015, § 25 Rn. 5; Fichtner/Wenzel/

Schaefer 2009, § 25 Rn. 4). 

Bei der Einrichtung eines SIB geht es jedoch 

gerade nicht darum, dem Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe im Nachhinein Kosten aufzudrängen, die an-

derweitig durch private Vorfinanzierung schon ent-

standen sind. Der Schutzzweck, dem aufgaben- und 

ausgabenverantwortlichen öffentlichen Träger inso-
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4.1	� Allgemeine Pflicht der Sozial- 
leistungsträger zur Einfluss-
nahme und Kontrolle

Die Vereinbarungen, die ein Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe im Rahmen eines SIB mit privaten Trä-

gern schließt, dürfen für die leistungsberechtigten 

Bürger*innen mit keinen Nachteilen verbunden sein. 

Nach der Schutzvorschrift des § 32 SGB I sind „privat-

rechtliche Vereinbarungen, die zum Nachteil des So-

zialleistungsberechtigten von Vorschriften dieses Ge-

setzbuchs abweichen, […] nichtig.“ Dies bezieht auch 

privatrechtliche Vereinbarungen ein, die zwischen So-

zialleistungsträgern und privaten juristischen Per-

sonen geschlossen werden (Lilge 2016, § 32 Rn. 24). 

Den betroffenen Bürger*innen dürfen durch die Inan-

spruchnahme von Sozialleistungen, die über einen SIB 

organisiert und finanziert sind, somit keine Nachteile, 

sondern nur Vorteile entstehen (z. B. bessere Erreich-

barkeit; juris-PK-SGB X/Tapper 2017, § 97 Rn. 72).

Mit der weiteren expliziten Vorgabe, bei der 

Einbeziehung privater Dritter in die Aufgabenwahr-

nehmung „für eine sachgerechte, die Rechte und Inter-

essen des Betroffenen wahrende Erfüllung der Aufga-

ben“ Gewähr zu übernehmen (§ 97 Abs. 1 S. 1 SGB X), 

verpflichtet das Sozialgesetzbuch die Sozialleistungs-

träger zur Einflussnahme auf und Kontrolle über die 

Leistungserbringung durch private Dritte, wenn an an-

derer Stelle im Sozialgesetzbuch die Einbeziehung pri-

vater Dritter gestattet ist (BT-Drs. 15/4228, 33; ju-

risPK-SGB X/Tapper 2017, § 97 Rn. 18). Im SGB VIII ist 

die Gestattung sogar als Pflicht ausgestaltet (§ 4 Abs. 

2 SGB VIII: Subsidiaritätsprinzip, hierzu unten 4.2). Die 

Sozialleistungsträger müssen durch effektive Einfluss-

möglichkeiten vor und ggf. während der Leistungser-

bringung prüfen und steuern können, ob das Handeln 

des Dritten bei der Erbringung der Leistungen mit den 

Vorgaben des SGB VIII vereinbar ist (Eichenhofer/

Wenner/Eichenhofer 2017, § 97 Rn. 6; jurisPK-SGB X/

Tapper 2017, § 97 Rn. 71; Diering/Timme/Breitkreuz 

2016, § 97 Rn. 7; von Wulffen/Schütze/Roos 2010, 

§ 97 Rn. 6; zu Einzelheiten der Vereinbarkeit siehe 

auch unten 5 und 6). Der allgemeinen Vorschrift des 

§ 97 Abs. 1 S. 1 SGB X entspricht im Kinder- und Ju-

4	� BEACHTUNG DER LEISTUNGSZIELE UND 
STEUERUNG VON AUFGABEN NACH SGB VIII

gendhilferecht die Gesamtverantwortung des Trägers 

der öffentlichen Jugendhilfe nach § 79 Abs. 1 SGB VIII 

(hierzu sogleich unter 4.2). Erfasst sind nicht nur sub-

ordinationsrechtliche Aufgaben der Sozialleistungs-

träger, sondern auch schlicht hoheitliches Handeln wie 

bei der Leistungserbringung (vgl. BSG 2.3.2000 -–B 7 

AL 36/99 R; LSG Rheinland-Pfalz 28.1.1999 -–L 7 Ar 

23/98; LSG Saarland 18.3.1999 -–L 6/1 Ar 86/95; SG 

Marburg 3.6.2015 -–S 12 KA 215/14; Diering/Timme/

Breitkreuz 2016, § 97 Rn. 4; Körner et al./Scholz 2007, 

§ 97 Rn. 5 ff. [mit ausdrücklicher Bezugnahme auf § 4 

Abs. 2 SGB VIII]; Wannagat/Eichenhofer 2001, § 97 

Rn. 3 ff.; a.A., da nur andere Sozialleistungsbereiche 

im Blick zu sein scheinen, auf Beleihungen bzw. Auf-

tragsverhältnisse beschränkend jurisPK-SGB X/Tapper 

2017, § 97 Rn. 49; Eichenhofer/Wenner/Eichenho-

fer 2017, § 97 Rn. 7; von Wulffen/Schütze/Roos 2014, 

§ 97 Rn. 3).

Die Dritten – beim SIB vor allem Leistungs- 

erbringer und Intermediär – müssen Kenntnisse,  

Erfahrung und Zuverlässigkeit aufweisen, die eine  

ordnungsgemäße Durchführung der konkret über- 

tragenen Aufgaben erwarten lässt. Hiervon haben 

sich die Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei der 

Auswahl der Träger, also vor der Durchführung eines 

SIB, zu überzeugen. Auch während der Durchführung 

haben sie dafür zu sorgen, dass die Aufgabenerfüllung 

den geforderten Anforderungen entspricht (von Wulf-

fen/Schütze/Roos 2010, § 97 Rn. 5). Da bei einem SIB 

potenziell öffentliche Mittel eingesetzt werden, hat 

der öffentliche Träger zudem die Pflicht, die zweck-

entsprechende Verwendung bei Inanspruchnahme  

öffentlicher Mittel zu überprüfen (§ 17 Abs. 3 S. 3 

SGB I: Finanzkontrolle; Lilge 2016, § 17 Rn. 58; Krah-

mer/Trenk-Hinterberger/Neumann/Sommer 2014, 

§ 17 Rn. 38).

Das Controlling kann im Rahmen eines SIB an 

einen Intermediär delegiert werden, wenn dieser sei-

nerseits die notwendige Zuverlässigkeit aufweist und 

sich zur Unterrichtung des Leistungsträgers bei Zwei-

feln an der ordnungsgemäßen Aufgabenerfüllung ver-

pflichtet. Zudem ist zu bedenken, dass SIB regelmäßig 

zeitlich befristet sind und aufgrund ihrer Erfolgsori-
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im Lichte des europarechtlich determinierten Wett-

bewerbsrechts (hierzu von Boetticher, 2003; ders., 

2011a) und des Art. 3 Abs. 1 GG erhalten, wieder-

hergestellt oder klargestellt werden, ist zunächst der 

Gesetzgeber gefragt (Banafsche, 2011a). Die Kritik 

setzt insbesondere rechtspolitisch an und in der Kon-

troverse wird in entgegengesetzte Richtungen argu-

mentiert (stellvertretend für Viele Mußgnug & Lange, 

2006; Monopolkommission, 2014).

Im vorliegenden Rechtsgutachten ist auf 

der einen Seite die beschriebene allgemeine Pflicht 

zur Einflussnahme und Kontrolle seitens der Sozial-

leistungsträger (§ 97 Abs. 1 SGB X i.V.m. § 79 Abs. 1 

SGB VIII; siehe oben 4.1) und mithin auf der anderen 

Seite die Zulässigkeit einer Fremd- oder Mitdefinition 

von Zielen öffentlicher Aufgaben nach dem Sozialge-

setzbuch durch soziale Förderer anhand des gelten-

den Rechtsrahmens im SGB VIII zu beurteilen. In der 

Kinder- und Jugendhilfe erfolgt die Wahrnehmung 

der Steuerungshoheit durch die Träger der öffentli-

chen Jugendhilfe zunächst auf der Ebene der Gesamt-, 

Planungs- und Qualitätsentwicklungsverantwortung 

der Träger der öffentlichen Jugendhilfe (§§ 79 bis 80 

SGB VIII).

Die örtlichen Träger der Kinder- und Jugend-

hilfe werden für die Erfüllung der Aufgaben nach 

SGB VIII, für die sie ganz überwiegend zuständig sind, 

in § 79 SGB VIII in die sog. Gesamtverantwortung 

genommen. In der Literatur wird mit großen Wor-

ten von „Fundamentalnorm“ (Kunkel et al./Kunkel/

Kepert 2018, § 79 Rn. 3; Kunkel 2013) oder „Garan-

tenstellung der öffentlichen Jugendhilfe“ (Wiesner/

Wiesner 2015, § 79 Rn. 3) gesprochen. Die Sicher-

stellungsverantwortung bedeutet in erster Linie, dass 

der Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die Erfül-

lung der einzelnen Leistungspflichten gegenüber den 

Adressat*innen und die Versorgung mit einem be-

darfsgerechten Angebot verantwortlich bleibt (Wies-

ner/Wiesner 2015, § 79 Rn. 4; Jans et al./Werner 

2013, § 79 Rn. 4). In Anerkennung des eigenständigen 

Betätigungsrechts (Autonomie) der freien Jugendhilfe, 

verfolgt die gesetzliche Betonung der Gesamtverant-

wortung das Ziel einer Minderung des Risikos, dass die 

entierung ohnehin einer Qualitätskontrolle im Wege 

einer Evaluation nach zuvor definierten Erfolgskrite-

rien unterzogen werden. Dadurch werden die fachli-

che Arbeit in den SIB-Angeboten und die ordnungs-

gemäße Verwendung der öffentlichen Mittel einer 

zusätzlichen Überprüfung unterzogen (zu Qualitäts-

entwicklung sogleich 4.2 a.E. sowie 5.3).

4.2	� Einfluss auf Definition und 
Umsetzung sozialpolitischer Ziele

Private Anbieter nehmen in der Kinder- und Jugend-

hilfe Einfluss auf die Angebote nach SGB VIII. So 

sind die Träger der öffentlichen Jugendhilfe angehal-

ten, die Einflussnahme in partnerschaftlicher Zusam-

menarbeit (§ 4 Abs. 1 SGB VIII), bei der Mitentschei-

dung sowie Beratung im Jugendhilfeausschuss (§ 71 

Abs. 1 SGB VIII) und in Arbeitsgemeinschaften (§ 78 

SGB VIII) nicht nur zuzulassen, sondern strukturell 

aufzugreifen und in ihre Aufgabenerfüllung als Sozial-

leistungsträger zu integrieren. Das SGB VIII geht somit 

von einer erheblichen Mitsteuerung sozialer Dienst-

leistungen durch Private aus. Seinen Ursprung hat dies 

in der Tradition der freien Wohlfahrtspflege und dem 

daraus abgeleiteten Subsidiaritätsprinzip. Die Privile-

gierung privat-gemeinnütziger Träger gegenüber pri-

vat-gewerblichen Trägern ist mittlerweile deutlich 

beschränkt (hierzu oben 3.2). Besonders scharf formu-

liert Münder und bezeichnet das Subsidiaritätsprinzip 

als „verstaubt“, von jeher „ideologisch überhöht“, pra-

xisfern sowie durch Zeitablauf und rechtliche Ände-

rungen weitgehend überholt (Münder 2011a, Rn. 20). 

Auch wenn die Verkennung der historischen Bedeu-

tung der Subsidiarität für die Entwicklung von sozialen 

Dienstleistungen und Sozialstaatlichkeit in Deutsch-

land in diesen Aussagen irritieren mag, so wird doch 

anzuerkennen sein, dass Privilegierung frei-gemein-

nütziger Träger heute einen zunehmenden Bedeu-

tungsverlust zu verzeichnen hat (Sachße, 2017). Im 

Spannungsfeld zwischen Korporatismus und Wett-

bewerb ist das Gemeinnützigkeitsprivileg anerkann-

ter Träger der freien Jugendhilfe jedenfalls anhal-

tend unter Druck (kritisch bereits Wolff, 1983). Soll 

der besondere Status der freigemeinnützigen Träger 
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bildungsprozess in der jeweiligen Gebietskörperschaft 

zugrunde liegt und insoweit auch Ergebnis der Aus-

handlung konkreter Interessen und parteilichen Enga-

gements ist (Merchel, 2016; Maykus & Schone, 2010). 

Die Jugendhilfeplanung erfüllt in dieser Weise die 

Funktionen sowohl eines Beitrags zur sozialen Ent-

wicklungsplanung in der Kommune als auch einer ziel-

gruppen- und bereichsbezogenen Fachplanung (Mün-

der et al./Tammen 2018, § 80 Rn. 5; Wiesner/Wiesner 

2015, § 80 Rn. 38; Schone 2015, 370 f.).

Soweit Bedarfsgesichtspunkte mit Blick auf die 

Finanzierungsmechanismen Berücksichtigung finden 

(hierzu unten 6.3), werden nur Angebote mit öffentli-

chen Mitteln finanziert, für die in der Jugendhilfepla-

nung unter Berücksichtigung der Wünsche, Bedürf-

nisse und Interessen der Leistungsberechtigten ein 

entsprechender Bedarf ermittelt wurde (§ 80 Abs. 1 

Nr. 2 SGB VIII). Die betreffenden Angebote müssen im 

Lichte des festgestellten Bestands an Einrichtungen 

und Diensten (§ 80 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII) zur Befriedi-

gung des Bedarfs erforderlich und geeignet sein (§ 80 

Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII). 

Sollen Angebote über einen SIB potenziell 

nachträgliche Finanzierung durch den Träger der öf-

fentlichen Jugendhilfe erfahren, werden sie dem-

entsprechend regelmäßig vorab in der Jugendhilfe-

planung auszuweisen sein (Wiesner/Wiesner 2015, 

§ 80 Rn. 24 ff.; Jans et al. 2005, § 80 Rn. 26 ff.). Kön-

nen nicht alle Anbieter eine Finanzierung erhalten, ist 

in der Jugendhilfeplanung transparent darzustellen, 

welches Angebot aus welchen Gründen eine Finanzie-

rung erhält (hierzu näher unten 6.2.2). Der Jugendhil-

feausschuss hat sich mit der Jugendhilfeplanung und 

der Auswahl der zu finanzierenden Träger der freien 

Jugendhilfe zu befassen und regelmäßig auch darüber 

zu entscheiden (§ 71 Abs. 2 Nr. 2 und 3 SGB VIII; Kun-

kel et al./Kunkel/Kepert 2018, § 71 Rn. 16; Wiesner/

Wiesner 2015, § 71 Rn. 21; Jans et al./Werner 2009, 

§ 71 Rn. 21).

Aufgaben und Ziele des SGB VIII tatsächlich nur un-

zureichende oder keine Umsetzung finden (Wiesner/

Wiesner 2015, Rn. 3 f.). Die Träger der freien Jugend-

hilfe sind über Verträge entsprechend in die Pflicht zu 

nehmen (Münder et al./Tammen 2018, § 79 Rn. 4). Die 

Gesamtverantwortung kann jedoch nicht übertragen 

werden, sondern bleibt stets beim Träger der öffent-

lichen Jugendhilfe (jurisPK-SGB VIII/Eger 2014, § 79 

Rn. 10).

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat 

zu gewährleisten, dass zur Erfüllung der Aufgaben 

der Kinder- und Jugendhilfe sowohl „die erforderli-

chen und geeigneten Einrichtungen, Dienste und Ver-

anstaltungen den verschiedenen Grundrichtungen 

der Erziehung entsprechend und ausreichend zur Ver-

fügung stehen“ als auch „eine kontinuierliche Quali-

tätsentwicklung erfolgt“ (§ 79 Abs. 2 S. 1 SGB VIII). Er 

hat über Vereinbarungen zur Einhaltung von Quali-

tätskriterien und zur Finanzierung (hierzu unten 6) si-

cherzustellen, dass die Träger der freien Jugendhilfe 

die von ihnen wahrgenommenen Aufgaben gemäß den 

rechtlichen und fachlichen Vorgaben und Standards im 

SGB VIII erfüllen (Münder et al./Tammen 2018, § 79 

Rn. 9; Kunkel et al./Kunkel/Kepert 2018, § 79 Rn. 2). 

Die kommunale Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 2 GG) 

mit ihrer Finanzverantwortung und Finanzplanung, 

etwa durch das Auflegen eines SIB, findet ihre Gren-

zen folglich im Regelwerk des SGB VIII (Münder & 

Trenczek 2015, Rn. 778). Die Vereinbarkeit von Ange-

boten im Rahmen eines SIB mit dem Recht der Kinder- 

und Jugendhilfe ist somit anhand des konkreten SIB im 

Einzelnen zu prüfen (hierzu unten 5).

Die Steuerungshoheit über die öffentliche Fi-

nanzierung von Angeboten und die Auswahl der 

Leistungserbringer übt der Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe insbesondere im Rahmen der Jugendhilfe-

planung nach § 80 SGB VIII aus (zur Steuerung durch 

Vereinbarungen im Rahmen des jugendhilferecht-

lichen Dreiecksverhältnisses siehe unten 6.3). Das 

Kinder- und Jugendhilferecht geht von einem durch 

Kommunikation und Partizipation geprägten Planungs-

prozess aus, dem in Abgrenzung zu einem technokra-

tischen Planungsverständnis ein politischer Willens-
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dert, sondern erschwert (Diakonie Deutschland 2016, 

27). Das Problem der Bestimmbarkeit von Qualität bei 

sozialen Dienstleistungen (Fliegauf et al. 2015, 9) be-

steht bei der Qualitätsentwicklung indes unabhängig 

davon, ob das Angebot über einen SIB oder anderwei-

tig finanziert wird (zum Streit um Wirkungsmessung 

siehe unten 5.3). Insgesamt gelten für die Qualitäts-

entwicklung bei Angeboten der SIB keine anderen An-

forderungen als bei anderen Angeboten nach SGB VIII.

Sollte der Träger der freien Jugendhilfe für die  

„mobile Kita“ in Fallbeispiel 4 allein vom sozialen 

Förderer, der Kinder-Stiftung, ausgewählt wer-

den, entspricht dies nicht den Verpflichtungen des 

Trägers der öffentlichen Jugendhilfe als Sozialleis-

tungsträger zur prüfenden Auswahl der privaten 

Leistungserbringer für die Erfüllung von Aufga-

ben der Kinder- und Jugendhilfe (§ 97 Abs. 1 S. 1 

SGB X, § 71 Abs. 2, §§ 79, 80 SGB VIII). Der SIB ist 

unzulässig, wenn sich das Jugendamt die Auswahl 

nicht selbst vorbehält und – je nach Festlegungen 

in den kommunalen Satzungen – den Jugendhilfe-

ausschuss hierüber beschließen lässt.

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im 

Rahmen ihrer Gesamtverantwortung (§ 79 SGB VIII) 

zudem die Pflicht zur Qualitätsentwicklung nach 

§ 79a SGB VIII (hierzu Deutscher Verein, 2012). Zwar 

sind die Träger der freien Jugendhilfe auch insoweit 

nicht unmittelbar gesetzlich verpflichtet (Münder et 

al./Tammen 2018, § 79a Rn. 3). Die Aufforderung an 

die Träger der öffentlichen Jugendhilfe gilt jedoch ex-

plizit auch für die Leistungserbringung, mithin auch 

die Sicherstellung der Qualität der Arbeit der Trä-

ger der freien Jugendhilfe (§ 79a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Alt. 

2 SGB VIII; Jans et al./Feldhaus 2013, § 79a Rn. 6; a.A. 

Kunkel et al./Kepert 2018, § 79a Rn. 1). Die Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe haben die Träger der freien 

Jugendhilfe über Vereinbarungen und im Rahmen der 

Förderung der freien Jugendhilfe zu entsprechender 

Qualitätsentwicklung anzuhalten und diese einzufor-

dern (vgl. § 45 Abs. 3 Nr. 1, § 74 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, § 78b 

Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII; Wiesner/Wiesner 2015, § 79a 

Rn. 3).

Aufgrund seiner Erfolgsorientierung ist eine 

Überprüfung der Qualität des Angebots integraler Be-

standteil der Finanzierungskonstruktion eines SIB. 

Die Evaluation kann zur Qualitätsentwicklung genutzt 

werden (Social Impact Investment Taskforce & Nati-

onal Advisory Board 2014, 53). Bei einer festen Vor-

gabe von Leistungsinhalt und -umfang im SIB wird al-

lerdings befürchtet, dass dies eine kontinuierliche, 

qualitätsorientierte Weiterentwicklung nicht beför-
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Gesetzeskonformität der Ziele, Inhalte und Ausgestaltung des SIB

5.1	� Keine Verkürzung der Leistungs-
ansprüche und Leistungspflichten

Privatrechtliche Vereinbarungen zwischen den Akteu-

ren eines SIB sind unzulässig und nichtig, wenn sie die 

im Sozialgesetzbuch eingeräumten Rechte von Sozial-

leistungsberechtigten einschränken (§ 32 SGB I; hierzu 

oben 4.2). Der Teil der SIB-Vereinbarungen, bei dem es 

sich um einen öffentlich-rechtlichen Vertrag handelt, 

etwa die Leistungs- und Entgeltvereinbarungen (§§ 77, 

78b SGB VIII; hierzu unten 6), würde bei entsprechen-

der Rechtsverkürzung auf Seiten der Sozialleistungs-

berechtigten ebenfalls zur Nichtigkeit führen, denn die 

Missachtung des Grundsatzes der Gesetzmäßigkeit der 

Verwaltung verstieße sowohl gegen das Gesetz als auch 

gegen die guten Sitten (§ 58 Abs. 1 SGB X i.V.m. §§ 134, 

138 BGB; § 58 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 55 Abs. 1 SGB X; 

Lilge 2016, § 32 Rn. 16; Mrozynski 2010, § 32 Rn. 5).

Das Nachteilsverbot bezieht sich auf alle Ver-

einbarungen, die Rechtspositionen zu Ungunsten des 

Sozialleistungsberechtigten verändern. Nachteilig sind 

Vereinbarungen, wenn sie eine solche Rechtsposition 

beeinträchtigen, schmälern, aufheben oder deren Ent-

stehen gegenwärtig oder zukünftig ausschließen (Ru-

land et al./Waltermann 2018, Kap. 7 Rn. 40; Werten-

bruch/Gitter 1979, § 32 Rn. 24). Dies ist anzunehmen 

bei einer Verringerung oder Verkürzung von Leistungs-

ansprüchen (Krahmer/Trenk-Hinterberger/Timme 

2014, § 32 Rn. 7). Aber auch wenn bspw. vereinbart 

wird, objektiv-rechtliche Leistungsverpflichtungen 

nicht oder nur teilweise zu erfüllen, kann dies dann zum 

Nachteil Sozialleistungsberechtigter gereichen, wenn 

sich ein sozialrechtlich beabsichtigter Vorteil nicht ver-

wirklicht (Körner et al./Seewald 2007, § 32 Rn. 4). Ob 

mit einem SIB direkte Nachteile für Sozialleistungsbe-

rechtigte einhergehen oder ob die vereinbarten Ziele 

bzw. der zu messende Erfolg mit den sozialgesetzlich 

unterstützten Interessen der Sozialleistungsberechtig-

ten nicht vereinbar sind oder nicht, wird nicht immer 

trennscharf abgrenzbar sein (hierzu näher unten 5.3 

und 5.4). In jedem Fall ist nicht die Wirkung im Einzelfall 

abzuwarten und der Nachteil erst dann zu beurteilen, 

sondern bereits abstrakt einzuschätzen, ob die Verein-

barungen potenzielle Nachteile erwarten lassen.

5	� GESETZESKONFORMITÄT DER ZIELE, INHALTE UND 
AUSGESTALTUNG DES SIB 

Die Angebote in den Fallbeispielen 1 und 3  

haben den Anspruch, für die zugrundeliegenden 

Sozialleistungen (§ 13 Abs. 2 bzw. § 35a SGB VIII) 

bedarfsdeckend zu sein. Bei der Jugendsozialar-

beit (Fallbeispiel 1) werden mit den Maßnahmen 

die Aufgaben aus § 13 Abs. 2 SGB VIII erfüllt; es 

kann dabei dahinstehen, ob in § 13 SGB VIII ledig-

lich eine objektiv-rechtliche Leistungsverpflich-

tung mit Teilhaberecht bei bestehendem Angebot 

(so etwa Kunkel et al./Nonninger 2018, § 13 Rn. 

19; Rolfs et al./Winkler 2008, 1036), ein subjek-

tiv-öffentliches Recht (so etwa Wiesner/Struck 

2015, § 13 Rn. 7) oder ein Rechtsanspruch (so 

etwa Münder et al./Schäfer/Weitzmann 2018, 

§ 13 Rn. 6 f.) geregelt ist. Die Autismustherapie 

(Fallbeispiel 3) dient dabei eindeutig der Erfül-

lung von Rechtsansprüchen. In beiden Fallbeispie-

len werden dementsprechend gesetzeskonforme 

Ziele verfolgt.

In Fallbeispiel 2 ist erklärtes Ziel die Kosten- 

reduzierung. Das allein ist, soweit es die wirt-

schaftliche und sparsame Haushaltsführung be-

trifft, rechtlich nicht zu beanstanden. Allerdings 

ist hier die Zielverwirklichung mit einer Redu-

zierung der Verweildauer in den Hilfen und einer 

Vermeidung von Anschlusshilfen verknüpft. 

Wenn in der Arbeit mit den Adressat*innen aus 

der Familie gelingt, den Bedarf nach Hilfen zur 

Erziehung in möglichst kurzer Zeit und nachhal-

tig zu beheben und damit jeder Hilfe immanente 

die „fürsorgliche Belagerung“ (Münder u.a./Mey-

sen/Münder 2018, § 1 Rn. 14; Ziegler, 2014; Neu-

mann, 2013; Jestaedt, 2012; Olk & Otto, 1987) 

auf ein Mindestmaß zu reduzieren, ist dies sicher-

lich ein legitimes Ziel. Das Streben nach einem 

derart definierten Erfolg kann jedoch auch mit 

einer Verkürzung von Ansprüchen auf Hilfen zur 

Erziehung einhergehen. Diese doppelte Zielrich-

tung ist – eher – im Rahmen einer Gesamtwürdi-

gung zur Vereinbarkeit des SIB mit den Vorgaben 

des SGB VIII zu beurteilen (hierzu unten 5.4) und 

– noch – nicht auf der Ebene des Verbots nachtei-

liger Vereinbarungen in § 32 SGB I.
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berger/Timme 2016, § 32 Rn. 8; Mrozynski 2010, § 32 

Rn. 6). Auch kann nicht eingewandt werden, dass ohne 

den SIB gar keine entsprechenden Angebote vorgehal-

ten würden. Dies würde die Frage nach einer fehlen-

den Bedarfsgerechtigkeit und somit der Rechtswidrig-

keit der Jugendhilfeplanung aufwerfen (§ 80 Abs. 1 Nr. 

3, Abs. 2 SGB VIII),

5.2	� Kontrolle durch beteiligungs- und 
qualitätssicherndes Verfahren

5.2.1	 Hilfeplanung (§ 36 SGB VIII)

Die Pflicht des Jugendamts zur Einflussnahme auf und 

Kontrolle über die Leistungserbringung durch den 

Träger der freien Jugendhilfe (§ 97 Abs. 1 S. 1 SGB X; 

siehe oben 4.1) ist einerseits mit dem konkreten An-

gebot und dem Bedarf, dessen Deckung intendiert 

ist, und andererseits mit den jeweiligen Vorgaben im 

SGB VIII ins Verhältnis zu setzen. Je virulenter ein Be-

darf und je weitreichender die Folgen der Intervention 

für die Entwicklung junger Menschen oder deren fami-

liären Beziehungen ist, desto höher ist das geforderte 

Maß an hilfesteuernder Kontrolle durch das Jugend-

amt als Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Im Kinder- 

und Jugendhilferecht findet dies seinen Ausdruck ins-

besondere in den Vorgaben zur Hilfeplanung nach § 36 

SGB VIII. Bei Leistungen der Hilfen zur Erziehung, der 

Eingliederungshilfe wegen (drohender) seelischer Be-

hinderung oder der Hilfe für junge Volljährige ist häu-

fig ein Hilfeplanverfahren durchzuführen Es kommt 

verbindlich zum Einsatz, wenn die Hilfe „voraussicht-

lich für längere Zeit zu leisten ist“ (§ 36 Abs. 2 S. 1 

SGB VIII). Fakultativ können die Beteiligungsgrund-

sätze auch bei Hilfen mit kurzer Dauer oder bei Leis-

tungen nach §§ 11 ff. SGB VIII zur Anwendung kom-

men (Kunkel et al./Kunkel/Kepert 2018, § 36 Rn. 13).

Bei der Hilfeplanung handelt es sich um 

ein qualifiziertes Verfahren zur Beteiligung der 

Adressat*innen an der gemeinsamen Klärung und Be-

wertung ihrer Lebenssituation und an der Entschei-

dung über die aufgrund des Bedarfs angezeigte Hilfe 

(Wiesner 2014, 54; Matzner & Munsch, 2014). Der 

Die Angebote der „mobilen Kita“ in Fallbei- 

spiel 4 stehen auch Grundschulkindern offen. 

Wenn das über einen SIB vereinbarte Angebot 

gleichzeitig zur Folge hätte und, etwa in der Ju-

gendhilfeplanung, damit verknüpft würde, Hort-

plätze abzubauen, würde auch dies einen Nachteil 

für die betroffenen Kinder als Sozialleistungsbe-

rechtigte darstellen. Zwar haben Kinder im schul-

pflichtigen Alter bislang keinen Anspruch auf För-

derung in einer Tageseinrichtung. Aber sie sind 

berechtigt, die Sozialleistung auf einen Hortplatz 

in Anspruch zu nehmen (§ 24 Abs. 4 SGB VIII) und 

somit Sozialleistungsberechtigte im Sinne des § 32 

SGB I, die einen Nachteil hätten, wenn die objek-

tiv-rechtlichen Pflichten nach § 24 Abs. 4 SGB VIII 

aufgrund der SIB-Vereinbarung nicht mehr be-

darfsgerecht erfüllt würden. Keine Nachteile gin-

gen mit dem Angebot einher, wenn es zum Ziel 

hätte, bislang in einer Tageseinrichtungen nicht 

geförderte (Grundschul-)Kinder zu erreichen.

Grundsätzlich kann ein SIB auch nur partiell leistungs-

verkürzende Wirkungen haben oder neben Nachteilen 

auch mit im Sozialleistungsrecht ansonsten nicht ein-

geräumten Vorteilen verbunden sein. Vor- und Nach-

teile dürfen jedoch nicht miteinander aufgewogen 

werden, denn dies würde eine unzulässige Saldierung 

darstellen (jurisPK-SGB I/Weselski 2018, § 32 Rn. 27; 

Wannagat/Rüfner 2000, § 32 Rn. 7; Mrozynski 2010,  

§ 32 Rn. 6; Körner et al./Seewald 2007, § 32 Rn. 6). 

Zum einen sind Sozialleistungsträger nicht berechtigt, 

sich über das Gesetz hinwegzusetzen und die Sozial-

leistungen nach eigenen Vorstellungen auszugestalten 

(§ 31 SGB I). Zum anderen ist bei der Beurteilung, ob 

ein Nachteil vorliegt, die Gesamtsituation des Sozial-

leistungsberechtigten in den Blick zu nehmen. Hierbei 

bleibt die Betrachtung nicht auf wirtschaftliche und 

rechtliche Aspekte beschränkt, auch wenn rein ideelle  

Interessen sind nicht erfasst sind (Wertenbruch/ 

Gitter 1979, § 32 Rn. 24). Sind bei einer solchen  

„limitierten Gesamtwürdigung“ nachteilige Wirkungen 

zu konstatieren, können diese nicht durch an anderer 

Stelle eingeräumte Vorteile wieder ausgeglichen wer-

den (Lilge 2018, § 32 Rn. 31; Krahmer/Trenk-Hinter-
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Hilfeplan ist insoweit ein Instrument sozialpädago-

gischer Hilfesteuerung und verwaltungsmäßiger  

Selbstkontrolle im Einzelfall (Münder et al./

Schönecker/Meysen 2018, § 36 Rn. 49 ff.; Heil-

mann/Dürbeck 2015, § 36 Rn. 4). Mit der Ent-

scheidung über die Gewährung einer Leistung auf 

Grundlage der Hilfeplanung übernimmt der Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe sowohl Gewähr dafür, 

dass die Leistung für die Deckung des konkreten  

Bedarfs geeignet und erforderlich ist, als auch 

dafür, dass die Leistungserbringung den Vorgaben 

des SGB VIII entspricht. 

Behält sich das Jugendamt vor, über die 

Gewährung von Angeboten aus einem SIB vorab 

selbst zu entscheiden, übt es eine gewisse Kont-

rolle über die Leistungserbringung durch private 

Dritte aus (§ 79 Abs. 1 SGB VIII, § 97 Abs. 1 S. 1 

SGB X). Als Behörde ist der Träger der öffentlichen  

Jugendhilfe insoweit an Recht und Gesetz gebun-

den (Gesetzmäßigkeit der Verwaltung: Art. 20 

Abs. 3 GG). Wenn die Inhalte des SIB dem nicht 

von vornherein entgegenstehen (hierzu unten 

5.4), hat der Träger der öffentlichen Jugendhilfe – 

nicht zuletzt im Rahmen der Hilfeplanung und der 

Fortschreibung des Hilfeplans nach § 36 Abs. 2 

SGB VIII – Gewähr dafür zu übernehmen, dass die 

Rechte der Sozialleistungsberechtigten nicht be-

schnitten, ihre Ansprüche und die Leistungspflich-

ten des Jugendamts erfüllt werden. Dies gelingt 

in der Praxis zwar nicht umfassend, was aber kein 

spezifisches Problem von Angeboten im Rahmen 

eines SIB darstellt.

Die Pflicht zur Vorhaltung bedarfsgerech-

ter Angebote (§§ 79, 80 SGB VIII) kann ggf. auch 

im Bereich der Hilfen zur Erziehung und Hilfen 

für junge Volljährige erfordern, eine direkte Inan-

spruchnahme beim Leistungserbringer ohne vor-

herige Einbeziehung des Jugendamts als Leis-

tungsträger zu ermöglichen. Im Bereich der 

Erziehungsberatung ist dies allgemein anerkannt 

und gesetzlich gesichert (vgl. § 36a Abs. 2 SGB VIII; 

Wiesner/Schmid-Obkirchner 2015, § 28 Rn. 20; 

bke & DIJuF, 2012). Grundsätzlich besteht ein wei-

Bei den Hilfen zur Erziehung in Fallbeispiel 2 und  

der Autismustherapie in Fallbeispiel 3 handelt es  

sich um klassische Hilfen, bei denen die Verfahrens-

vorgaben zur Hilfeplanung zu beachten sind (§ 36 

Abs. 2 SGB VIII [i.V.m. § 21 S. 2 SGB IX]). Wird ein sol-

ches durchgeführt und behält sich das Jugendamt die 

Entscheidung über die Gewährung der Leistung sowie 

ihre Fortsetzung vor, so sind die Anforderungen an 

die Kontrolle der Leistungserbringung durch private 

Dritte erfüllt.

Die sozialpädagogisch begleitete Ausbildung in Fall-

beispiel 1 erfolgt zwar nicht aufgrund einer Entschei-

dung des Jugendamts über die Leistungsgewährung, 

kommt aber durch Vermittlung des Jugendamts zu-

stande, das zuvor zu prüfen hat, ob die betreffende 

Maßnahme potenziell geeignet ist, die betreffenden 

Bedarfe des/der Jugendlichen zu decken. Für die Leis-

tungen nach § 13 Abs. 2 SGB VIII sieht das Gesetz 

grundsätzlich kein der Hilfeplanung vergleichbares 

Verfahren vor. Allerdings wird im Jugendamt sowie 

bei der Gestaltung des SIB zu klären sein, bei welchen 

Bedarfslagen eine Vermittlung in die Angebote des 

SIB in Betracht kommt und inwieweit das Vorliegen 

eines entsprechenden Bedarfs vom Jugendamt zu-

mindest vorgeprüft wird. Aus rechtlicher Sicht spricht 

jedenfalls nichts dagegen, wenn die genauere Klärung 

einer Teilnahme an den sozialpädagogisch begleite-

ten Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen di-

rekt zwischen dem/der Jugendlichen und dem Maß-

nahmeträger erfolgt.

Bei der „mobilen Kita“ in Fallbeispiel 4 handelt es sich 

um Angebote, die ihre Bedarfsgerechtigkeit gerade 

dadurch erzielen, dass eine niedrigschwellige direkte 

Inanspruchnahme im Stadtteil ermöglicht wird, ohne 

zuvor Anspruchsvoraussetzungen und Bedarfslagen 

prüfen zu müssen und eine Entscheidung des Jugend-

amts über die Leistungsgewährung zu erfordern. Die 

Kontrolle erfolgt hier im Wesentlichen über eine Be-

schreibung der Anforderungen an die Aufgabenerfül-

lung im Rahmen der Leistungs- und Finanzierungsver-

einbarung bzw. im Förderbescheid.
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ger einher (zu den Grenzen der Zulässigkeit aus fi-

nanzierungsrechtlicher Sicht siehe unten 6.3.2). Die 

Auflage eines SIB entbindet das Jugendamt indes nicht 

vom zentralen Strukturprinzip des SGB VIII und von 

seiner Pflicht, eine Vielfalt an Trägern unterschiedli-

cher Wertorientierungen sowie an Inhalten, Metho-

den und Arbeitsformen vorzuhalten (§ 3 Abs. 1, § 9 Nr. 

1 SGB VIII). Dies ist bereits bei der Jugendhilfeplanung 

zu berücksichtigen (§ 80 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII; siehe 

oben 4.2). Die Pflicht zur Schaffung eines pluralen An-

gebots endet bei den infrastrukturellen Angeboten 

mit direktem Zugang (zur zweiseitigen Finanzierung 

siehe unten 6.1) dort, wo aus Bedarfsgesichtspunk-

ten eine Förderung oder Pauschalfinanzierung mehre-

rer bzw. weiterer Anbieter nicht angezeigt ist, sodass 

Aspekte der Wirtschaftlichkeit und Qualitätssiche-

rung die Bündelung der Leistungen bei einzelnen, aus-

gewählten Anbietern rechtfertigen (ausführlich Mey-

sen et al. 2014, Rn. 58). Das Wunsch- und Wahlrecht 

beschränkt sich insofern auf die zur Verfügung ste-

henden Angebote und gibt keinen Anspruch auf Schaf-

fung weiterer (Münder et al./Beckmann 2018, § 5 Rn. 

11; Neumann 1988; VGH München 2.12.2003 – 7 CE 

03/ 2722). 

Das Angebot einer „mobilen Kita“ in Fallbeispiel 

4 dürfte aus Bedarfsgesichtspunkten im Stadt-

teil nur einmal benötigt und zu finanzieren sein 

(zu Fragen des Finanzierungsrechts siehe unten 

6.3). Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist 

somit nicht gehalten, zur Wahrung der Träger-

vielfalt andere Träger mit vergleichbaren Ange-

boten in diesem Stadtteil zu finanzieren. Die Be-

schränkung auf einen Anbieter verletzt weder das 

Gebot der Trägervielfalt (§ 3 Abs. 1 SGB VIII) noch 

das Wunsch- und Wahlrecht (§ 5 Abs. 1 SGB VIII). 

Dies gilt unabhängig von der Gestaltung eines SIB.

Bei Leistungen, über deren Gewährung der Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe vorab entscheidet oder in die 

er mit Kenntnis von der Bedarfslage vermittelt, unter-

liegen einer aktiven Aufklärungspflicht hinsichtlich der 

Wunsch- und Wahlmöglichkeiten, mithin weiterer für 

die Bedarfsdeckung in Betracht kommender Angebote 

ter kommunaler Gestaltungsspielraum, auch jenseits 

der Erziehungsberatung bei ambulanten Leistungen 

der Hilfen zur Erziehung und Hilfen für junge Volljäh-

rige einen direkten Zugang zu ermöglichen (ausführ-

lich Meysen et al. 2014, Rn. 81 ff.). Dies gilt gleicher-

maßen, wenn Leistungen über einen SIB vorfinanziert 

werden. Zu achten ist jedoch in jedem Fall darauf, dass 

die Pflichten des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 

zur Kontrolle über die Vereinbarungen, zu einem der 

Aufgabe angemessenes Controlling und zur Qualitäts-

entwicklung verantwortungsvoll wahrgenommen wer-

den. 

Bei Leistungen wegen seelischer Behinderung 

nach § 35a SGB VIII handelt das Jugendamt als Reha-

bilitationsträger (§ 6 Abs. 1 Nr. 6 SGB IX) und ist inso-

weit zusätzlich an die besonderen Verfahrensvorgaben 

des SGB IX gebunden (näher hierzu Schönecker, 2018; 

Rosenow, 2017). Eine direkte, niedrigschwellige Inan-

spruchnahme kann hier nur ausnahmsweise ermög-

licht werden, insbesondere wenn ein bedarfsgerechtes 

Angebot einen Verzicht auf die Einhaltung der spezi-

fischen Verfahrensvorgaben im SGB IX erforderlich 

macht und damit das Interesse an der gesetzlich inten-

dierten Sicherstellung einer umfassenden Ermittlung 

und Deckung des Teilhabebedarfs überwiegt.

5.2.2	� Wunsch- und Wahlrecht (§ 5 SGB VIII)

Sozialleistungsberechtigte haben einen Anspruch da-

rauf, dass Sozialleistungsträger ihren Wünschen ent-

sprechen, soweit diese angemessen sind (§ 33 S. 2 

SGB I). In der Kinder- und Jugendhilfe findet dieser 

allgemeine Grundsatz seine besondere Ausprägung 

im Wunsch- und Wahlrecht (§ 5 Abs. 1, § 36 Abs. 1 S. 

4 SGB VIII). Danach haben Leistungsberechtigte das 

Recht, zwischen Einrichtungen und Diensten verschie-

dener Träger zu wählen und Wünsche hinsichtlich der 

Gestaltung der Hilfe zu äußern. Das Jugendamt ist 

verpflichtet, sie auf dieses Recht hinzuweisen (§ 5 Abs. 

1 S. 2 SGB VIII).

Die Finanzierung von Angeboten im Rahmen 

eines SIB geht mit einer exklusiven Auswahl einzel-

ner Träger der freien Jugendhilfe als Leistungserbrin-
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rigen Nachweis vertröstet werden, dass sie erfolgreich 

tätig geworden sind. Die Pflicht des Trägers der öffent-

lichen Jugendhilfe, für eine Vorhaltung bedarfsgerech-

ter Angebote zu sorgen (§§ 79, 80 SGB VIII), schließt 

nicht aus, dass sich Träger der freien Jugendhilfe frei-

willig auf Modelle einer Vorfinanzierung durch private 

Förderer in einem SIB einlassen.

Anknüpfungspunkt im Sozialrecht ist die 

Pflicht, geeignete Leistungen zu gewähren und zu er-

bringen. Dies ist ein fortwährendes Credo quer durch 

das Kinder- und Jugendhilferecht des SGB VIII (vgl. § 4 

Abs. 2, § 8 Abs. 1 S. 2, § 8a Abs. 1 S. 3, § 19 Abs. 1 S. 1, 

§ 21 S. 2, § 22 Abs. 1 S. 1, § 23 Abs. 1, Abs. 3 S. 1, § 27 

Abs. 1, § 32 S. 2, § 33 S. 2, § 35a Abs. 2 Nr. 3, Abs. 4 S. 

1, § 36 Abs. 2 S. 2 Halbs. 2, § 39 Abs. 2 S. 4, § 42 Abs. 1 

S. 2, § 42a Abs. 5 S. 1 Nr. 1, § 43 Abs. 2, § 74 Abs. 3 S. 

2, Abs. 4, § 78b Abs. 2 S. 1, § 78c Abs. 1 S. 2, § 79 Abs. 

2 S. 1 Nr. 1, § 91 Abs. 1 Nr. 6 SGB VIII). Die Ausführun-

gen in der juristischen Kommentarliteratur, was eine 

„geeignete“ Leistung ausmacht, sind allerdings ernüch-

ternd dünn bis nicht existent. Bohnert liefert hierzu 

eine treffende Begründung, wenn sie die Abhängigkeit 

von der Mitwirkungsbereitschaft betont (beckOGK/

Bohnert 2018, § 27 Rn. 34). Nach Bringewat enthält 

die „jugendamtliche Entscheidung über die Eignung 

[…] alle prognostischen Elemente einer sog. Wirkprog-

nose“ – ein Zirkelschluss (Kunkel u.a./Bringewat 2018, 

§ 8a Rn. 72). Engagiert geführte Diskussionen über 

das Bestehen von Ermessen oder Beurteilungsspiel-

räumen bei der Gewährung von Hilfen zur Erziehung 

(besonders engagiert Münder et al./Tammen/Tren-

czek 2018, § 27 Rn. 55 ff.), verkommen zu einem Glas-

perlenspiel, wenn nicht beschrieben werden kann, was 

eine geeignete Leistung ausmacht. Jedoch gleich ob 

dies als zufriedenstellend angesehen wird oder nicht, 

letztlich sind Hilfen zur Erziehung sozialpädagogisch 

und nicht juristisch auszubuchstabieren (Polutta 2014, 

90 f.).

Haben Sozialleistungsberechtigte Anspruch auf 

die Hilfen, die tatsächlich zur Befriedigung des Bedarfs 

geeignet sind und somit hilfreich wirken, wirft dies in 

einem SIB die Fragen auf, 

und Träger der freien Jugendhilfe. Informationen über 

andere geeignete Träger dürfen dementsprechend 

nicht zurückgehalten werden (Wiesner/Wiesner 2015, 

§ 5 Rn. 11a; Münder 2005, 96). Beschränkt sich das 

Jugendamt daher, gegenüber den Leistungsberechtig-

ten nur einen Anbieter – etwa denjenigen aus dem SIB 

– vorzuschlagen, verkürzt er rechtswidrig die Rechte 

der Leistungsberechtigten aus ihrem Wunsch- und 

Wahlrecht (Münder, 2011b; ders., 2005).

Bei den Leistungen der sozialpädagogisch  

begleiteten Ausbildungs- und Beschäftigungs- 

maßnahmen, der Hilfen zur Erziehung und der 

Autismustherapie in den Fallbeispielen 1 bis 3 

ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe invol-

viert. Er vermittelt oder entscheidet über die Leis-

tungsgewährung. Ihn trifft also die Pflicht, auf 

weitere in Betracht kommende Angebote hinzu-

weisen. Dass solche tatsächlich zur Verfügung 

stehen, wird bei der Gestaltung des Umfangs der 

Angebote im SIB zu berücksichtigen sein. Bei den 

SIB in den Fallbeispielen 1 bis 3 sind daher Leis-

tungs- und Entgeltvereinbarungen auch mit ande-

ren Trägern der freien Jugendhilfe abzuschließen, 

wenn diese ebenfalls geeignete Leistungen für 

vergleichbare Bedarfslagen anbieten wollen (zu 

den Grenzen einer Trägerauswahl im jugendhilfe-

rechtlichen Dreiecksverhältnis siehe unten 6.3.2).

5.3	� Zulässigkeit von Erfolgsmessung 
als Finanzierungsvoraussetzung

SIB basieren auf der Idee eines „pay for success“. Die 

Refinanzierung der privat vorfinanzierten Angebote 

durch die öffentliche Hand erfolgt nur im Erfolgsfall 

(siehe oben 1). Die Gesamtverantwortung der Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe (hierzu oben 4.2) kann 

nicht delegiert werden. Insbesondere kann sie nicht 

einem Träger der freien Jugendhilfe in der Weise über-

tragen werden, dass eine Finanzierung nur erfolgt, 

wenn sich die Leistung nachträglich als erfolgreich er-

wiesen hat. Die Träger der freien Jugendhilfe können 

bei der finanziellen Ausstattung nicht auf einen vorhe-
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Kuhlmann, 2005) oder es werden zur Rechtferti-

gung der Kosten für die Tätigkeit der Träger der freien 

Wohlfahrtspflege Wertschöpfungsrechnungen er-

stellt (Kukula et al., 2014). Befürworter*innen der Wir-

kungsmessung überspringen Reflexionen zur Mess-

barkeit und erheben beispielsweise zum „Stand der 

Wirkungsorientierung“ die Selbsteinschätzung der ge-

meinnützigen Organisationen (Institut für den öffent-

lichen Sektor e. V. et al. 2013, 17 f.) oder verweisen auf 

die allgemeinen „Standards für Evaluation“ der DeGE-

val – Gesellschaft für Evaluation (2016; Macsenaere, 

2014).

Die engagiert geführten Debatten, aber auch 

die Berechtigung der Kritik an einem linearen Ver-

ständnis von Wirkungen und einer Logik technokrati-

schen Wissenstransfers oder „hypertechnokratischer“ 

Steuerung (Bellmann & Müller, 2011), verlangen nach 

einer Fortsetzung des Diskurses über Evaluation, Qua-

litätsentwicklung und Qualitätsmanagement in der 

Kinder- und Jugendhilfe. Diese ist zunächst sozial-

wissenschaftlich zu führen. Die gesetzlich geforderte 

Qualitätsentwicklung (§ 79a SGB VIII; hierzu oben 4.2) 

macht auch diskursive Evaluation und die Auseinan-

dersetzung mit quantitativen Erhebungen zu den An-

geboten erforderlich (Deutscher Verein, 2012). Der 

Einwand, dass beim SIB kontinuierliche und qualitative 

Weiterentwicklungen erschwert werden, weil in den 

Finanzierungsvereinbarungen feste Erfolgsparameter 

definiert sind (Diakonie Deutschland 2016, 26), dürfte 

nicht von vornherein von der Hand zu weisen sein. Er 

spielt sich aber überwiegend in einem vorjuristischen 

Bereich ab.

Anderes gilt für den Umstand, dass die Vorstel-

lung einer Steuerung unter der Überschrift sozialwis-

senschaftlicher qualitativer und quantitativer „Wir-

kungsforschung“ oder „Wirkungsmessung“ stets selbst 

zum Zweck wird. Sie verfolgt unweigerlich operative 

und strategische Ziele (Polutta 2014, 96). In Kombi-

nation mit dem Umstand, dass einer jeden Zieldefini-

tion erhebliche Wirkmacht zukommt (Wolf, 2007), hat 

Erfolgsmessung daher – zumindest mittelbar – auch 

rechtliche Implikationen. Eine Festlegung von Erfolgs-

indikatoren bei Leistungen nach dem SGB VIII, hier 

•	� inwieweit der Erfolg von Angeboten der Kinder- 

und Jugendhilfe sinnvoll gemessen werden kann 

und

•	� ob einer solchen Erfolgsmessung rechtlich etwas 

entgegenstehen kann.

Die Evaluation des Erfolgs als fester Bestand-

teil von SIB korrespondiert mit der Idee, zu erfas-

sen, wie soziale Arbeit „wirkt“ (Burmester & Wohl-

fahrt, 2018; Gutzmann, 2018; Scheck, 2016; Diakonie 

Deutschland, 2016; Fliegauf et al., 2015; von Schnur-

bein et al., 2015; Schäfer & Höchstötter, 2015; Weber 

& Petrick, 2014; Social Impact Investment Taskforce 

& National Advisory Board, 2014; Europäische Kom-

mission, 2011). Tatsächlich ist seit Langem anerkannt, 

dass die zunächst als Professionalität zweiter Ord-

nung eingestufte soziale Arbeit besonders anspruchs-

volle Herausforderungen an die Fachlichkeit der Fach-

kräfte stellt. Diesen können sie nur gerecht werden, 

wenn die Wirkungen des eigenen Handelns in der Be-

ziehungsarbeit mit den Adressat*innen im Sinne einer 

„disziplinierten Subjektivität“ (Erikson, 1958) fort-

während ausgewertet und reflektiert werden (Schön, 

1983). Eine solche evaluierend-reflexive Praxis ist 

auch ethisch zu fordern (Kelly & Meysen, 2016). 

Einer Evaluation in einem Verständnis linea-

rer Messbarkeit von Effektivität und Effizienz steht 

indes der mittlerweile unbestrittene Befund gegen-

über, dass in der gesamten sozialen Arbeit und Sozi-

alpädagogik wegen der Multikausalität von Wirkme-

chanismen nicht möglich ist, stabile und eindeutige 

Zusammenhänge zwischen methodischen Vorgehens-

weisen einerseits und einem präzisierten Ziel anderer-

seits herzustellen (von Spiegel 2017, 299; dies., 2006; 

Merchel, 2017; ders., 2017a; ders., 2006; Albus et al., 

2010, 24 f.; Meta-Analysen zum nationalen und inter-

nationalen Forschungsstand siehe Polutta 2014, 65 ff.; 

Wolf, 2007; ders., 2007a; Schrödter & Ziegler, 2007; 

Struhkamp Munshi, 2007). Nicht überraschend wer-

den daher Ansätze zur Steuerung über Wirkungen und 

Ergebnisse (Outcomeorientierung), verknüpft mit der 

Reduzierung besonders kostenintensiver Interventi-

onen, scharf attackiert (Gerull, 2008; Peters, 2006; 
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im Rahmen von SIB, kann Auswirkungen auf die 

Rechtmäßigkeit der Leistung haben. Dies ist auch 

deshalb sorgfältig in die Betrachtung einzubezie-

hen, da die Finanzierung und Erfolg eng miteinan-

der gekoppelt („pay for success“) sind. Somit beste-

hen Anreize – möglicherweise gesteigert, wenn für 

den Erfolgsfall Boni versprochen sind – die struk-

turell vereinbarten Ziele zu erreichen und weniger 

die von den Adressat*innen intendierten Hilfeer-

folge (Burmester & Wohlfahrt 2018, 55 ff.). Kon-

flikte bei der Vereinbarkeit mit dem Kinder- und 

Jugendhilferecht im SGB VIII können insbesondere 

auftreten, wenn

•	� sich die Ziele von den fachlichen Anforde-

rungen an die Bedarfsdeckung bei den 

Adressat*innen entfernen und anderweitige 

handlungsleitende Orientierungen vorgeben,

•	� die Ziele eine Fokussierung von „Erfolg“ der 

Leistung auf einzelne fremddefinierte, ver-

meintlich extrahierfähige Aspekte des Bedarfs 

implizieren und andere Bedarfe, die mit der 

Leistung ebenfalls zu decken wären, in den  

Hintergrund drängen oder

•	� mit der Zielerreichung Anreize gesetzt wer-

den, nur solche Adressat*innen in die Angebote 

aufzunehmen, die eine höhere Erfolgschance 

und damit Renditeerwartung der Kapitalgeber 

aufweisen; die potenziell bedürftigeren Leis-

tungsberechtigten kämen nicht in den Genuss 

der Angebote („Creaming-Effekt“; Diakonie 

Deutschland 2016, 27; von Spiegel 2006).

Ob sich die Konflikte im Einzelfall zu einer Rechts-

widrigkeit verdichten, wird – mit Ausnahme von 

eindeutig sachwidrigen Zielvorgaben – in einer Ge-

samtschau zu beurteilen. Hierbei sind insbeson-

dere Kontrollmechanismen zur Vermeidung einer 

primären Orientierung am Geld in die Bewertung 

einzubeziehen (hierzu sogleich 5.4).

In Fallbeispiel 1 werden als Erfolgskriterien nicht nur 

die erfolgreichen Abschlüsse, sondern auch die Auf-

nahme einer Ausbildung oder die sonstige Aufnahme 

einer Arbeit erfasst. Dies deckt sich zum einen mit den 

Zielen sozialpädagogisch begleiteter Ausbildungs- und 

Beschäftigungsmaßnahmen nach § 13 Abs. 2 SGB VIII. 

Zum anderen lässt die Zählung der begonnenen Maß-

nahmen und die relativ kurzen Zeiträume von drei oder 

sechs Monaten genug Offenheit für ein Scheitern und 

weitere Anläufe, was bei der Zielgruppe der sozial be-

nachteiligten und individuell beeinträchtigten Jugend-

lichen Teil eines Prozesses und damit eines normalen 

Verlaufs darstellen kann.

Bei den flexiblen Hilfen zu Erziehung in Fallbeispiel 2 

schwebt von der Grundanlage des SIB das Ziel der Kos-

tenreduktion über allem. Wird dieses übersetzt in Er-

folgsindikatoren, die auf eine kürzere Hilfedauer und 

eine geringere Inanspruchnahme von Anschlusshilfen 

engführen, so besteht eine erhebliche Gefahr, dass bei 

der Leistungserbringung und Hilfegewährung nicht nur 

die Bedarfe der Adressat*innen im Blick sind, sondern 

in erster Linie die Kosteneinsparungen. Die Evaluati-

onsvorgaben werfen somit zumindest Zweifel an der 

Rechtmäßigkeit der Leistung auf. Dieser Eindruck wird 

unterstrichen in einer Gesamtschau mit den fachfrem-

den Akteuren und dem rein finanziell motivierten Aus-

gangspunkt (hierzu sogleich unter 5.4).

Die Evaluation durch externe Wissenschaftler*innen 

in Fallbeispiel 3 bezieht gezielt die subjektive Kom-

ponente des Wohlbefindens und der Teilhabe der 

Adressat*innen mit ein und entspricht insoweit den 

reflexiv-partizipativen Anforderungen an eine Quali-

tätsentwicklung in sozialen Dienstleistungen.

Da die „mobile Kita“ in Fallbeispiel 4 das Ziel hat, mit 

den Angeboten der Förderung Kinder und ihre El-

tern im Stadtteil zu erreichen, die bislang keinen Zu-

gang zu Angeboten der Förderung in Tagesbetreuung 

gefunden haben, erscheint die profane Zielvorgabe 

einer bestimmten Anzahl von Inanspruchnahmen zu-

lässig und mit Blick auf die Evaluation der Bedarfsge-

rechtigkeit des Angebots auch sinnvoll.
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Umsetzung in der Praxis. Andererseits können meh-

rere für sich genommen lediglich als kritisch einzustu-

fende Faktoren in ihrer Gesamtschau zur Annahme 

der Unzulässigkeit eines SIB im Rahmen des Sozialge-

setzbuchs – hier des Kinder- und Jugendhilferechts 

nach SGB VIII – führen. In einer solchen Gesamtwürdi-

gung sind insbesondere folgende Aspekte zu beleuch-

ten:

Sozialer Förderer und Intermediär. Bei der Betrach-

tung des Geldgebers und Intermediärs spielt insbeson-

dere eine Rolle, ob 

•	� die Organisation oder Privatperson(en) auf Grund-

lage ihrer Verfasstheit oder ihrer bisherigen Tä-

tigkeiten eine Nähe zu den sozialpolitischen Zie-

len aufweisen, die mit den betreffenden Leistungen 

des SGB VIII verfolgt werden;

•	� ein Gleichlauf oder Widerspruch zwischen den ge-

meinnützigen Zielen oder Eigeninteressen und der 

mit den Sozialleistungen intendierten Bedarfsbe-

friedigung besteht;

•	� der Intermediär ausreichend Gewähr für eine ord-

nungsgemäße Abwicklung der ihm im SIB übertra-

genen Aufgaben bietet.

Die Auswahl des leistungserbringenden Trägers der 

freien Jugendhilfe liegt notwendig beim Träger der öf-

fentlichen Jugendhilfe, der für dessen Geeignetheit die 

Gewähr zu übenehmen hat (hierzu ausführlich oben 

4.1 und 4.2).

Erfolgsparameter als Finanzierungsvoraussetzungen. 

Die Definition von Kriterien für einen zu messenden 

Erfolg als auslösendes Element für die Refinanzierung 

durch den Träger der öffentlichen Jugendhilfe und ggf. 

die Zahlung einer Rendite bzw. von Boni, werden ins-

besondere daraufhin zu prüfen sein, ob

•	� die beschriebenen Ziele sich an denjenigen des 

SGB VIII ausrichten und mit den Anforderungen an 

die Bedarfsdeckung der betreffenden Sozialleis-

tung im SGB VIII in Einklang stehen;

5.4	� Einfluss privater Geldgeber auf 
Sozialleistungen

Bei SIB werden private Förderer einbezogen. Wer als 

Investor auftreten darf, ist gesetzlich nicht reguliert. 

Es kann sich um Stiftungen oder andere gemeinnützige 

Organisationen handeln, die eine modellhafte Entwick-

lung von Angeboten befördern wollen (vgl. die Mo-

delle der Co-Finanzierung zum Anschub innovativer 

Weiterentwicklung von Hilfeangeboten durch die Stif-

tung Jugendmarke oder Aktion Mensch). Aber es kön-

nen auch andere private Geldgeber sein, die mit dem 

SIB eigennützige Ziele verfolgen. In jedem Fall neh-

men private Förderer durch ihre Zuwendungen Ein-

fluss auf die Gestaltung der Sozialleistungen. Wird das 

bestehende Angebot in der Kommune damit additiv 

ergänzt, dürfte der zusätzliche Einsatz privater Mittel 

grundsätzlich positiv zu bewerten sein. Kommen die 

SIB-Angebote jedoch alternativ zu bereits bzw. zuvor 

bestehenden Angeboten zum Einsatz, sind bei der Be-

urteilung ihrer Zulässigkeit die Gesamtumstände in 

den Blick zu nehmen. Die Ambivalenz kann ins Ge-

spräch gebracht werden, wenn hierbei folgende Fra-

gen aufgeworfen werden:

•	� Steuert die Privatwirtschaft die öffentliche Da-

seinsvorsorge und bestimmt, was sozialpolitisch 

angeboten und in welchen Bedarfslagen geholfen 

wird oder nicht?

•	� Kann die Privatwirtschaft, insbesondere in Zeiten 

knapper öffentlicher Kassen, dazu beitragen, posi-

tive soziale Wirkungen zu erzielen?

Die Fragen sind in allererster Linie sozial- bzw. gesell-

schaftspolitisch zu beantworten. Bedeutung für die 

Beurteilung der Rechtmäßigkeit eines SIB erlangen 

sie dann, wenn sie mit den Vorgaben des Sozialgesetz-

buchs nicht vereinbar sind. Dies ist in einer Gesamt-

bewertung zu beurteilen. So können einerseits Zwei-

fel an den Intentionen des SIB oder an der Auswahl 

der Nutzer*innen der Angebote kompensiert wer-

den durch Kontrollmechanismen und Verantwortungs-

übernahme durch den Träger der öffentlichen Jugend-

hilfe zur Gewährleistung einer gesetzeskonformen 
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In Fallbeispiel 1 verfolgen die lokal ansässigen Unterneh-

men mit dem SIB auch Eigeninteressen. Sie versprechen 

sich von der Maßnahme, dass sie die geflüchteten Jugend-

lichen perspektivisch als Arbeitskräfte bei sich beschäfti-

gen können. Dieses Ziel ist jedoch deckungsgleich mit den 

Hilfezielen der Jugendsozialarbeit. Die definierten Erfolgs-

parameter entsprechen der Offenheit der Hilfe für die be-

lasteten Jugendlichen in § 13 SGB VIII (siehe oben 5.3). 

Indem die lokale Privatwirtschaft die Entwicklungskosten 

und den Aufwand für den Intermediär übernimmt, macht 

sie deutlich, dass sie ihren Einsatz auch als zivilgesell-

schaftliches Engagement erbringt. Der Träger der öffentli-

chen Jugendhilfe übernimmt die Vermittlung der Jugend-

lichen und damit Gewähr dafür, dass sich die Aufnahme in 

die Maßnahmen nicht am späteren SIB-Erfolg orientiert. 

Die Gesamtkonstruktion ist somit als additive Übernahme 

von Mitverantwortung für die Aufnahme von geflüchteten 

Jugendlichen zu werten, gegen die insoweit keine recht-

lichen Bedenken bestehen (zu den Anforderungen des 

Rechts an die Vereinbarungen siehe unten 6).

In Fallbeispiel 2 werden mit der „Reduzierung der Steu-

erlast“ Ziele verfolgt, die politisch legitim, aber im Rah-

men der Umsetzung der Aufgaben aus dem SGB VIII sach-

fremd sind. Als Erfolg der Leistung werden definiert eine 

kürzere und keine erneute Inanspruchnahme von Hilfen. 

Gelingende Hilfe zur Selbsthilfe bzw. eine Reduzierung 

der Bedarfe durch Hilfe liegen zwar auch im Interesse 

der Leistungsberechtigten. Dies wird jedoch überlagert, 

wenn nicht gar dominiert von dem Umstand, dass die In-

dustrie als Geldgeber und ein Verein als Intermediär und 

treibende Kraft auftritt, der dezidiert keine soziapoliti-

schen Ziele verfolgt. Ein kontrollierendes Regulativ ist 

darin zu sehen, dass Fachkräfte im Jugendamt über die 

Leistungsgewährung entscheiden. Doch auch ihre Tätig-

keit ist von der Kostenreduzierung als Leitidee der Ver-

waltungsspitze begleitet. Da der „Erfolg“ vom Jugendamt 

auch noch selbst gemessen und nicht unabhängig erho-

ben wird, scheint keine ausreichende Gewähr dafür zu 

bestehen, dass bei der Umsetzung des SIB die Vorgaben 

des SGB VIII zuverlässig beachtet werden. Es ist in Ge-

samtwürdigung der Umstände von einer Rechtswidrig-

keit des SIB auszugehen.

•	� keine unangemessene Verkürzung auf ein-

zelne Aspekte der Hilfe unter Ausblendung 

anderer von den Aufgaben nach SGB VIII zu 

beachtender Hilfeaspekte stattfindet; 

•	� die Evaluation ausreichend reflexiv-diskur-

siv angelegt ist, um eine beteiligungsorien-

tierte Qualitätsentwicklung entsprechend 

den Vorgaben des § 79a SGB VIII zu ermög-

lichen.

Finanzierungslogik. Die Konstruktion einer 

Vorfinanzierung mit Option einer Kostenüber-

nahme erzeugt ein allseitiges Interesse am Er-

folg. Daher ist zu prüfen, ob im Lichte der Wirk-

mächtigkeit der Erfolgsdefinition und ggf. 

finanzieller Anreize ausreichende Kontrolle 

durch die Fachkräfte beim Jugendamt gewähr-

leistet ist, dass

•	� die Ansprüche der Leistungsberechtigten 

erfüllt werden und ihre Bedarfe im Blick 

bleiben;

•	� sich der Zugang zu den Angeboten an den 

Bedarfen der Adressat*innen orientiert und 

nicht an der Erwartung, dass mit ihnen die 

Ziele erreicht werden können;

•	� die Evaluation von einer Stelle oder Per-

son durchgeführt wird, die ausreichend Un-

abhängigkeit von den Eigeninteressen der 

privaten Akteure im SIB und ggf. auch vom 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe ge-

währleisten kann.
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In Fallbeispiel 3 stehen die gemeinnützigen Ziele der  

Stiftung als privater Förderer in Einklang mit den Interes-

sen der Adressat*innen. Auch die Evaluation der Erfolge 

ist konsequent an den Bedürfnissen der Leistungsberech-

tigten orientiert und bezieht diese in die Auswertung ein. 

Da die Stiftung erhebliche Kosten des SIB aus Eigenmit-

teln dauerhaft zu übernehmen bereit ist, wird eine Er-

probung innovativer Hilfemethoden ermöglicht. Die Ein-

bindung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe als 

potenzieller Kostenträger im Rahmen des SIB erleichtert 

die Verstetigung, wenn sich die Autismustherapie als ge-

eignet erweist. Gegen die grundsätzliche Zulässigkeit be-

stehen somit keine Bedenken (zu den Fragen aus dem Fi-

nanzierungsrecht des SGB VIII siehe unten 6)

In Fallbeispiel 4 wird eine Stiftung tätig, deren Satzungs-

ziele zum Förder- und Bildungsauftrag der „mobilen Kita“ 

passen. Die Einbindung des Stadtteilvereins als Interme-

diär unterstützt die integrativen und gemeinwesenorien-

tierten Intentionen des Angebots. Die Erfolgsparameter 

richten sich allein an der Inanspruchnahme aus und ste-

hen insofern nicht im Widerspruch zu den Vorgaben des 

SGB VIII (hierzu auch oben 5.3). Die unabhängige Evalu-

ation durch eine Hochschule und die Aufnahme des An-

gebots in die Jugendhilfeplanung sichern dessen Ver-

ankerung auf Grundlage des SGB VIII. Auch gegen die 

Zulässigkeit dieses SIB bestehen in der Gesamtschau 

keine grundsätzlichen Einwände. Allerdings ist der SIB 

nur dann als rechtmäßig anzusehen, wenn der Träger der 

freien Jugendhilfe als Leistungserbringer für die „mobile 

Kita“ durch den Träger der öffentlichen Jugendhilfe aus-

gewählt wird (siehe oben 4.2).
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Anforderungen an die vertragliche Ausgestaltung

6.1	 Finanzierungsformen

Werden in einem SIB Leistungen vorfinanziert, die als 

Leistungen nach SGB VIII firmieren und für deren Kos-

ten im Erfolgsfall der Träger der öffentlichen Jugend-

hilfe aufkommen soll, gilt auch insoweit das Regelungs-

regime des SGB VIII (hierzu Münder, 2011). SIB sind in 

diesem nicht explizit vorgesehen, aufgrund der Gestal-

tungsautonomie bei der Leistungserbringung jedoch 

auch nicht ausgeschlossen (siehe oben 3). Je nach Leis-

tungsgestaltung ist zu unterscheiden zwischen dreisei-

tiger (§ 77, §§ 78a ff. SGB VIII, hierzu 6.1.1) und zwei-

seitiger Finanzierung (§ 74 und § 77 SGB VIII, hierzu 

6.1.2).

6.1.1	 Dreiseitige Entgeltfinanzierung

Angebote, bei denen das Jugendamt über die Leis-

tungsgewährung vor der Inanspruchnahme entschei-

det, unterliegen der sog. dreiseitigen Entgeltfinanzie-

rung im jugendhilfe rechtlichen Dreiecksverhältnis. Es 

bestehen Rechtsverhältnisse zwischen allen Beteilig-

ten: Leistungsberechtigte, Leistungsträger und Leis-

tungserbringer. Die Entscheidung des Jugendamts 

über die Leistungsgewährung ergeht in einem Ver-

waltungsakt gegenüber den leistungsberechtigten 

Adressat*innen. Diese schließen einen privatrecht-

6	� ANFORDERUNGEN AN DIE VERTRAGLICHE 
AUSGESTALTUNG

lichen Dienstleistungsvertrag mit den Trägern der 

freien Jugendhilfe über die Inanspruchnahme und Er-

bringung der Hilfe. Die Leistungsberechtigten schul-

den aus diesem Vertrag grundsätzlich auch das Ent-

gelt. Dieses wird aber vom Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe entsprechend der Konditionen einer vorab 

geschlossenen öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 

mit dem Leistungserbringer übernommen. Für am-

bulante Leistungen sind „Vereinbarungen“ nach § 77 

SGB VIII, für teilstationäre und stationäre Leistungen 

in Einrichtungen sind „Leistungs-, Entgelt- und Qua-

litätsentwicklungsvereinbarungen“ nach §§ 78a ff. 

SGB VIII abzuschließen. Da sich die Entgeltfinanzie-

rung im jugendhilferechtlichen Dreiecksverhältnis auf 

bestimmte leistungsberechtigte Personen und konkret 

gewährte Leistungen bezieht, handelt es sich um „sub-

jektbezogene Finanzierung“ (eingehend Münder 2011, 

Rn. 1 ff.; Wabnitz, 2011a; Meysen et al. 2014, Rn. 19 

ff.; Münder et al./Schindler 2018, Vor § 78a Rn. 3 ff.).

Als Vereinbarungsfinanzierung kann die Finan-

zierung im jugendhilferechtlichen Dreieck in die ver-

traglichen Vereinbarungen zwischen den Akteuren 

zur Gestaltung eines SIB integriert werden. Der Trä-

ger der öffentlichen Jugendhilfe hat zwar im Verhält-

nis zum Leistungsberechtigten Gewähr dafür zu über-

nehmen, dass die Leistung, über deren Gewährung 

Schaubild 4  Leistungsbeziehungen (Meysen et al. 2014, Rn. 1)

Entscheidung über 
Leistungsgewährung

privatrechtlicher Vertrag

Leistungsberechtigte/ 
Bürgerinnen

Träger der öffentlichen  
Jugendhilfe/ 

Leistungsträger

Träger der freien  
Jugendhilfe/ 

Leistungserbringer

Rechtsanspruch

Vereinbarung
§§ 77, 78a ff. SGB VIII

Förderung/Zuwendung
§ 74 SGB VIII



Sozialrechtliche Fragen beim Einsatz von Social Impact Bonds in der Kinder- und Jugendhilfe

41

gendamt vorher über die Leistungsgewährung ent-

scheidet. Es fehlt die Rechtsbeziehung zwischen den 

Leistungsberechtigten und dem Leistungsträger. Die 

Finanzierung wird zwischen dem Träger der öffent-

lichen und dem Träger der freien Jugendhilfe gere-

gelt. Leistungsberechtigte gehen direkt mit dem Trä-

ger der freien Jugendhilfe einen Hilfevertrag ein. Das 

Gesetz unterscheidet bei der zweiseitigen Finanzie-

rung zwischen der Förderungsfinanzierung nach § 74 

SGB VIII und der Vereinbarungsfinanzierung nach § 77 

SGB VIII. Beide Finanzierungsformen stehen alterna-

tiv nebeneinander und der Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe hat Wahlfreiheit, für welche er sich entschei-

det (Münder et al./von Boetticher/Münder 2018, § 77 

Rn. 3; Schellhorn et al./Kern 2017, § 77 Rn. 8; jurisPK-

SGB VIII/Luthe/Nellissen 2015, § 77 Rn. 18; Meysen 

et al. 2014, Rn. 18).

Bei der „Förderung der freien Jugendhilfe“ 

nach § 74 SGB VIII handelt es sich um öffentlich-recht-

liche Zuwendungen bzw. um Subventionsfinanzierung. 

Die Förderung wird durch den Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe im Wege eines Verwaltungsakts gegen-

über dem Träger der freien Jugendhilfe gewährt. Vor-

aussetzungen sind, dass ein Träger der freien Jugend-

hilfe die fachlichen Voraussetzungen für die geplanten 

Maßnahmen erfüllt, Gewähr für zweckentsprechende 

und wirtschaftliche Verwendung der Mittel bietet, ge-

meinnützige und grundgesetzförderliche Ziele ver-

folgt und eine angemessene Eigenleistung erbringt 

(§ 74 Abs. 1 S. 1 SGB VIII). Ein Anspruch der Träger der 

freien Jugendhilfe auf Förderung besteht nicht (a.A. 

Wabnitz 2011, Rn. 12 ff.). Können mit den zur Verfü-

gung stehenden Haushaltsmitteln nicht alle Maßnah-

men gefördert werden, hat der Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe auf Grundlage einer Förderkonzeption 

eine ermessensfehlerfreie Entscheidung über Art und 

Höhe der Förderung der einzelnen Träger zu tref-

fen (BVerwG 17.7.2009 – 5 C 25.08; OVG Bautzen 

12.4.2006 – 5 B 370/04; OVG Lüneburg 17.5.2005 

– 12 ME 93/05; OVG Münster 26.9.2003 – 12 B 

1727/03; OVG Schleswig 23.1.2001 – 2 L 51/01). 

Einer ausreichend konkreten Jugendhilfeplanung 

kommt insoweit ermessensleitende Wirkung zu. Da bei 

der Förderungsfinanzierung Träger für ihre Dienste, 

er im Einzelfall entscheidet, tatsächlich ausfinanziert 

wird. Im Innenverhältnis zum Intermediär (bzw. priva-

ten Förderer) kann er sich aber von der Kostentragung 

(vorläufig) freistellen lassen.

In den Fallbeispielen 1 bis 3 ist das Jugendamt  

vor der Inanspruchnahme des Angebots invol- 

viert. Bei den ambulanten Hilfen zur Erziehung  

mit der „direktiven“ Pädagogik (Fallbeispiel 2) er-

geht über die Leistungsgewährung ein Verwal-

tungsakt auf Grundlage einer Hilfeplanung nach 

§ 36 SGB VIII. Bei der neuen Autismustherapie 

(Fallbeispiel 3) wird das Jugendamt als Rehabili-

tationsträger tätig und entscheidet über die Leis-

tungsgewährung nach Ermittlung des Rehabilita-

tionsbedarfs (§ 13 SGB IX, § 35a Abs. 1a SGB VIII), 

ggf. Aufstellung eines Teilhabeplans (§§ 19 ff. 

SGB IX) und einer Hilfeplanung (§ 21 S. 2 SGB IX, 

§ 36 SGB VIII). Die SIB-Angebote werden im ju-

gendhilferechtlichen Dreiecksverhältnis gewährt 

und finanziert. Es bedarf einer Vereinbarung zwi-

schen dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

und dem Träger der freien Jugendhilfe, der die 

Autismustherapie durchführt. Diese kann entwe-

der als eigenständiger Vertrag oder integriert in 

die multilateralen Vereinbarungen zum SIB abge-

schlossen werden.

Bei der Ausbildung für geflüchtete Jugendliche 

(Fallbeispiel 1) handelt sich zwar um Leistungen 

nach § 13 Abs. 2 SGB VIII. Es ergeht aber kein Ver-

waltungsakt über die Leistungsgewährung. Das 

Jugendamt vermittelt in die Maßnahme und er-

möglicht den Jugendlichen somit die Erfüllung 

ihrer Rechtsansprüche. Das Angebot bewegt sich 

damit im Grenzbereich zum jugendhilferechtli-

chen Dreiecksverhältnis (zu den Folgerungen hie-

raus siehe unten 6.3.2). 

6.1.2	 Zweiseitige Finanzierung

Um zweiseitige Finanzierung handelt es sich, wenn 

Angebote von den Adressat*innen unmittelbar in An-

spruch genommen werden können, ohne dass das Ju-
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vom Wortlaut determiniert noch kann er der Entste-

hungsgeschichte entnommen werden (BT-Drucks. 

13/10330; Struck 1999, 17 ff.; jurisPK-SGB VIII/

Luthe/Nellissen 2015, § 77 Rn. 2). Die zweiseitige Ver-

einbarungsfinanzierung ließe diese Angebote im sozi-

alrechtsfreien Raum zurück.

Letztlich kann der Meinungsstreit im Kontext 

von SIB dahinstehen. Würde man der engen Auslegung 

des § 77 SGB VIII folgen, die zweiseitige Vereinba-

rungsfinanzierung ausklammert, wäre die betreffende 

Finanzierung im SGB VIII nicht geregelt. Die Akteure 

wären in der Konsequenz bei der vertraglichen Gestal-

tung der Finanzierung gänzlich frei. Da § 77 SGB VIII 

jedoch keine weiteren inhaltlichen und formalen Vor-

gaben macht, dürfte Sinn machen, sich bei den Ver-

trägen zu einem SIB direkt – oder zumindest in ent-

sprechender Anwendung (für analoge Anwendung 

Wiesner/Wiesner 2015, § 77 Rn. 5a) – auf die Verein-

barungsfinanzierung nach § 77 SGB VIII zu beziehen. 

Wird der Dienst, die Einrichtung oder die Veranstal-

tung ganz oder teilweise pauschal finanziert, handelt 

es sich um objektbezogene Finanzierung. Ist ein Ent-

gelt pro einzelner Inanspruchnahme vorgesehen, er-

folgt die zweiseitige Vereinbarungsfinanzierung als 

subjektbezogene Finanzierung (eingehend Münder et 

al./von Boetticher/Münder 2018, § 77 Rn. 1 ff.; Mey-

sen et al. 2014, Rn. 13 ff.; Münder 2011, Rn. 12 f.).

Im Rahmen der zweiseitigen Finanzierung er-

scheint die Vereinbarungsfinanzierung nach § 77 

SGB VIII regelmäßig als das Mittel der Wahl. Wenn das 

SIB-Angebot in der Jugendhilfeplanung ausgewiesen 

ist, steht der Träger der öffentlichen Jugendhilfe in der 

Verantwortung, dass das Angebot tatsächlich zur Ver-

fügung steht (§ 79 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII). Ein SIB steht 

der Vereinbarung nach § 77 SGB VIII somit nicht ent-

gegen, wenn der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

zusichert, bei Ausfall der (Vor-)Finanzierung stattdes-

sen in die Finanzierung einzuspringen oder für die Vor-

haltung eines anderweitiges Angebots zur Deckung 

des festgestellten Bedarfs zu sorgen.

Einrichtungen oder Veranstaltungen finanziert werden 

und nicht Leistungen an bestimmte Personen, handelt 

es sich um objektbezogene Finanzierung (eingehend 

Münder 2011, Rn. 7 ff.; Wabnitz 2011; Meysen et al. 

2014, Rn. 48 ff.; Münder et al./von Boetticher/Münder 

2018, § 74 Rn. 8 ff.).

Der Einsatz der Förderungsfinanzierung nach 

§ 74 SGB VIII scheint bei SIB rechtlich nicht ausge-

schlossen. Denkbar ist insofern, dass die Zuwendung 

bzw. Subvention von der Verwirklichung der Ziele des 

Angebots abhängig gemacht wird. Eine solche Bedin-

gung ist als Nebenbestimmung grundsätzlich zulässig 

(§ 32 Abs. 2 Nr. 2 SGB X). Da die Förderungsfinanzie-

rung jedoch einseitig durch Entscheidung des Trägers 

der öffentlichen Jugendhilfe festgelegt wird, erscheint 

sie im Kontext von zwischen den Akteuren notwendig 

auszuhandelnden Modalitäten eines SIB wenig prakti-

kabel.

Die zweiseitige Vereinbarungsfinanzierung 

nach § 77 SGB VIII betrifft öffentlich-rechtliche Ver-

träge zwischen dem Träger der öffentlichen und dem 

Träger der freien Jugendhilfe. Zweiseitig sind die Ver-

einbarungen dann, wenn eine direkte Inanspruch-

nahme der Leistungen erfolgen soll. Sind die Leistun-

gen im Gesetz mit einem Rechtsanspruch hinterlegt, 

dessen Erfüllung beim Jugendamt eingefordert wer-

den könnte, wenn die Inanspruchnahme nicht auf-

grund der zweiseitigen Finanzierung auch anderweitig 

ermöglicht wäre, handelt es sich um ein unvollständi-

ges oder „hinkendes“ Dreieck (Meysen et al. 2014, Rn. 

43). Der Anwendungsbereich des § 77 SGB VIII wird 

vereinzelt mit der Begründung beschränkt, die For-

mulierung „in Anspruch genommen“ impliziere das Zu-

grundeliegen eines Rechtsanspruchs und sei damit 

auf dreiseitige Finanzierung beschränkt (Wiesner/

Wiesner 2015, § 77 Rn. 5a; Kunkel et al./Schindler/

Elmauer 2018, § 77 Rn. 1). Sprachlich und rechtlich 

dürfte zu bezweifeln sein, dass nicht rechtsanspruchs-

gestützte Angebote, wie beispielsweise solche der 

allgemeinen Förderung der Erziehung in der Fami-

lie nach § 16 SGB VIII, von den Leistungsberechtigten 

nicht „in Anspruch genommen“ werden können. Eine 

solche Engführung des § 77 SGB VIII ist somit weder 
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6.2	� Vertragsverhältnisse zwischen 
sozialem Förderer, Intermediär, 
Leistungserbringer und 
Leistungsträger

Soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe eine Fi-

nanzierung von Leistungen übernehmen, hat er die 

Regeln zur Qualitätssicherung im SGB VIII zu beach-

ten. Der Gesetzesvorbehalt nach § 31 SGB I gilt auch, 

wenn ein Angebot im Rahmen eines SIB vorfinanziert 

wird (ausführlich siehe oben 3 und 4). Die Angebote 

und ihre Finanzierung – auch die nachträgliche – un-

terliegen insoweit den Vorgaben über die Vereinba-

rungen nach § 77 bzw §§ 78a ff. SGB VIII. Diese sind 

zu schließen zwischen dem Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe (Leistungsträger) und dem Träger der freien 

Jugendhilfe (Leistungserbringer). Der Träger der öf-

fentlichen Jugendhilfe übernimmt dabei Gewähr, dass 

die Einrichtungen und Dienste der Leistungserbringer 

den Bedarfen entsprechend der Jugendhilfeplanung 

erforderlich und geeignet sind (§ 79 Abs. 2 S. 1 Nr. 1, 

§ 80 Abs. 1 u. 2 SGB VIII), auch unter Berücksichtigung 

der Grundsätze der Leistungsfähigkeit, Wirtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit zur Erbringung der Leistung 

(§ 78b Abs. 2 S. 1 SGB VIII). Die Qualitätsentwicklung 

ist, bei entsprechender Ausgestaltung der Erfolgsbe-

urteilung, über die Evaluation bereits Bestandteil des 

SIB, hat aber die spezifischen Dimensionen der Kin-

der- und Jugendhilfe zu berücksichtigen (§ 78b Abs. 1 

Nr. 3, § 79a SGB VIII).

Der Intermediär ist sinnvollerweise in die vertragli-

che Gestaltung einzubeziehen – und wenn ein solcher 

nicht vorgesehen ist, unmittelbar der private Förderer:

•	� Der Träger der freien Jugendhilfe erhält die Finan-

zierung für seine Aufgaben vom Intermediär (bzw. 

direkt vom privaten Förderer). Die Vereinbarung 

mit dem Intermediär sichert die Finanzierungsmo-

dalitäten während der Laufzeit des SIB.

•	� Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat nicht 

nur gegenüber dem Träger der freien Jugendhilfe 

auf die Einhaltung der Qualitätsanforderungen zu 

achten, sondern auch im Verhältnis zum Interme-

In Fallbeispiel 1 erfolgt die Finanzierung nicht auf 

Grundlage einer Entscheidung des Jugendamts.  

Finanziert werden die einzelnen Maßnahmen. 

Aus Sicht des SGB VIII handelt es sich somit um 

eine subjektbezogene zweiseitige Finanzierung. 

Im Konstrukt der SIB-Vereinbarungen werden 

daher über die Leistungsinhalte und die Finanzie-

rung – auch – vertragliche Regelungen zwischen 

dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe und 

dem Träger der freien Jugendhilfe, der die Aus-

bildungsförderung durchführt, zu schließen sein. 

Es kann sich um eine isolierte, bilaterale Verein-

barung nach (bzw. analog) § 77 SGB VIII handeln 

oder diese kann mit ihren Inhalten in die Gesamt-

vereinbarung zum SIB integriert werden.

Die „mobile Kita“ in Fallbeispiel 4 könnte eine  

Leistung der allgemeinen Förderung der Erzie-

hung in der Familie nach § 16 SGB VIII darstellen 

(siehe oben 3). Die Finanzierungsregelungen in 

den SIB-Verträgen wären in diesem Fall als zwei-

seitige Vereinbarung zur objektbezogenen Finan-

zierung nach § 77 SGB VIII anzusehen. Bei einer 

Gestaltung als freiwilliges Angebot im Rahmen 

der kommunalen Daseinsvorsorge – also jenseits 

der Kinder- und Jugendhilfe und des SGB VIII – 

unterlägen das Angebot und die Verträge über 

die Finanzierung dem allgemeinen Vertragsrecht 

sowie (kommunalen) Haushaltsrecht.
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einbarung zwischen Intermediär und privatem För-

derer über die Modalitäten der zweckgebundenen 

Mittelzuwendung und einem evtl. Rückfluss aus. Sind 

die Rechte und Pflichten im trilateralen Verhältnis zwi-

schen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, Träger der 

freien Jugendhilfe und Intermediär bereits vertrag-

lich geklärt, ist eine zusätzliche Vereinbarung zwi-

schen dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe und 

dem privatem Förderer optional. Dieser kann als Spen-

der auch im Hintergrund bleiben. Seinen Einfluss übt 

er vor allen Dingen dadurch aus, dass er eine konkrete 

Zweckbindung mit der Mittelzuwendung verbindet. 

Ob diese in die vertraglichen Absprachen über den pri-

vaten Förderer selbst oder über den Intermediär Ein-

gang findet, ist unter Zulässigkeitsgesichtspunkten 

unbeachtlich, wenn entsprechende Transparenz her-

gestellt ist.

Die Leistungsberechtigten nehmen, wie auch 

sonst bei der Nutzung von Angeboten nach SGB VIII, 

die Leistungen im Rahmen des SIB in Anspruch und 

schließen dabei einen privatrechtlichen Hilfevertrag 

mit dem Träger der freien Jugendhilfe als Leistungser-

bringer. Ob zusätzlich ein Rechtsverhältnis zwischen 

Leistungsberechtigten und Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe als Leistungsträger und Leistungsberechtig-

ten entsteht, hängt davon ab, ob der Inanspruchnahme 

eine Entscheidung des Jugendamts über die Leistungs-

gewährung vorausgeht, über die in einem Verwal-

tungsakt die Leistungsinhalte konkretisiert werden.

diär (bzw. unmittelbar zum sozialen Förderer) zu 

gewährleisten, dass dieser die zuvor vom Jugend-

amt geprüften Leistungsinhalte angemessen finan-

ziert.

Denkbar sind auch drei je eigene, aber aufeinander be-

zogene Verträge zwischen erstens dem Träger der öf-

fentlichen und dem Träger der freien Jugendhilfe, 

zweitens zwischen dem Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe und dem Intermediär (bzw. sozialem För-

derer) und drittens zwischen dem Träger der freien 

Jugendhilfe und dem Intermediär (bzw. sozialem För-

derer).

Eine Finanzierung im Wege der zweiseitigen 

Förderungsfinanzierung (§ 74 SGB VIII) kommt zwar 

auch bei nachträglicher Kostenübernahme für Leistun-

gen in Betracht, die ohne vorherige Entscheidung des 

Jugendamts in Anspruch genommen wurden. Da ein 

SIB im Bereich des Sozialleistungsrechts nach SGB VIII 

jedoch nur möglich ist, wenn der Träger der öffentli-

chen Jugendhilfe von vornherein einbezogen ist, sind 

ohnehin Vereinbarungen abzuschließen. Die Finanzie-

rung auf Grundlage eines Zuwendungsbescheids, also 

als Subventionsfinanzierung bzw. Zuschussgewäh-

rung, scheint daher entbehrlich, wenn auch im Rahmen 

der Wahlfreiheit des Trägers der öffentlichen Jugend-

hilfe bei zweiseitiger Finanzierung rechtlich zuläs-

sig (Münder et al./von Boetticher/Münder 2018, § 77 

Rn. 3; Schellhorn et al./Kern 2017, § 77 Rn. 8; jurisPK-

SGB VIII/Luthe/Nellissen 2015, § 77 Rn. 18; Hauck/

Noftz/Grube 1998, § 77 Rn. 1). Sollen Boni gewährt 

werden, sind diese entweder in der vertraglichen Drei-

erkonstellation oder direkt zwischen dem Auslobi-

genden (Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder In-

termediär) und dem Träger der freien Jugendhilfe zu 

vereinbaren.

Inwieweit der private Förderer über Vereinba-

rungen Verpflichtungen übernimmt, hängt auch davon 

ab, ob sich ein Intermediär bereits entsprechend zur 

Vorfinanzierung gegenüber dem Träger der öffentli-

chen und freien Jugendhilfe und für den Erfolgsfall der 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur Rückerstat-

tung verpflichtet hat. Ist dies der Fall, reicht eine Ver-
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OVG Münster 18.3.2005 – 12 B 1931/04; Münder et 

al./von Boetticher/Münder 2018, § 77 Rn. 2 f.; Gerlach 

& Hinrichs 2010, 346; Wiesner/Wiesner 2015, § 77 

Rn. 5), sondern erst die Jugendamtsentscheidung be-

gründet die öffentlich-rechtlichen Rechtsbeziehungen 

zwischen dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe und 

den Leistungsberechtigten, ergo das Leistungsdreieck 

(eingehend Meysen et al. 2014, Rn. 33 ff.).

Die Rechtsbeziehungen zwischen dem Träger 

der öffentlichen und dem Träger der freien Jugend-

hilfe sind im jugendhilferechtlichen Dreiecksverhält-

nis so ausgestaltet, dass das wirtschaftliche Risiko für 

die Inanspruchnahme von Leistungen auch nach Ab-

schluss von Leistungs-, Entgelt- und Qualitätsentwick-

lungsvereinbarungen vollumfänglich beim Träger der 

freien Jugendhilfe verbleibt (Meysen et al. 2014, Rn. 

58). Im Gegenzug hat dieser gegenüber dem Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe einen Anspruch auf Ab-

schluss entsprechender Vereinbarungen bzw. einen 

Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über 

deren Abschluss (Münder et al./von Boetticher/Mün-

der 2018, § 77 Rn. 15; beckOGK/Janda 2018, § 77 Rn. 

18; Schellhorn et al./Kern 2017, § 78b Rn. 18 ff.; Kunkel 

et al./Gottlieb 2018, § 78b Rn. 7 f.; Wiesner/Wiesner 

6.3	 Trägerauswahl

SIB basieren auf einer geschlossenen Konstruktion. 

Die Vorfinanzierungs- und Evaluationsmechanismen 

beziehen sich auf ein bestimmtes, notwendig konkret 

umgrenztes Angebot. Für die Leistungserbringung ist 

insoweit eine Trägerauswahl konstitutiv. Sie geht beim 

Abschluss von Vereinbarungen folglich mit der Privi-

legierung einzelner Träger unter Ausschluss anderer 

Träger einher. Hinsichtlich der rechtlichen Zulässigkeit 

ist im Bereich des Kinder- und Jugendhilferechts nach 

SGB VIII auch hier zu differenzieren zwischen Angebo-

ten mit einer Finanzierung im jugendhilferechtlichen 

Dreieck (6.3.1) und Angeboten mit zweiseitiger Finan-

zierung (6.3.2).

6.3.1	� Auswahl bei Finanzierung im 
jugendhilferechtlichen Dreieck

Entscheidet das Jugendamt über die Gewährung von 

Leistungen, aktiviert sich über den Verwaltungsakt ge-

genüber den Leistungsberechtigten das jugendhilfe-

rechtliche Dreiecksverhältnis. Nicht der Rechtsan-

spruch, mit dem eine Leistung im Gesetz hinterlegt ist 

(so missverständlich BVerwG 14.11.2002 – 5 C 57.01; 

Schaubild 5  Rechtsbeziehungen bei SIB in der Kinder- und Jugendhilfe (siehe auch Gutzmann 2018, 193)
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(nur im jugendhilfe-
rechtlichen Dreieck)
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Leistungsberechtigte/ 
Bürgerinnen

Leistungsträger/ 
Träger der öffentlichen  

Jugendhilfe

Leistungserbringer/ 
Träger der freien  

Jugendhilfe
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Finanzierungs- 
vereinbarung

Intermediär

Zielprämie 
im Erfolgsfall

Finanzzuwendung

Vorfinanzierungs- 
versprechen und  

Finanzierungsüber-
nahme im Erfolgsfall 

privater Förderer
zweckgebundenes 

Darlehen

(teilweise)  
Rückzahlung
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Der Abschluss von Vereinbarungen über – privat (vor)

finanzierte – Leistungen im Rahmen des geschlosse-

nen Systems eines SIB ist exklusiv. Handelt es sich um 

Leistungen, über deren Inanspruchnahme der Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe im Einzelfall entscheidet, 

befindet sich das Angebot des SIB im jugendhilferecht-

lichen Dreieck. In diesem besteht ein Anspruch auf Ab-

schluss bzw. ermessensfehlerfreie Entscheidung über 

den Abschluss einer Leistungs-, Entgelt- und Qualitäts-

entwicklung. Die Exklusivität und damit der Ausschluss 

anderer Leistungserbringer könnten diese rechtliche 

Konstruktion des SGB VIII unterlaufen und einen Ein-

griff in die Berufsausübungsfreiheit darstellen.

Von einer Maßnahme des Trägers der öffentlichen Ju-

gendhilfe mit objektiv berufsregelnder Tendenz und 

damit einem Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit 

nach Art. 12 Abs. 1 GG ist dann auszugehen, wenn in-

folge der gesicherten Finanzierung einzelner ein nicht 

unerheblicher Rückgang der Marktchancen der ande-

ren zu erwarten ist (VG Lüneburg 20.12.2005 – 4 B 

50/05; VG Osnabrück 13.11.2009 – 4 B 13/09). Ein 

solcher Eingriff kann insbesondere dann vorliegen, 

wenn 

•	� die Angebote ausgewählter Träger durch Pauschal-

finanzierung eine Abnahmegarantie erhalten (OVG 

Hamburg 10.11.2004 – 4 Bs 388/04; VG Ham-

burg 10.12.2015 – 13 K 1532/12; VG Hamburg 

5.8.2004 – 13 E 2873/04; Münder 2005);

•	� eine Vorauswahl getroffen wird, einzelfallfinan-

zierte Leistungen nur oder ganz überwiegend von 

ausgewählten Trägern erbringen zu lassen (VG 

Berlin 19.10.2004 – 18 A 404.04).

Ausreichend ist eine zumindest mittelbare, schwerwie-

gende Beeinträchtigung der Betätigungsfreiheit durch 

hoheitliches Handeln mit – vorhersehbar und in Kauf 

genommener – berufsregelnder Tendenz (OVG Lüne-

burg 11.7.2012 – 4 LA 54/11; VG Berlin 19.10.2004 

– 18 A 404/04; VG Hamburg 10.12.2015 – 13 K 

1532/12; VG Osnabrück 31.11.2009 – 4 B 13/09; 

Meysen, 2016). Die privilegierende Maßnahme muss 

eine hinreichende Eingriffsintensität haben, also einen 

2015, § 78b Rn. 24; jurisPK-SGB VIII/Luthe/Nellissen 

2015, § 77 Rn. 32; Mrozynski 2009, § 78b Rn. 8; Fiese-

ler et al./Wabnitz 2006, § 78b Rn. 17 f.; Jans et al. 2005, 

§ 78b Rn. 42; Jans et al. 2004, § 77 Rn. 16; Fieseler 

et al./Heinrich 2000, § 77 Rn. 25). Voraussetzung ist, 

dass die Leistungen, die der Träger der freien Jugend-

hilfe anbieten will, einerseits fachlich geeignet sind, um 

Rechtsansprüche nach dem SGB VIII zu erfüllen, und 

andererseits die Entgelte leistungsgerecht berechnet 

sind. Für stationäre und teilstationäre Leistungen ist 

dies in § 78b Abs. 2 S. 1 SGB VIII ausdrücklich geregelt: 

„Die Vereinbarungen sind mit den Trägern abzuschlie-

ßen, die unter Berücksichtigung der Grundsätze der 

Leistungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

zur Erbringung der Leistung geeignet sind.“ Im Bereich 

ambulanter Leistungen wird der Anspruch auf Ab-

schluss bzw. ermessensfehlerfreie Entscheidung über 

den Abschluss von Vereinbarungen auf den Gleichbe-

handlungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG) und das Grund-

recht der Berufsfreiheit gestützt (Art. 12 Abs. 1 GG) 

(BVerwG 30.9.1993 -–5 C 41.91; BVerwG 20.7.2000 

-–5 C 30.98; OVG Lüneburg 9.7.2010 -–4 ME 306/09; 

OVG Schleswig 19.9.2001 – 2 M 66/01; Kunkel et al./

Schindler/Elmauer 2018, § 77 Rn. 7; Banafsche 2011; 

Wabnitz 2011a, Rn. 2; Krug/Riehle/Riehle 2012, § 36a 

Anm. II.5; Fieseler et al./Heinrich 2000, § 77 Rn. 25).

Mit Leistungs- und Entgeltvereinbarungen 

nach §§ 77, 78b Abs. 2 SGB VIII werden Träger der 

freien Jugendhilfe – nicht zuletzt auch aus Gründen 

der Kostensteuerung – als Leistungsanbieter zuge-

lassen (Münder et al./von Boetticher/Münder 2018, 

§ 77 Rn. 15; MüKo/Tillmanns 2017, § 5 Rn. 11). Nur so 

können sie, von engen Ausnahmen abgesehen, bei der 

Leistungsgewährung berücksichtigt werden (§ 5 Abs. 2 

S. 2, § 36 Abs. 1 S. 5 SGB VIII) (VG Berlin 19.10.2004 – 

18 A 404.04). Nicht bereits auf der Ebene des Verein-

barungsabschlusses mit dem Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe, sondern erst bei der Leistungsgewährung 

und damit der Auswahl eines Angebots durch die Leis-

tungsberechtigten entscheidet sich die Verwirklichung 

der Marktchancen. Insoweit hat kein Träger der freien 

Jugendhilfe Anspruch auf Erfolg im Wettbewerb 

mit anderen Trägern (VG Hamburg 5.8.2004 – 13 E 

2873/04; VG Osnabrück 13.11.2009 – 4 B 13/09).
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Die Autismustherapie in Fallbeispiel 3 wird schon 

aus ethischen Gründen nicht als einziges oder 

überwiegend zu gewährendes Angebot nach § 35a 

Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII konzipiert und geplant wer-

den dürfen. Der innovative Erprobungscharakter 

setzt umfassende Aufklärung und ausdrückliche 

Bereitschaft der Leistungsberechtigten zur Inan-

spruchnahme voraus. Alternative Angebote sind 

vorzuhalten und zur Wahl zu stellen. Ist dies aller-

dings gewährleistet, steht einer Trägerauswahl für 

die Beteiligung am SIB nichts entgegen.

6.3.2	� Auswahl bei zweiseitiger 
Finanzierung

Bei zweiseitiger Finanzierung erfolgt eine direkte In-

anspruchnahme ohne vorherige Entscheidung und 

meist auch ohne Kenntnis des Trägers der öffentli-

chen Jugendhilfe über die Inanspruchnahme. Bei sol-

chen niedrigschwelligen, infrastrukturellen Angeboten 

ist eine Trägerauswahl nicht nur zulässig, sondern zur 

Sicherung wirtschaftlicher und sparsamer Haushalts-

führung regelmäßig gefordert. Es können nicht alle 

Träger, die für bestimmte Bedarfslagen Angebote vor-

halten wollen, eine Finanzierungszusage erhalten. Die 

Trägerauswahl darf daher – anders als im jugendhilfe-

rechtlichen Dreiecksverhältnis, im Rahmen dessen das 

wirtschaftliche Risiko beim Träger der freien Jugend-

hilfe verbleibt – Bedarfsgesichtspunkte berücksichti-

gen (Meysen et al. 2014, Rn. 58 ff. mit zahlr. Nachw.). 

Die Bedarfe müssen in der Jugendhilfeplanung erho-

ben, ausgewiesen und mit einem Konzept zur Bedarfs-

deckung hinterlegt werden (§ 80 SGB VIII).

Erhalten einzelne Träger keine Finanzierung 

und können daher auch keine Angebote nach SGB VIII 

machen, hat die Auswahl zwar objektiv berufsregelnde 

Tendenz und stellt einen Eingriff in die Berufsaus-

übungsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG dar (Meysen et 

al. 2014, Rn. 51, 67 ff.). Der Eingriff ist aber regelmäßig 

gerechtfertigt, wenn sich die Finanzierung auf die An-

gebote beschränkt, für die in der Jugendhilfeplanung  

ein Bedarf festgestellt wurde (Wabnitz 2011, Rn. 

nicht unerheblichen Rückgang von Marktchancen er-

warten lassen (Stähr, 2006). Die Zusicherung der Ge-

währung eines bestimmten Prozentsatzes aller ein-

zelfallfinanzierten Leistungen eines Segments nur aus 

dem Angebot eines ausgewählten Trägers stellt jeden-

falls bei 80 % Marktanteilen einen hinreichend intensi-

ven Eingriff dar (VG Berlin 19.10.2004 – 18 A 404.04; 

VG Hamburg 5.8.2004 – 13 E 2873/04). Bei trägerpri-

vilegierenden sozialräumlichen Konzepten ist zu prü-

fen, ob genügend Ausweichmöglichkeiten bestehen 

(OVG Berlin 4.4.2005 – 6 S 415.04).

Im Umkehrschluss ist die Gestaltung eines 

SIB im Bereich des jugendhilferechtlichen Dreiecks-

verhältnisses unter Auswahl einzelner Träger für die 

Leistungserbringung grundsätzlich zulässig. Voraus-

setzung ist, dass sie zum einen nur für einen kleinen 

Ausschnitt der Leistungspalette – in einem begrenz-

ten Sozialraum oder Angebotssegment – erfolgt (ein-

gehend Meysen et al. 2014, Rn. 261 ff.). Zum anderen 

muss das Wunsch- und Wahlrecht gewahrt bleiben, 

das den Leistungsberechtigten die Auswahl zwischen 

möglichst vielfältigen, weltanschaulich diversifizier-

ten Angeboten ermöglicht (§ 79 Abs. 2 S. 1, § 80 Abs. 2 

Nr. 2 SGB VIII). Sie sollen zwischen Einrichtungen und 

Diensten verschiedener Träger wählen und Wünsche 

hinsichtlich der Gestaltung der Hilfe zur Geltung brin-

gen können (§ 5 Abs. 1 SGB VIII; eingehend Meysen et 

al. 2014, Rn. 265 ff.).

Die ambulanten Hilfen zur Erziehung in Fallbei-

spiel 2 können nur dann zulässig als SIB gestaltet 

werden, wenn diese Leistungen, etwa nach § 27 

Abs. 2 SGB VIII, lediglich einen begrenzten Aus-

schnitt des Angebots ambulanter Hilfen zur Erzie-

hung für vergleichbare Bedarfslagen im Jugend-

amtsbezirk ausmachen. Dies ist jedenfalls dann 

der Fall, wenn sich die (Vor-)Finanzierung auf 

einen prozentualen Anteil der vom Jugendamt ge-

währten Leistungen deutlich unter 50 % oder auf 

einen sehr kleinen, räumlich abgegrenzten Be-

reich beschränkt.
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6.4	 Ausschreibungspflicht?

6.4.1	� Anwendbarkeit trotz mittelbarer  
bzw. vorbehaltlicher Finanz-
beziehungen

Beim SIB finanziert der Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe nicht direkt, sondern erst im Nachhinein. Öf-

fentliche Gelder werden also nur unter Vorbehalt ein-

gesetzt. Sie bleiben zunächst passiv und es kommt 

nur im Erfolgsfall zu einem aktiven Einsatz (zu einem 

echten Passiv-Aktiv-Transfer Hartmann & Jansen, 

2017). Bei der Beurteilung, ob gleichwohl ein öffent-

licher Auftrag im Sinne des § 103 Abs. 1 GWB vorlie-

gen könnte und damit eine Ausschreibung stattzufin-

den hat, ist eine wirtschaftliche Gesamtbetrachtung 

vorzunehmen. Nach der Rechtsprechung des EuGH 

ist der Begriff des finanzierenden öffentlichen Auf-

traggebers funktional zu verstehen, um Umgehun-

gen auszuschließen (EuGH 12.12.2002 – C-470/99, 

Rn. 50 ff.). Entscheidend für die Beurteilung der Aus-

schreibungspflicht ist die wirtschaftliche Einheit, d.h. 

der einheitliche Charakter einer vertraglichen Ge-

samtkonstruktion (EuGH 15.3.2012 – C-574/10, Rn. 

34 ff.; 20.10.2009 – C-536/07, Rn. 43 ff.). Ein solcher 

ist bei SIB ohne weiteres anzunehmen. Folglich ergibt 

sich eine Anwendbarkeit des Ausschreibungsrechts, 

wenn die betreffenden Leistungen nach SGB VIII aus-

geschrieben werden müssen bzw. dürfen. Für diese 

Frage ist wiederum zwischen dreiseitiger und zweisei-

tiger Finanzierung zu unterscheiden.

6.4.2	� Keine Ausschreibung im jugend-
hilferechtlichen Dreiecksverhältnis

Im jugendhilferechtlichen Dreiecksverhältnis be-

steht nach ganz herrschender Auffassung kein öffent-

licher Auftrag im Sinne des § 103 Abs. 1 GWB und ist 

vor Abschluss von Leistungs- und Entgeltvereinbarun-

gen auch kein Ausschreibungsverfahren durchzufüh-

ren (BAG FW, 2017). Vereinbarungen nach § 77 bzw. 

§ 78b Abs. 2 SGB VIII im jugendhilferechtlichen Drei-

eck beinhalten noch keine Abnahme von Leistungen 

und begründen somit noch keinen Anspruch auf eine 

Gegenleistung. Der Träger der freien Jugendhilfe trägt 

25 ff.). Bei der Förderungsfinanzierung ergibt sich dies 

unmittelbar aus § 74 Abs. 3 S. 2 SGB VIII (OVG Münster 

26.9.2003 – 12 B 1727/04), bei der zweiseitigen Ver-

einbarungsfinanzierung nach § 77 SGB VIII ist die Vor-

schrift analog anzuwenden (Meysen et al. 2014, Rn. 74). 

Soweit der Umfang des Bedarfs und die Rahmenbedin-

gungen der Angebotsgestaltung dies zulassen, ist das 

Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten bei 

der Angebotsgestaltung zu achten (§ 3 Abs. 1, § 5 Abs. 1, 

§ 9 Nr. 1 SGB VIII; Meysen et al. 2014, Rn. 75 f.).

Für die Angebote der mobilen Kita in Fallbei- 

spiel 4 können insbesondere aus wirtschaftlichen 

und Bedarfsgesichtspunkten in den Sozialräu-

men, in denen die Fachkräfte mit ihrem Bus un-

terwegs sind, nicht mehrere Träger gleichzeitig fi-

nanziert werden, wenn der Bedarf durch einen 

Anbieter bereits gedeckt ist. Eine Trägerauswahl 

ist somit zulässig und geboten, wenn die Jugend-

hilfeplanung den betreffenden Bedarf und dessen 

Deckung durch einen – ausgewählten bzw. auszu-

wählenden – Träger ausweist.

Die sozialpädagogisch begleiteten Ausbildungs- 

und Beschäftigungsmaßnahmen nach § 13 Abs. 2 

SGB VIII in Fallbeispiel 1 können nur dann einen 

oder hier mehrere Träger der freien Jugendhilfe pri-

vilegieren, wenn keine anderen Anbieter entspre-

chende Angebote vorhalten (wollen) oder wenn nur 

ein geringerer Anteil der Jugendlichen mit einem 

entsprechenden Bedarf in die SIB-Maßnahme ver-

mittelt werden. Andernfalls bedeutet die Vermitt-

lung durch den Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

in die Angebote der SIB-Leistungserbringer einen 

nicht zu rechtfertigenden Eingriff in die Berufsaus-

übungsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG der ande-

ren freien Träger. Diesen ist auf der Ebene der Ver-

einbarungen über die Leistungen und Entgelte der 

gleichberechtigte Zugang zu ermöglichen. Bei der 

Vermittlung des einen oder anderen Angebots dür-

fen seitens des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 

nur sachliche, am Bedarf des jungen Menschen ori-

entierte Erwägungen angestellt werden (Meysen, 

2016; Meysen et al. 2014, Rn. 268 f.).
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Anders als allgemein beim Abschluss von Vereinbarun-

gen nach §§ 77, 78b Abs. 2 SGB VIII ist die Auswahl 

als Leistungserbringer im Rahmen eines SIB regelmä-

ßig exklusiv. Diese kann jedoch nur für einen kleinen 

Ausschnitt der Leistungspalette – in einem Sozialraum 

oder Angebotssegment – zulässig erfolgen (siehe oben 

6.3.1). Andere Träger der freien Jugendhilfe sind somit 

vom Angebot und dem Abschluss von Finanzierungs-

vereinbarungen für Leistungen im jugendhilferechtli-

chen Dreieck nicht ausgeschlossen. Der ausgewählte 

Träger erhält mit dem SIB noch keine Abnahmega-

rantie, sondern bleibt von der Entscheidung der Leis-

tungsberechtigten zur Inanspruchnahme der betref-

fenden Angebote abhängig. Ein Beschaffungsvertrag 

nach § 103 Abs. 1 GWB liegt bei Leistungen, über 

deren Gewährung in der Zukunft erst vom Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe auf Grundlage einer Annah-

mebereitschaft der Leistungsberechtigten entschie-

den werden muss, auch bei SIB nicht vor.

Im Fallbeispiel 2 findet bei den ambulanten  

Hilfen zur Erziehung keine Ausschreibung statt.  

Die Angebote konkurrieren um die Inanspruch-

nahme durch Leistungsberechtigte mit entspre-

chender Bedarfslage mit allen Leistungen von Erzie-

hungshilfeträgern. Gleiches gilt für die Angebote für 

autistische Kinder und Jugendliche in Fallbeispiel 3.

6.4.3	� Meinungsstreit um Ausschreibungs-
pflicht bei zweiseitiger Verein- 
barungsfinanzierung

Bei zweiseitiger Vereinbarungsfinanzierung nach § 77 

SGB VIII findet regelmäßig eine Trägerauswahl ent-

sprechend der Bedarfsplanung und den zur Verfügung 

gestellten Haushaltsmitteln statt (siehe oben 6.3.2). 

Ob deshalb ein öffentlicher Auftrag im Sinne des § 103 

Abs. 1 GWB zustande kommt und daher eine Aus-

schreibungspflicht besteht, ist in der juristischen Lite-

ratur hoch umstritten (eingehend hierzu Meysen et al. 

2014, Rn. 149 ff.). Die eine Auffassung geht vom Ab-

schluss von Austauschverträgen und damit der An-

wendbarkeit des europarechtlich determinierten  

das unternehmerische Risiko allein. Es fehlt an der Be-

schaffung in einem synallagmatischen Verhältnis (OVG 

Münster 18.3.2005 – 12 B 1931/04; Sen 2017, 92 f.; 

Glahs & Rafii 2016, 172 ff.; Meysen et al. 2015, 57 f.; 

Hinrichs 2012, 28; von Boetticher 2011, 158; Hauck/

Noftz/Stähr 2011, § 78b Rn. 52; Banafsche 2010, 

230 f.). Auftraggeber bleiben somit – trotz Leistungs- 

und Entgeltvereinbarung – die Leistungsberechtigten 

und nicht die Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Eine 

Privilegierung findet nicht statt (Münder et al./von Bo-

etticher/Münder 2018, § 77 Rn. 11; Schellhorn et al./

Kern 2017, § 77 Rn. 27; Wiesner/Wiesner 2015, § 77 

Rn. 13; jurisPK-SGB VIII/Luthe/Nellissen 2015, § 77 

Rn. 90; Hauck/Noftz/Stähr 2011, § 78b Rn. 52; Hin-

richs 2012, 28; von Boetticher 2003, 26 ff. – Einge-

hend zum Ganzen Meysen et al. 2014, Rn. 271 ff.).

Da das wirtschaftliche Risiko im Bereich des 

sozialrechtlichen Dreiecksverhältnisses bei den Trä-

gern der freien Jugendhilfe verbleibt, besteht ein An-

spruch auf Abschluss bzw. auf ermessensfehlerfreie 

Entscheidung über den Abschluss entsprechender 

Vereinbarungen (siehe oben 7.3.1 m. Nachw.). Somit 

besteht nicht nur keine Ausschreibungspflicht, son-

dern vielmehr sogar auch ein Verbot der Durchfüh-

rung von Vergabeverfahren (BVerwG 13.5.2004 – 

3 C 2.04; OVG Münster 18.3.2005 – 12 B 1931/04; 

27.9.2004 – 12 B 1390/04; VG Münster 18.8.2004 

– 9 L 970/04; SG Osnabrück 28.1.2015 – S 33 AS 

320/13; Jung/von Renesse 2008, § 78b Rn. 20). Ver-

einzelt gebliebene Gegenstimmen in der sozialge-

richtlichen Rechtsprechung (LSG Sachsen 12.2.2015 

– L 3 AS 1333/13; SG Düsseldorf 29.4.2016 – S 42 

SO 73/16 ER) vermögen nicht zu überzeugen. Im Be-

reich des sozialrechtlichen Dreiecksverhältnisses ist 

– ohne gesetzliche Eingriffsermächtigung – jede An-

gebotssteuerung durch Bedarfsprüfung unzulässig 

(siehe bereits BVerwG 30.9.1993 – 5 C 41.91; BSG 

7.10.2015 – B 8 SO 19/14 R; 24.9.2002 – B 3 A 1/02 

R; 23.7.2002 – B 3 KR 63/01 R; LSG Baden-Württem-

berg 13.7.2006 – L 7 SO 1902/06 ER-B; LSG Berlin-

Brandenburg 2.9.2011 – L 23 SO 147/11 B ER; LSG 

Hessen 20.6.2005 – L 7 SO 2/05 ER; BeckOGK/Janda 

2018, § 77 Rn. 19; Sen 2017, 96; BAG FW, 2017; 

Glahs & Rafii 2016, 176 f.).
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In den Fallbeispielen 1 und 4 erfolgt eine  

Trägerauswahl, welcher Träger der freien  

Jugendhilfe die Angebote der Jugendsozial- 

arbeit und der mobilen Kita erbringt. Ob hierfür 

ein Ausschreibungsverfahren durchzuführen ist 

oder nicht, ist rechtlich umstritten.

6.5	� Sicherung der Einhaltung 
struktureller Qualitätsvorgaben 
durch den Leistungserbringer

Wer Leistungen nach SGB VIII erbringt, ist vom Trä-

ger der öffentlichen Jugendhilfe zur Einhaltung der ge-

setzlich vorgegebenen Qualitätskriterien zu verpflich-

ten. So ist zum Beispiel ein entsprechendes Niveau 

beim Schutz personenbezogener Daten zu gewähr-

leisten (§ 61 Abs. 3 SGB VIII). Es sind Vereinbarun-

gen über die Wahrnehmung des Schutzauftrags bei 

Kindeswohlgefährdung (§ 8a Abs. 4 SGB VIII) und ab-

zuschließen über die Sicherstellung, dass keine ein-

schlägig vorbestrafte Personen beschäftigt oder in die 

Aufgabenwahrnehmung einbezogen werden (§ 72a 

Abs. 2 und 4 SGB VIII). Diese Sicherstellungsverant-

wortung trifft den Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 

Die Finanzierungsvereinbarungen erfordern 

in jedem Fall einen Vertragsschluss zwischen dem Trä-

ger der öffentlichen und dem Träger der freien Ju-

gendhilfe. Es bietet sich an, die Sicherstellungsauf-

träge des SGB VIII bei dieser Gelegenheit ebenfalls 

zu regeln. Dies kann durch gesonderte Vereinbarun-

gen oder integriert in einem vertraglichen Gesamtkon-

strukt erfolgen. Hinsichtlich der datenschutzrechtli-

chen Anforderungen ist eine – ausreichend konkrete 

– Selbstverpflichtung als ausreichend anzusehen 

(Münder et al./Hoffmann 2018, § 61 Rn. 28; Kunkel et 

al./Kunkel 2018, § 61 Rn. 299; Wiesner/Mörsberger 

2015, § 61 Rn. 8).

Denkbar ist auch, dass der Träger der öffentli-

chen Jugendhilfe die Gewährleistungs- und Sicherstel-

lungsaufgaben an den Intermediär delegiert. In diesem 

Fall lässt sich der Intermediär vom Träger der freien 

Vergaberechts aus (Münder et al./von Boetticher/

Münder 2018, § 77 Rn. 12 f.; Wiesner/Wiesner 2015, 

§ 77 Rn. 13; Hinrichs 2012, 30 f.; Rixen 2011, 167; 

von Boetticher 2011a, Rn. 34; Vergabekammer Bez-

Reg. Münster 2.7.2004 – VK 13/04; Vergabekammer 

Stuttgart 11.1.2006 – 1 VK 73/0). Die Gegenauffas-

sung rekurriert auf die Grundprinzipien des SGB VIII, 

insbesondere die freie, partnerschaftliche Betätigung 

der freien Jugendhilfe (§ 4 Abs. 1 SGB VIII) und die 

fehlende Pflicht zur Erfüllung eines öffentlichen Auf-

trags (Kunkel et al./Schindler/Elmauer 2018, § 77 Rn. 

7; Schellhorn et al./Kern 2017, § 77 Rn. 27; Meysen et 

al. 2015, 60 ff.; Fieseler et al./Wabnitz 2005, § 74 Rn. 

124). 

Je nachdem, ob die Ausschreibungspflicht aus 

der Perspektive des Wirtschaftsrechts oder der Spe-

zifika des Kinder- und Jugendhilferechts mit seinem 

Grundprinzip der Subsidiarität (§ 4 Abs. 2 SGB VIII) ge-

prüft wird, überzeugen die einen oder anderen recht-

lichen Argumente. Aufgrund des juristischen Mei-

nungsstreits wird die Frage vor Ort jeweils politisch 

zu klären sein. In jedem Fall ist ein transparentes Aus-

wahlverfahren mit Interessenbekundung durchzufüh-

ren. Geht der Träger der freien Jugendhilfe in der Ver-

einbarung nach § 77 SGB VIII indes keine Pflicht zum 

Angebot von entsprechenden Leistungen ein, bleibt er 

also in seiner Betätigung frei. Er macht sich bei ausblei-

bendem Angebot nicht schadensersatzpflichtig und es 

bleibt bei der Gewährleistungsverantwortung des Trä-

gers der öffentlichen Jugendhilfe (Jans et al./Werner/

Feldhaus 2013, § 79 Rn. 6). Ein synallagmatisches Auf-

tragsverhältnis im Sinne des § 103 Abs. 1 GWB kann 

nicht angenommen werden (Meysen et al., 2015).

Die Förderung nach § 74 SGB VIII beruht auf 

einem einseitigen Zuwendungsbescheid. Zwischen 

Leistungsträger und Leistungserbringer wird kein ent-

geltlicher Vertrag geschlossen. Ein ausschreibungsbe-

dürftiger Auftrag erfolgt somit nicht (BAG FW, 2017; 

Kunkel et al./Kunkel 2018, § 74 Rn. 60; Wiesner/Wies-

ner 2015, § 74 Rn. 54; Meysen et al. 2014, Rn. 144 m. 

Nachw.).
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Jugendhilfe die entsprechenden vertraglichen oder 

sonstigen Zusicherungen geben. Bei entsprechendem 

Nachweis kommt der Träger der öffentlichen Jugend-

hilfe seinen Verpflichtungen aus § 8a Abs. 4, § 61 Abs. 

3 und § 72a Abs. 2 und 4 SGB VIII ebenfalls nach.
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